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Doch  äußerst  unnütz;  denn  als  noch  der  Mensch 
In  seinem  blinden  Glauben  über  sich 
Stehende  höh’re  Wesen  angebetet, 

Ja  solche,  die  das  Schicksal  selbst  beherrschten, 
Hielt  er  das  Gold  für  ebenso  allmächtig 
Und  opferte  auf  dessen  Glücksaltären 
Wolieben,  Recht  und  alles  was  ihm  heilig, 

Um  nur  in  den  Besitz  von  einem  Stückchen 
Des  gleißenden  Metalles  zu  gelangen, 

Wofür  er  alles  leicht  in  Tausch  erhielt; 
Unglaublich,  doch  erwiesen,  Brot  sogar.“ 

(„Tragödie  des  Menschen.“) 


An  den  Leser! 


Neue  Strassen  sollen  hier  erschlossen , ausgefahrene 
gefährliche  Wege  gesperrt  werden. 

Die  Grösse  des  Gebiets  gestattete  nicht  überall 
Gemeinverständlichkeit. 

Wer  sich  nicht  eingehend  mit  Volkswirtschaft  befasst 
hat  und  doch  die  Endziele  der  Arbeit  kennen  lernen  will, 
lese  Seite  5 bis  9 und  Seite  82  bis  Schluss. 


Es  wird  stille  werden  über  den  weißen  Ebenen  Rußlands, 
über  den  verbrannten  Ästen  des  Argonnenwaldes. 

Von  den  Gräbern  Millionen  Braver  werden  Millionen 
Brave  sich  lösen,  werden  in  die  Heimat  eilen. 

Die  Maschinen  der  Zerstörung  verstummen,  die  Maschi- 
nen des  Schaffens  erwachen.  Heimikehrende  Panzer  begegnen 
ausfahrenden  Handelsflotten.  Der  blutige  Krieg  erlischt,  es 
entflammt  der  unblutige.  Der  belebende  Kampf  tritt  an  die 
Stelle  des  vernichtenden,  wenn  auch  ein  Losungswort  beiden 
gemeinsam  ist:  Des  anderen  Schade  — der  eigene  Nutzen. 

Friedensbedingungen,  Handelsverträge  werden  den  kom- 
menden Wirtschaftskrieg  vielleicht  mildern,  aufheben  läßt  er 
sich  nicht.  Wirtschaftsbündnisse,  Boykottbestrebungen  — in 
diesem  Zeichen  steht  die  nächste  Zukunft  Europas,  Amerikas,, 
der  ganzen  Welt. 

Aber  auch  ein  anderer,  zielloser  Krieg  droht  einzusetzen. 
Der  Restriktionskampf , der  Kampf  um  die  Valuta  belebt  nicht, 
er  schafft  nicht,  und  wenn  er  auch  kein  Blut  vergießt  — 
er  tötet. 

Der  eine  Staat  will  seinen  Invaliden,  seinen  Witwen  und 
Waisen,  Geplünderten  und  Gebrandschatzten,  Fixbesoldeten, 
Pensionisten  und  kleinen  Rentnern  aufhelfen.  Er  trachtet,  von 
neuen,  drückenden  Steuern  zunächst  abzusehen,  um  der  wie- 
dergenesenden Wirtschaft  das  so  notwendige  Kapital  zu  erhal- 
ten, er  bestrebt  sich,  seine  Demobilisierten  solange  mit  öffent- 
lichen Arbeiten  zu  versorgen,  bis  der  Arbeitsmarkt  ins  Gleich- 
gewicht gebracht,  die  heimkehrenden  Krieger  mit  Verdienst- 
möglichkeiten versehen  sind. 
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Was  aber  hilft  der  beste  Vorsatz  der  umsichtigsten  Regie- 
rung, wenn  die  Nachbarn  aus  valutarischen  Gründen  zu  preis- 
drückenden Ersparungen,  zu  hohem  Zinsfüße  und  großen  direk- 
ten Steuern  greifen;  wenn  dort  weniger  Ersatz  geleistet, 
schneller  besteuert,  wenn  der  heimkehrende  Krieger  mehr  oder 
weniger  seinem  Schicksale  überlassen  wird?  Das  natürliche 
Resultat  ist  ein  gegenseitiges  Über-  und  Unterbieten,  ein 
Wettsparen  und  Wettkonfiszieren  bis  an  die  Grenzen  der  Mög- 
lichkeit, und  die  weitere  Folge  eine  prozentuell  immer  höhere 
Belastung  der  Volksvermögen  mit  den  Zinsen  der  Staatsschuld . 

Das  ist  der  Valutakrieg,  der,  wenn  nicht  Abhilfe  geschaffen 
wird,  nach  dem  Friedensschluß  einsetzen  muß.  Hier  gilt  nicht 
mehr  der  Satz,  daß  der  fremde  Schade  den  eigenen  Nutzen  be- 
deutet. Hier  ist  der  fremde  Schade  der  eigene  Ruin . 


EINLEITUNG. 

Existenzeinheit. 

Existenzeinheit  (E)  ist  der  tägliche  Gesamtpreis  jener 
Bedarfsartikel,  welche  zum  Lebensunterhalt  des  einzelnen 
unumgänglich  notwendig  sind. 

Sie  ist  das  auf  den  Tag  berechnete  Existenzminimum  des 
pichtqualifizierten  freien  Lohnarbeiters,  also  mit  Rücksicht  auf 
das  eherne  Lohngesetz  sein  Taglohn . 

Die  Existenzeinheit  richtet  sich: 

A)  Nach  den  Lebensansprüchen  des  freien  Lohnarbeiters; 

B)  nach  den  Preisen  der  zur  Befriedigung  dieser  Lebens- 
ansprüche dienenden  Bedarfsartikel  (Bedarfsartikel  I.  Klasse). 

Von  dem  Steigen  oder  Fallen  der  Existenzeinheit  hängen 
die  Preise  der  meisten  Erzeugnisse  ab. 

Einschränkung  der  Lebensansprüche  des  freien  Lohn- 
arbeiters durch  Arbeitslosigkeit  verkleinert  die  Existenzein- 
heit und  damit  die  Preise,  Preissteigerung  der  Bedarfsartikel 
I.  Klasse  erhöht  sie. 

Nach  oben  ist  die  Existenzeinheit  durch  das  eherne  Lohn- 
gesetz begrenzt.  Die  untere  Grenze  ist  durch  Preisregulierung 
der  Bedarfsartikel  erster  Klasse,  sowie  durch  entsprechenden 
Arbeiterschutz  (Arbeitslosenversicherung,  Minimalstunden- 
löhne) zu  set&en. 

Existenzeinheit  und  innerer  Geldwert. 

Im  Gegensatz  zu  den  Anhängern  der  sogenannten  Tabel- 
larwährung soll  die  durchschnittliche  Existenzeinheit  einer 
Anzahl  von  Lohnarbeit  er -Kategorien  (verschieden  nach  Ört- 
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lichkeit  und  Jahreszeit)  als  Maßstab  für  den  Außenstehenden 
bei  Bestimmung  eines  Preisniveaus  vorgeschlagen  werden. 

Angesichts  der  unermeßlichen  Gebiete,  die  von  einem 
eventuellen  internationalen  Abkommen  berührt  würden,  ist 
eine  taxative  Aufzählung  jener  Bedarfsartikel  I.  Klasse, 
welche  nach  den  Gewohnheiten  der  Bevölkerung  zum  Le- 
bensbedarf überall  notwendig  erscheinen,  kaum  denkbar. 

Die  Existenzeinheit  ist  nach  Gegend,  Jahreszeit,  Nationa- 
lität der  Arbeiter  jeweils  verschieden,  aber  an  gleichen  Orten 
zur  gleichen  Jahreszeit  ist  sie  sich  immer  gleich  geblieben. 
Immer  haben  höher  entwickelte  Völker  höhere  Lebensan- 
sprüche geäußert  als  minder  kultivierte  Nationen.  Den  deut- 
schen, amerikanischen,  englischen  und  anderen  Arbeitern  ist 
der  Besitz  von  Seife,  anständiger  Kleidung,  Tabak  ungleich 
wichtiger  als  dem  Kuli,  der  mit  einer  Schüssel  Reis  sein  Aus- 
kommen ganz  gut  findet  und  halbnackt  herumläuft. 

Ein  Bild  von  den  verschiedenen  Lebensansprüchen  dürf- 
ten die  Löhne  der  Kohlenarbeiter  in  einzelnen  Gegendem 
geben. 

Nach  Helft  erich  (Deutschlands  Volkswohlstand,  S.  104  f.) 
machte  der  durchschnittliche  Jahresverdienst  des  englischen 
Kohlenarbeiters  im  Jahre  1912  1642  Mark  aus,  im  deutschen 
Ruhrgebiet  war  er  1790  Mark. 

In  Ungarn  betrug  er  (nach  den  dem  Verfasser  durch  die 
Direktion  der  Salgotarjäner  Steinkohlenbergbau-A.-G.  lie- 
benswürdigerweise zur  Verfügung  gestellten  Daten)  1185 
Mark  (1422  Kronen)  für  elfstündige  Schicht.  In  Österreich 
sind  die  Lohnverhältnisse  ähnlich,  doch  beträgt  die  Schicht 
durchschnittlich  neun  Stunden  täglich. 

Die  Existenzeinheit  ist  nun  in  ihrem  Durchschnitt  ein 
empfindliches  Meßinstrument  für  kommende  Preisbewe- 
gungen. 

Noch  können  die  Lebensmittelpreise  in  einem  Wirt- 
schaftsgebiete hohe  sein,  aber  schon  kann  Arbeitslosigkeit  die 
Lebensansprüche  des  freien  Lohnarbeiters  drücken  und  damit 
das  Fallen  der  Preise,  die  Steigerung  des  inneren  Geldwertes 
Vorhersagen. 
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Andererseits  kann  reiche  Arbeitsgelegenheit  ein  Steigen 
der  Löhne  und  damit  in  Bälde  allgemeine  Preishebung,  somit 
Senkung  des  inneren  Geldwertes  ankündigen. 

Die  durchschnittliche  Existenzeinheit,  der  Taglohn  ist 
jedenfalls  ein  verläßlicherer  Wertmesser  für  den  inneren 
Geldwert  als  Preistabellen  und  Indexnummern. 


Existenzeinheit  und  äußerer  Geldwert. 

Vor  dem  Kriege  haben  alle  Nationen  am  Welthandel  teil- 
genommen. Einige  Staaten  exportierten,  weil  sie  teurer,  aber 
besser , andere,  weil  sie  minder,  aber  billiger  erzeugten.  Bei 
Deutschland,  England  und  anderen  Staaten  wirkte  neben  dem 
Export  das  V er  fr  achter  geschält  wesentlich  auf  die  Zahlungs- 
bilanz ein.  Guthaben,  Handelsverträge,  Wertpapierexport  usw. 
stellten  im  übrigen  das  Gleichgewicht  her. 

Ceteris  paribus  ist  also  auch  nach  dem  Kriege  die  Erhal- 
tung der  Zahlungsbilanz  eines  Staates  befestigt,  wenn  sich  der 
im  Inland  gezahlte  Taglohn  zu  dem  im  Ausland  gezahlten 
dauernd  im  alten  Verhältnis  bewegt , weil  eben  vom  Taglohn 
die  wichtigsten  Elemente  der  Zahlungsbilanz,  nämlich  die 
Preise  der  Waren,  Schiffe  und  somit  auch  der  Frachten  ab- 
hängen. 

Ist  die  Zahlungsbilanz  eines  Staates  gesichert , dann  ist  es 
bekanntlich  auch  der  äußere  Geldwert,  mag  eine  große  oder 
kleine,  oder  gar  keine  Golddeckung  vorhanden  sein. 

Denn  im  Falle  günstiger  Zahlungsbilanz  strömt  Gold  ins 
Land  und  so  ist  sowohl  bei  Metallisten  wie  auch  bei  Charta- 
listen die  günstige  Zahlungsbilanz  die  erste  Voraussetzung  für 
eine  gefestigte  Valuta. 


Valuta.  Wechselkurse,  Stützung. 

Die  Valuta  eines  Staates  steigt  oder  sinkt  mit  der  wahr- 
scheinlichen Sicherheit  seiner  Zahlungsbilanz . 

Da  ceteris  paribus  diese  Sicherheit  auf  dem  Verhältnisse 
der  Existenzeinheiten  zweier  Staaten  zu  einander  ( E : Ei)  be- 
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ruht,  die  „cetera“  aber  heute  vollständig  im  Dunkel  liegen,  so 
verfügen  wir  für  die  nächste  Zeit  nur  über  einen  einzigen  Wert- 
messer der  Valuta,  und  dieser  ist  die  Verhältniszahl  E:  Eu 
beziehungsweise  die  Sicherheit  ihrer  Erhaltung. 

Das  Verhältnis  der  Valuten  zweier  Staaten  ist  also  ceteris 
paribus  die  Umkehrung  des  Verhältnisses  ihrer  Existenzein- 

heiten.  — — = cp  — • 

V a Ei 

Unter  den  „cetera“,  welche  die  Valuta  günstig  beein- 
flussen, da  sie  neue  Exportmöglichkeiten  eröffnen,  fungieren 
günstige  Handelsverträge,  neue  Produktionsmethoden,  Erfin- 
dungen. Ungünstig  beeinflußt  wird  der  Export  durch  Güter- 
verlust, -verbrauch,  -Zerstörung  usw. 

Die  Verhältniszahl  E:  Ei  würde,  nur  an  der  Hand  der  Koh- 
lenarbeiterlöhne gemessen,  folgendermaßen  aussehen: 

Die  deutsche  Valuta  ist  zur  englischen  in  fixer  Relation, 
wenn  sich  die  Löhne  der  Kohlenarbeiter  verhalten  wie 
1642:  1790. 

Die  deutsche  Valuta  ist  zur  österreichisch-ungarischen 
in  bleibender  Höhe  bei  einem  Verhältnis  der  Existenzeinheiten 
wie  1790:  1185. 

Die  Löhne  der  Kohlenarbeiter  dürften,  sollen  sie  sich  allein 
zum  Wertmesser  eignen,  natürlich  in  keiner  Weise  künstlich 
beeinflußt  sein. 

Zur  Kontrolle  wären  deshalb  auch  beliebige  andere  Lohn- 
Lategorien  heranzuziehen,  d.  h.  der  Durchschnitt  verschiedener 
Lohnkategorien  als  Existenzeinheit  anzunehmen. 

Valutakonstante  ist  ceteris  paribus  der  Bruch  E:Ei,  kurz 


Hat  also  in  einem  minder  aber  billig  produzierenden  Staate 
vor  dem  Kriege  die  Existenzeinheit  beispielsweise  3 Fr,  in 
einem  anderen  teuer  aber  qualitätsmäßig  erzeugenden  Staate 
4 Fr  betragen,  und  ist  in  einem  späteren  Zeitpunkt  in  beiden 
Staaten  der  Lohn  je  12  Fr,  so  hat  sich  die  Valuta  ceteris  paribus 
in  folgender  Weise  verändert: 
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1 Fr  des  einen  Staates  wäre  1 Fr  des  anderen  nur  dann 
gleichwertig,  wenn  sich  die  Existenzeinheiten  wie  3 : 4 ver- 
hielten. 

4 

Da  die  „cetera“  z.  B.  ungeändert  = -~sind,  so  ist  die  Valu- 
takonstante  = 1. 

Da  sich  aber  das  Verhältnis  auf  12  : 12,  nämlich  auf  4.3: 
3 . 4 verschiebt,  so  hat  sich  der  innere  Geldwert  des  ersten 
Staates  auf  das  vierfache,  der  des  zweiten  auf  das  dreifache 

, 4.12  4 

verschlechtert.  ■_  — r = — • 

0.1  ö 

Wenn  sich  aber  die  Verminderungen  der  Kaufkraft  so  wie 
4 : 3 verhalten,  dann  ist  der  künftige  Wert  der  beiden  Valuten 
zu  einander  so  wie  3 : 4 anzunehmen. 

ln  dieser  Erkenntnis  liegt  die  Unterscheidung  zwischen 
Valuta  und  Wechselkurs . 

Wenn  jemand  in  Deutschland  eine  Darlehensverbindlich- 
keit mit  Amerika  eingeht,  dann  wird  es  ihn  nicht  nur  inter- 
essieren, wieviel  er  momentan  bekommt,  sondern  auch,  wieviel 
er  seinerzeit  wird  zurückzahlen  müssen. 

Der  Wechselkurs  ist  nur  ein  augenblickliches  Abbild  von 
Angebot  und  Nachfrage  im  Devisenhandel.  Angebot  und  Nach- 
frage richten  sich  aber  regelmäßig  nach  den  augenblicklichen 
Verhältnissen  und  sehen  nicht  in  die  Zukunft. 

Ist  also  die  normale  Valuta  die  Unveränderlichkeit  des 
Verhältnisses  zweier  Existenzeinheiten,  so  ist  der  Wechsel- 
kurs nicht  einmal  der  Glaube  an  diese  Unveränderlichkeit. 

Diese  Unterscheidung  wird  nicht  immer  festgehalten. 

A)  Ein  Staat  (I),  dessen  Existenzeinheit  sich  im  Verhält- 
nis zu  der  eines  anderen  (II)  erhöht  hat,  schließt  sich  von  jeder 
Einfuhr  ab.  Während  dieser  Zeit  liefert  der  erwähnte  Staat 
fortgesetzt  Rohöl  oder  Eisen  an  den  Staat  II.  Es  herrscht 
beständige  Nachfrage  nach  Wechseln  von  I und  das  Fehlen 
jedes  Anbotes  steigert  den  Wechselkurs.  Nun  weiß  aber  jeder- 
mann, daß  Staat  I seine  Abschließung  auf  die  Dauer  nicht  wird 
aufrechterhalten  können,  es  sind  alle  Anzeichen  vorhanden, 
daß  für  spätere  Zeit  eine  passive  Zahlungsbilanz  dort  bevor- 
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steht,  und  doch  herrscht  rege  Nachfrage  nach  Devisen,  für 
den  Augenblick,  also  günstiger  Wechselkurs . 

B)  Ein  Staat  (I)  mit  wesentlich  erhöhter  Existenzeinheit 
nimmt  bei  einem  anderen  Staate  (II)  mit  minder  veränderter 
Existenzeinheit  größere  Anleihen  (oder  aber  er  versendet  aus 
seinem  Bestand  eigene  oder  fremde  Wertpapiere).  Durch 
diese  Transaktion  wird  die  Nachfrage  nach  Wechseln  herab- 
gesetzt, werden  die  Wechselkurse  verbessert,  ohne  daß  die 
Grundlagen  der  Valuta  geändert  würden. 

C)  Ein  Staat  (I)  hat  wesentlich  erhöhte  Existenzeinheit, 
der  andere  (II)  gleichfalls.  Aber  während  in  I die  Existenzein- 
heit nicht  sinken  kann  (aus  Gründen  der  Staatsschuld),  kann 
sie  in  II  auf  die  Dauer  nicht  aufrechterhalten  bleiben  (aus 
Gründen  der  Golddeckung). 

Wieder  sind  die  Wechselkurse  günstig,  die  Valuta  jedoch 
erschüttert. 

Es  hat  Cassel  in  seinem  Buche  „Deutschlands  wirtschaft- 
liche Widerstandskraft“  auf  den  Unterschied  zwischen  Valuta 
und  Wechselkursen  verwiesen.  Cassel  berechnet,  daß  die  eng- 
lische Valuta  nach  den  Wechselkursen  bloß  um  2%  entwertet 
ist,  daß  aber  die  Kaufkraft  des  Pfund  Sterling  den  Indexziffern 
gemäß  59%  eingebüßt  hat. 

Auch  Cassels  Methode  gibt  noch  kein  vollständiges  Bild 
der  Valuta. 

Zwei  Staaten,  I und  II,  hatten  beispielsweise  vor  Kriegs- 
ausbruch die  Valutakonstante  1 : 1,  d.  h.  die  Existenzeinheiten 
waren  in  beiden  gleich  hoch. 

Im  Staate  I ist  nun  z.  B.  eine  dreifache  Staats- 
renteninflation (Begriffsbestimmung  folgt)  entstanden,  wäh- 
rend der  Staat  II  eine  doppelte  Goldinflation  aufzuweisen  hat. 
Staat  I verfügt  noch  über  Millionen  von  Wertpapieren  des 
Staates  II,  die  er  zur  Zahlung  verwendet.  Nichtsdestoweniger 
zeigt  sich  trotz  freier  Einfuhr  bereits  eine  Teuerung  der  wich- 
tigsten Lebensmittel,  so  daß  sich  die  Existenzeinheit  I zur 
Existenzeinheit  II  wie  2V2:  2 verhält.  Die  Wechselkurse  sind 
hier  infolge  Wertpapierversendung  al  pari.  Die  allgemeine 
Stimmung  hält  die  Valuta  des  Staates  I für  gut. 
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Nach  der  Cassel' sehen  Methode  würde  eine  gewisse 
Valutaverschlechterung  (2:  IV2)  durch  Indexnummern  bereits 
feststellbar  sein. 

Nach  Auffassung  des  Verfassers  liegt  hier  eine  dreifache 
Valutaverschlechterung  vor,  weil  die  dreifache  Staatsrenten- 
inflation — wenn  nicht  Restriktion  (siehe  später)  eintritt  — 
ohne  Vermögensabgabe  nicht  zurückgehen  kann,  die  doppelte 
Goldinflation  auf  die  einfache  zurückgehen  muß , die  Wertpa- 
pierversendungen und  andere  Stützungen  endlich  einmal  ihr 
Ende  nehmen  werden  und  dann  nichts  übrig  bleibt,  als  eine 
mächtige  Verschuldung  des  Staates  I an  II  und  überdies  eine 
Valutakonstante  statt  Vi  nunmehr  V». 

Die  Täuschung  ist  dadurch  möglich  gewesen,  daß  die  in 
Wahrheit  dreimal  so  hohen  ausländischen  Werte  des  Staates 
II  von  I um  den  einfachen  Preis  verschickt,  während  die  nur 
mit  V3  zu  bewertenden  Papiere  des  Staates  I von  II  unvorsich- 
tig voll  in  Zahlung  genommen  wurden . 

Rekapitulation: 

Die  Relation  der  Valuten  zweier  Staaten  ist  ceteris  paribus 
die  Umkehrung  des  Verhältnisses  ihrer  Existenzeinheiten 
cp  E:  Eu 

Übliche  Wechselkurse  sind  die  Ausgleichung  von  Ange- 
bot and  Nachfrage  im  Devisenhandel . 

Die  Stützung  der  Wechselkurse  hat  mit  der  Valuta  wenig 
zu  tun.  Ihr  Effekt  ist  dem  einer  Morphiuminjektion  vergleich- 
bar. Je  besser  die  Wirkung,  desto  sicherer  der  spätere  Verfall. 

Die  österreichisch-ungarische  Monarchie  hat,  wie  jeder 
weiß,  ziemlich  ungünstige  Wechselkurse.  Um  ihre  Valuta  aber 
braucht  ihr  nicht  bänger  zu  sein  als  anderen,  die  heute  an  der 
New-Yorker  Börse  hoch  notieren. 

Die  Existenzeinheit  ist  bei  der  heute  vorgeschrittenen 
Finanztechnik  nach  unten  durch  die  Gold - oder  Staats- 
renteninflation, nach  oben  durch  die  Restriktionsmethoden 
begrenzt.  Diese  Restriktionen  zeitigen,  je  nach  der  Art,  wie  sie 
vorgenommen  werden,  den  künftigen  Restriktionskampf. 

Wenn  nun  aber  —wie  später  dargestellt  werden  soll — einer 
vorsorglichen  und  unabhängigenRegierunges  ermöglicht  ist,  die 
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Existenzeinheit  entweder  in  erforderlicher  Höhe  zu  stabilisieren 
oder  durch  die  Geld-  und  Forderungsabgabe,  die  einfachste 
unter  den  Vermögensabgaben,  beliebig  zu  fixieren,  d.  h.,  wenn 
sie  in  den  Stand  gesetzt  wird,  die  Relation  der  Valuten  oder 
den  Zähler  ihrer  Valutakonstante  nach  dem;  Kriege  so  einzu- 
richten, wie  es  ihr  unter  Bedachtnahme  auf  das  Wohl  der 
eigenen  Untertanen  zweckmäßig  erscheint,  also  auch  die  „ce- 
tera“ zu  berücksichtigen,  so  wird  die  Wahrscheinlichkeit  in  den 
Vordergrund  treten,  daß  die  bloße  Wiederherstellung  des  Ver- 
hältnisses cp  E : Ei  nicht  das  gleichartige  Bestreben  aller 
Staaten  bilden  dürfte. 

Denn  manche  Staaten  haben  zur  Erhaltung  ihrer  Jahres- 
bilanz immer  mehr  ausländisches  Kapital  ins  Land  kommen 
lassen,  haben  Wertpapiere  exportiert  und  so  hat  beispielsweise 
die  österreichisch-ungarische  Monarchie  nach  Fellner  bereits 
vor  dem  Kriege  Auslandsverbindlichkeiten  in  der  Höhe  von 
10  Milliarden  Kronen  zu  verzinsen.  Diese  Auslandsschulden 
haben  sich  während  des  Krieges  noch  vermehrt. 

Wenn  die  beiderseitigen  Regierungen  der  Monarchie  eines 
Tages  an  eine  Vermögensabgabe  oder  an  eine  Relationsände- 
rung schreiten  sollten,  dann  werden  sie  diese  so  bald  nicht  wie- 
derkehrende Gelegenheit  auch  entsprechend  ausnützen.  Sie 
werden  die  österreichisch-ungarische  Valuta  so  beeinflussen 
wollen,  daß  möglichst  viele  von  den  draußen  befindlichen  Titres 
wieder  zurückströmen. 

Diese  Gesichtspunkte  dürften  auch  andere  Regierungen 
leiten. 

Die  Verschuldung  Europas  an  Amerika,  einzelner  Staaten 
an  andere  kann  dadurch  sehr  in  Frage  gestellt  werden.  Anderer- 
seits liegt  hier  eine  weitere  Ursache  schärfsten  Restriktions- 
oder wenigstens  Relationskampfes  zwischen  den  Nationen,  die 
eine  internationale  Einigung  erheischen. 

Inflation. 

Inflation  ist  eine  vorübergehende , durch  Vermehrung  der 
Umlaufmittel  begünstigte  Steigerung  der  Existenzeinheit . 

In  dieser  Begriffsbestimmung  ist  zunächst  wichtig,  daß 
die  Steigerung  der  Existenzeinheit  nur  vorübergehend  ist. 
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Die  seit  den  80er  Jahren  bis  zum  Kriegsausbruch  durch 
das  Anwachsen  der  Lohnforderungen  einerseits,  andererseits 
durch  Ausgestaltung  des  bargeldlosen  Zahlungsverkehrs  er- 
folgte dauernde  Vermehrung  der  Umlaufsmittel  und  die  so 
begünstigte  dauernde  Steigerung  der  Existenzeinheit  ist  nicht 
inflationistischer  Natur.  Sie  hat  eine  reelle  Steigerung  der 
Volksvermögen  bewirkt.  Allerdings  drohte  das  mächtige 
Kreditgebäude  durch  die  Panik  bei  Kriegsausbruch  zusammen- 
zustürzen. Die  Moratorien  haben  der  Katastrophe  wirksam 
begegnet. 

Von  Bedeutung  ist  ferner,  daß  die  vorübergehende  Stei- 
gerung der  Existenzeinheit  durch  Vermehrung  der  Umlaufs- 
mittel begünstigt  sein  muß. 

Steigerung  einzelner  Preise  bei  gleichbleibender  Menge 
(und  natürlich  auch  Umlaufsgeschwindigkeit)  der  Zirkulations- 
mittel führt  bekanntlich  nicht  zu  weiteren  Preissteigerungen; 
im  Gegenteil  muß  eine  Verbilligung  anderer  Artikel  eintreten. 

Wenn  aber  die  Ausgabe  von  Umlaufsmitteln  der  Spannung 
nachgibt,  dann  geht  die  Teuerung  schrittweise  weiter  von  den 
wichtigsten  Bedarfsartikeln  über  die  Erhöhung  des  Arbeits- 
lohnes zu  den  minderwichtigen. 

ln  der  ganz  ausgezeichneten  Schrift  „Die  Veränderun- 
gen des  Geldwertes  im  Krieg“  von  Dr.  Karl  Schlesinger  (Wien, 
1916,  bei  Manz)  werden  als  die  teuernd  wirkenden  Komponen- 
ten der  Preisentwicklung  die  folgenden  erwähnt: 

I.  Die  unmittelbaren  und  mittelbaren  Erträge  der  Produk- 
tion nehmen  ab. 

II.  Die  auf  neugeschaffenen  Zahlungsmitteln  basierende 
Nachfrage  des  Staates  macht  dem  privatwirtschaftlichen  Güter- 
begehr ständig  Konkurrenz. 

III.  Die  Einnahmen  der  Privatwirtschaften  und  ihre  Fähig- 
keit zum  Geldausgeben  waehsen  parallel  der  Teuerung  von 
Woche  zu  Woche. 


Es  soll  als  für  die  Zeit  nach  dem  Kriege  praktisch  brauch- 
bare Einteilung  der  Inflationsarten  die  folgende  vorgeschlagen 
werden: 
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a)  nach  den  Ursachen:  Papier -,  Gold-,  Staatsrenten- 
inflation; 

b)  nach  der  Erscheinungsform:  Wilde  und  gemäßigte  In- 
flation, 

Beendigt  wird  die  Inflation  in  ihren  innerstaatlichen  Wir- 
kungen durch  die  Wiederherstellung,  in  den  zwischenstaat- 
lichen durch  den  finanziellen  Friedensvertrag,  durch  die  Stabi- 
lisierung oder  durch  die  Restriktion  (Vermögensabgabe). 

Auch  hier  wird  unterschieden  zwischen 

wilder  und 

geregelter  Restriktion  (Vermögensabgabe). 

Die  wilde  Restriktion  vernachlässigt  das  „eherne  Renten- 
gesetz“ (siehe  im  folgenden).  Die  geregelte  unterwirft  sich 
diesem  Gesetze. 

Die  wilde  Restriktion  äußert  sich  in  starken  Zinfuß- 
erhöhungen,  hohen  direkten  Abgaben;  auch  der  Staats- 
bankerott (1811)  muß  der  wilden  Restriktion  zugezählt  werden. 

Die  geregelte  Restriktion  (Vermögensabgabe),  wie  sie 
dem  Verfasser  vorschwebt,  ist  das  Endglied  folgender  Kette: 

A)  Bestimmung  der  künftigen  Belastung, 

B)  Feststellung  der  Rentenkapazität . 

C)  Befestigung  der  Existenzeinheit, 

D)  Ausgleichung, 

Aus  diesen  sub  A) — D)  genannten  Elementen  besteht  die 
Wiederherstellung  (Regelung  der  Inflation). 

Erscheinungsformen  der  Inflation. 

Papierinflation. 

Papierinflation,  wie  sie  in  früheren  Jahrhunderten  häufig 
war,  ist  durch  die  vorgeschrittene  Finanztechnik  heute  wesent- 
lich eingeschränkt.  Die  Kriegsanleihen  saugen  die  überschüs- 
sigen Papiermengen  regelmäßig  auf  und  dort,  wo  die  Kriegs- 
anleihen etwa  nicht  ausreichen,  vermag  eine  Zwangsanleihe 
entsprechend  nachzuhelfen.  Papierinflation  ist  also  nach  An- 
schauung des  Verfassers  — im  Gegensätze  zu  anderen  Ansich- 
ten — heute  nirgend  mehr  aktuell,  mögen  auch  die  Bankaus- 
weise noch  so  auffallende  Notenziffern  zeigen. 
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Goldinflation. 

Goldinilation  ist  die  durch  vorübergehende  Anhäufung 
von  Gold  in  einem  Wirtschaftsgebiete  entstehende  Steigerung 
der  Existenzeinheit.  Die  Sorge  vor  der  Goldinflation  hat  die 
schwedische  Regierung  schon  vor  längerer  Zeit  veranlaßt,  die 
Goldeinfuhr  zu  sistieren.  In  Amerika  konnte  die  Goldinflation 
nur  teilweise  gehemmt  werden,  und  zwar  durch  möglichste 
Krediteinschränkung,  Immerhin  ist  sie  dort  bereits  ziemlich 
weit  vorgeschritten.  Aus  der  Goldinflation  erwachsen  die  Han- 
delskrisen des  Inlandes,  die  Exportkrisen  des  Auslandes. 

Das  Ende  ist  notwendig  die  Ausgleichung  des  Goldstroms, 
die  Erreichung  des  ursprünglichen  Preisniveaus.  Trotz  stän- 
diger Verschuldung  eines  renteninflationierten  Staates  an  ein 
an  Goldinflation  krankendes  Land  ist  die  Ausgleichung  der 
Valuten,  die  Erreichung  des  Ruhepunktes  erst  dann  zu  gewär- 
tigen, bis  das  alte  Preisniveau  beiderseits  wiederhergestellt 
ist.  Bis  dahin  sind  Milliarden  verloren. 

Die  näheren  Ausführungen  über  Goldinflation  und  Gold- 
restriktion sind  in  dem  späteren  Kapitel  „Amerika“  enthalten. 

Staatsrenteninflation. 

„Depreciation  of  the  currency  means, 
of  course,  a continuing  rise  in  pricesr 
a continuing  vvriting  off  of  debt.  If  labous 
has  any  real  grasp  of  its  true  interesty 
it  will  not  resent  this.  1t  will  merelt 
insist  steadfastly  on  a proper  adjustmen, 
of  its  wages  to  the  new  Standard.“ 

(H.  G.  Wells  „What  is  Coming?  A 
forecast  of  Things  after  the  War.“ 
Cassel  and  Company  Ltd,  London,  New- 
York,  Toronto  and  Melbourne  1916.  S 62.) 

Nach  Fellner  betrug  das  Volksvermögen  der  Monarchie 
vor  dem  Kriege  etwa  126  Milliarden.  Dieses  Volksvermögen 
war  mit  etwa  54  Milliarden  an  Rentner  verschuldet.  Von  den 
54  Milliarden  waren  18  Milliarden  Staatsschulden.  Es  verhält 
sich  also  das  Volksvermögen  zu  Rentenbelastung  zu  Staats- 
renten wie  126:  54:  18. 

Diese  Verhältniszahl  ist  erprobt  und  wichtig  zur  Beurtei- 
lung der  Kapitalskraft  und  des  Wohlstandes  im  Lande. 
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Denn  während  es  einem  Hausherrn  noch  immer  rentabel 
erscheinen  dürfte,  ein  sogar  mit  an  andere  verschuldetes 
Haus  instand  zu  halten,  ist  diese  Frage  bei  einem  Industriellen 
schon  viel  schwieriger  zu  bejahen.  Vielleicht  wird  es  ihm  nicht 
mehr  lohnen,  wenn  2/s  seines  Fleißes  in  fremde  untätige  Hände 
geht,  vielleicht  wird  er  sein  Unternehmen  lieber  sperren,  als 
für  andere  zu  arbeiten.  Noch  mehr  gilt  das  von  Kaufleuten, 
freien  Berufen  usw. 

Dazu  kommt,  daß  ein  Anwachsen  der  Rente  in  einem 
Staate  die  Zahl  der  Müßiggänger  vermehrt  und  so  direkt  anti- 
sozial wirkt . 

Aus  diesen  Erwägungen  folgt,  daß  die  Rentenschuld  eines 
Volksvermögens  die  Verhältniszahl  126:54:18  ohne  weiteres 
erreichen  darf,  daß  aber  ein  bedeutendes  Mehr  unter  Umstän- 
den recht  nachteilig  werden  könnte. 

Nun  wächst  die  Staatsschuld  durch  den  Krieg. 

A)  Staatsrenteninflation  aus  der  Vermehrung  der  Umlaufs- 
mittel. 

Schon  das  Anwachsen  der  Rente  zeigt  eine  Tendenz  zur 
Inflation.  Denn  die  Rentner  begnügen  sich  nicht  immer  mit 
ihrer  Verzinsung.  Ein  Teil  läßt  allerdings  das  Papier  liegen; 
ein  anderer  — und  in  Zeiten  steigender  Konjunktur  ist  dieser 
Teil  überwiegend  — trägt  es  zur  Bank,  die  es  belehnt,  und  das 
erhaltene  Geld  investiert  der  Rentner  entweder,  oder  er  ver- 
braucht es.  Die  Rente  wächst,  damit  die  Zahl  der  Depositen 
und,  wenn  der  Zinsfuß  gleich  bleibt,  die  Zahl  der  Belehnungen. 

Man  sieht,  daß  das  Anwachsen  der  Rente  eine  Steigerung 
der  Zahl  der  Umlaufsmittel,  vielleicht  auch  ein  Steigen  der 
Umlaufsmittelzirkulation  nach  sich  zieht  und  damit  nach  be- 
kannten Regeln  ein  Steigen  der  Preise,  zumal  gerade  jetzt 
eine  neue  Ausgestaltung  der  bargeldlosen  Zahlungsmethoden 
im  Zuge  ist. 

Was  hier  von  der  Staatsrenteninflation  gesagt  wurde, 
gilt  in  gleichem  Maße  von  der  Renteninflation  in  den  neutralen 
Ländern,  welche  in  dem  Einströmen  von  eigenen  oder  fremden 
Wertpapieren  ihre  Ursache  findet. 
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Das  Anwachsen  der  Rente  bei  gleichem  Zinsfuß  wirkt  so- 
mit inflationistisch. 

B)  Staatsrenteninflation  aus  der  Vergrößerung  der  Staats- 
schuld. 

Nach  den  Berechnungen  Friedrich  Fellnefs  war  das 
Volkseinkommen  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie 
vor  dem  Kriege  zirka  20  Milliarden  jährlich.  Bekanntlich  ist 
unser  jährliches  Gesamtbudget  (inklusive  Länder  und  Ge- 
meinden) vor  dem  Kriege  rund  5*5  Milliarden  gewesen,  hievon 
die  Staatsschuldzinsen  0*8  Milliarden. 

Die  Volkswirtschaft  der  österreichisch-ungarischen  Mon- 
archie hat  also  bereits  erprobt,  daß  sie  bei  einem  Verhältnis 
von  Volkseinkommen  zu  Budget  zu  Zinsen  so  wie  200:55:8 
ganz  gut  auskommen  kann. 

Das  heißt:  Wenn  das  Volkseinkommen  mit  Staatsaus- 
gaben und  Staatsschuldzinsen  im  angegebenen  Verhältnis  be- 
lastet ist,  so  ist  der  Wirtschaftsbetrieb  im  Innern  ungefährdet, 
wenn  auch  der  Wohlstand  nicht  besonders  günstig  genannt 
werden  kann. 

Diese  erprobte  Verhältniszahl  festzuhalten,  ist  sehr 
wichtig. 

Nehmen  wir  an,  die  Staatsschuldzinsen  steigen  durch  den 
Krieg  von  0*8  auf  3 Milliarden.  Da  kann  die  Regierung  nun 
nicht  von  den  jährlichen  Budgetmilliarden  plötzlich  3 Milliar- 
den zu  improduktiven,  und  nur  2*5  Milliarden  zu  produktiven 
Ausgaben  verwenden.  Sie  kann  nicht  die  Beamten  entlassen 
oder  im  Solde  kürzen,  die  Rüstungen  einseitig  aufgeben,  die 
Justiz,  die  Gesundheitspflege  oder  andere  Zweige  vernach- 
lässigen. 

Vielmehr  wird  die  Finanzverwaltung  die  benötigten  2*2 
Milliarden  dem  Budget  hinzurechnen.  Dieses  Budget  beträgt 
nun  7 7 Milliarden  statt  5*5. 

Die  2*2  Milliarden  jährliche  Mehrbelastung  müssen  ir- 
gendwoher beschafft  werden. 

Die  Regierung  muß  an  eine  ausgiebige  Erhöhung  der  in- 
direkten Steuern  schreiten.  Indirekte  Steuern  werden  aber  be- 
kanntlich sogleich  auf  den  Konsumenten  überwälzt  und  der 
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Konsument  überwälzt  sie  weiter  auf  seine  Einkommensquellen. 
Also:  höhere  Biersteuer  — höhere  Preise  — höhere  Lohnfor- 
derung. Bald  wird  es  das  Budget  zu  fühlen  bekommen: 
Höherer  Lohn  der  Staatsarbeiter,  höhere  Qage  der  Staats- 
beamten, höhere  Einkaufspreise  für  alle  Materialien  usw.  usw. 
Das  Budget  kann  bei  7*7  Milliarden  nicht  stehen  bleiben,  es 
muß  wachsen,  das  Anschwellen  der  Staatsausgaben  fordert 
neue  Steuerleistungen,  die  neuen  Steuerleistungen  neue  Lohn-, 
Verdienst-  und  Preiskämpfe.  Die  steigenden  Preise  erheischen 
neue  Umlaufsmittel,  die  Ausgabe  vermehrter  Banknoten  be- 
fördert die  Teuerung.  Den  gesteigerten  Lebensmittelpreisen 
paßt  sich  infolge  des  ehernen  Lohngesetzes  der  Minimallohn 
des  nichtqualifizierten  Arbeiters  an.  Dem  Minimallohn  folgt 
der  Preis  des  Arbeitsproduktes,  nach  dem  Preise  des  Arbeits- 
produktes richten  sich  alle  anderen  Qütererträge,  nach  den 
Gütererträgen  die  Güterwerte. 

Wertmesser  für  die  Steigerung  des  Volkseinkommens  ist 
ceteris  paribus  die  Existenzeinheit  (E).  Wenn  das  alte  Volks- 
einkommen mit  a V,  das  neue  mit  n V , die  frühere  Existenz- 
einheit mit  a E , die  neue  mit  n E bezeichnet  wird,  so  verhält 
sich  ceteris  paribus 

nV:aV  — nE:aE, 

wobei  n V und  nE  solange  fiktive  Größen  sind,  als  die  Valu- 
tenkonstante nicht  erreicht  wird. 


Wilde  Inflation. 

Die  Preisbewegung  der  wilden  Inflation  wie  sie  anfangs 
des  vorigen  Jahrhunderts  in  Erscheinung  trat,  gibt  folgendes 
Bild: 

1.  Phase.  Die  Notenausgabe  unterliegt  keiner  Beschränkung. 

Infolge  sinkenden  Angebotes  steigen  die  Preise  der  Be- 
darfsartikel I.  Klasse. 

Die  Existenzeinheit  steigt,  die  Löhne  steigen,  unterstützt 
durch  große  Nachfrage  nach  Arbeit. 

Zinse  und  Luxusartikel  steigen  langsam. 

Fixbesoldungen,  Pensionen  und  Renten  bleiben  stehen. 
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2.  Phase.  Produzenten  und  Händler  von  Bedarfsartikeln 
1.  Klasse  sind  reich  und  zahlungskräftiger  geworden.  Die  ver- 
mehrten Umsätze  erfordern  neue  Noten.  Luxus  nimmt  zu.  Wei- 
teres Steigen  der  Löhne,  Zinse  und  Luxusartikel,  Wachsen  des 
fiktiven  Reichtums. 

Infolgedessen  weiteres  Steigen  der  Preise  für  Bedarfs- 
artikel I.  Klasse. 

Fixbesoldungen  erhalten  Teuerungszulagen,  Pensionen 
und  Renten  bleiben  stehen. 

3.  Phase.  Die  dem  Fixbesoldeten  geleistete  Nachhilfe  ver- 
mehrt seine  Konsumkraft,  die  Nachfrage  nach  Bedarfsartikeln 
I.  Klasse  wächst,  die  Preise  und  Zinse  steigen  weiter,  neue 
Notenausgabe;  das  Spiel  beginnt  von  neuem;,  eine  Ausglei- 
chung kann  niemals  stattfinden . 

Es  ist  wie  bei  einem  Wettrennen , wobei  die  Bedarfsartikel 
1.  Klasse  an  der  Spitze  dahinstürmen,  immer  gleich  weit  von 
den  auch  noch  so  schnell  nacheilenden  Fixbesoldungen,  Woh- 
nungszinsen, aber  immer  weiter  sich  entfernend  von  den 
zurückbleibenden  Pensionisten  und  Rentnern. 

Gemäßigte  Inflation. 

Gemäßigt  wird  die  Inflation  heute  durch  die  allgemeine 
Wehr-,  Arbeits-,  Leih-  und  Entsagungspflicht. 

Ihr  Einfluß  ist  in  „Kriegsschade  und  Wiederherstellung“*) 
(S.  21  ff.)  näher  ausgeführt  und  soll  darum  hier  nicht  weiter 
darauf  eingegangen  werden. 

Restriktion  (Vermögensabgabe). 

Der  Inflation  steht  die  Restriktion  (Vermögensabgabe) 
gegenüber. 

Anhänger  der  Restriktion  finden  sich  einerseits  unter  den 
Fixbesoldeten  und  Rentnern,,  andererseits  bei  denjenigen, 
welche  in  erster  Reihe  den  Schutz  der  Valuta  im  Auge  halten. 

Was  zunächst  die  Fixbesoldeten  betrifft,  so  kann  es  einem 
Beamten  sehr  gleichgültig  sein,  ob  er  zu  einem  Verbrauch  von 

*)  Desselben  Verfassers  (Wien  1916  bei  Manz). 
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2000  Kronen  ebensoviel  Einkommen,  oder  zum  dreifachen  Ver- 
brauch ein  Einkommen  von  6000  Kronen  erhält.  Die  erhöhten 
Einkommen  als  Gegengewicht  gegen  die  Teuerung,  sind  in  der 
früheren  Berechnung  berücksichtigt.  Die  Einkommenver- 
mehrung der  Fixbesoldeten  ist  in  Zeiten  steigenden  Arbeits- 
lohnes etwas  ganz  natürliches,  weil  der  Beamte  sich  sonst  — 
statt  17  Jahre  zu  studieren  — lieber  rechtzeitig  als  Arbeiter 
anstellen  ließe. 

Auch  der  Rentner  ist  im  Irrtum,  wenn  er  restriktionistisch 
agitiert.  Das  heißt,  so  drückend  die  Teuerung  ihn  auch  treffen 
muß,  — die  Restriktion  könnte  ihm  nicht  helfen. 

Einmal  ist  in  der  Geschichte  eine  Restriktion  mit  Rück- 
sichtnahme auf  den  Rentner  versucht  worden.  Das  war  der 
Staatsbankerott  von  1811! 

Die  Stellung  des  Rentners  bei  Inflation  und  Restriktion  wird 
noch  erörtert  werden. 

Vom  valutarischen  Standpunkte  ist  die  Restriktionsbewe- 
gung dagegen  scheinbar  berechtigt.  Es  seien  aus  einem  Auf- 
satz „Krieg  und  Währung“  des  bekannten  ungarischen  Schrift- 
stellers Dr.  Ernst  Makay  („Ungarischer  Volkswirt“  vom  5.  Ja- 
nuar 1917)  nachstehende  Ausführungen  zitiert: 

„Sich  auf  einer  erhöhten  Währungsgrundlage  einzu- 
richten, wäre  vielleicht  angezeigt,  in  einem  vom  Aus- 
lande vollkommen  isolierten  Staate,  aber  nicht  in  Län- 
dern, die  einen  erheblichen  Auslandsverkehr  aufzuweisen 
haben  und  die  darauf  Wert  legen,  in  der  Weltwirtschaft  die 
Konkurrenz  mit  Erfolg  zu  bestehen.  Die  Frage  der  inter- 
nationalen Konkurrenzfähigkeit  kann  aber  für  die  Staaten 
Mitteleuropas  in  der  Tat  nicht  indifferent  sein.  Vor  dem  Kriege 
bezifferte  sich  die  Ausfuhr  Deutschlands  und  der  Monarchie  auf 
ungefähr  15  Milliarden  Kronen.  Wo  würden  denn  die  Produkte 
der  mitteleuropäischen  Staaten  Absatz  finden,  wenn  die  Pro- 
duktion infolge  des  erhöhten  inländischen  Preisstandes  der 
Rohprodukte,  Arbeitslöhne,  Lebensmittel,  Transportkosten 
usw.,  usw.  verteuert  wird?  Wir  werden  einfach  keinen  Absatz 
finden,  denn  man  wird  die  Produkte  jener  Staaten  beschaffen, 
welche  das  frühere  Preisniveau  wieder  hergestellt  haben  und 
somit  alles  billiger  liefern  können.  Es  ist  aber  dabei  auch  ein 
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anderer  Gesichtspunkt  zu  berücksichtigen,  nämlich  das  Pro- 
blem unserer  Auslandsschulden.  Bei  dem  gegenwärtigen  Stand 
unserer  Auslandsschulden  haben  wir  zumindest  nach  einem  Ka- 
pital von  5 — 6 Milliarden  die  Zinsen  in  fremder  Währung  zu 
entrichten.  Bei  einer  fortdauernden  Inflation  und  einer  50% - 
igen  Verschlechterung  der  Valuta  würde  das  jährliche  Agio 
selbst  zirka  150  Millionen  Kronen  betragen;  eine  systematische 
Repatriierung  der  Auslandstitres  wäre  somit  ganz  unmöglich. 
Die  inflationistische  Idee,  wenn  man  ihr  auch  eine  gewisse  Be- 
rechtigung nicht  absprechen  kann,  hat  also  auch  ihre  Schatten- 
seiten, auf  die  man  Rücksicht  nehmen  muß.“  Die  Richtigkeit 
dieser  Einwände  ist  nur  eine  scheinbare,  wie  noch  gezeigt 
werden  wird. 


Nach  den  früheren  Ausführungen  bewirkt  die  Inflation  eine 

Vai  E 

Verschiebung  der  ValutagleichungT— = cp  —Dieser  Verschie- 

Va  Ei 

bung  kann  begegnet  werden: 

Auf  der  Seite  des  Zählers  (E)  oder  Nenners  (Ei)  durch 
Restriktion  (Vermögensabgabe). 

Auf  der  linken  Seite  der  Gleichung  durch  Stabilisierung 
(autonome  Neuaufstellung  der  Relation). 

Auf  der  Seite  des  Koeffizienten  cp  durch  verbesserte  Zoll - 
und  Handelspolitik.  (Doch  ist  dabei  zu  bemerken,  daß  einer 
Verbesserung  durch  gleiche  Verbesserung  im  Auslande  kom- 
pensiert wird.) 

Auf  allen  Seiten  gleichzeitig  nur  durch  den  finanziellen 
Friedensvertrag. 

Ehernes  Rentengesetz. 

(Gleichnis  und  Gleichung.) 

Von  Till  Eulenspiegel  erzählt  die  Mär,  daß  ihn  auf  steini- 
ger Landstraße  einmal  ein  Kutscher  gefragt  habe,  wie  er  da 
am  schnellsten  zur  Stadt  kommen  könne?  Eulenspiegel: 
„ Wenn  Ihr  langsam  fahret ." 

Als  Till  eine  Strecke  Weges  weitergegangen  war,  fand  er 
den  Wagen  zerbrochen  auf  der  Straße.  Der  Kutscher  hatte  die 
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Mahnung  für  Scherz  genommen,  war  rasch  gefahren  und  auf 
der  steinigen  Straße  zu  Fall  gekommen. 

Wie  würde  der  alte  Till  heute  einem  Finanzminister  ant- 
worten? 

„Ersparen?“  „Wenn  Sie  reichlich  Schaden  ersetzen!“ 
„Hohe  Einnahmen?“  „Wenn  Sie  wenig  besteuern!“ 
„Schuldenzahlen?“  „Wenn  Sie  viele  kontrahieren!“ 

„Wie  man  über  die  Teuerung  hinwegkommt?“  „Steigern 
Sie  die  Mietzinse!“ 

Wer  an  diese  finanziellen  Paradoxa  nicht  glauben  will, 
der  überdenke  sie  dreimal,  ehe  er  den  Kampf  mit  der  Hydra 
Volkswirtschaft  beginnt,  — fällt  ein  Kopf,  zwei  neue  werden 
wachsen. 


Helfferich  (S.  124)  hat  das  deutsche  Volkseinkommen 
1913  mit  43  Milliarden  jährlich  berechnet.  Dieses  Volksein- 
kommen v/ar  mit  7 Milliarden,  also  knapp  16*3%  für  öffent- 
liche Zwecke  belastet,  während  in  Oesterreich-Ungarn  bei 
20  Milliarden  Einkommen  und  5*5  Milliarden  Budget  27*5%  in 
die  öffentlichen  Kassen  flössen. 

Nach  Trietsch:  („Deutschland,  Tatsachen  und  Ziffern“, 
bei  Lehmann  1916)  war  1912  das  jährliche  Budget  in  Deutsch- 
land allerdings  9-28  Milliarden,  was  einer  Belastung  von  21*6% 
entsprechen  würde.  In  England  entsprach  einem  Volkseinkom- 
men von  35  Milliarden  Mark  ein  Budget  von  3*852  Milliarden 
(11  %ige  Belastung).  In  Frankreich  war  das  Einkommen 
25  Milliarden,  das  Budget  3*646  Milliarden  (Belastung  14*6%). 

Es  ergibt  sich  folgendes:  Bei  einer  Belastung  des  jähr- 
lichen Volkseinkommens  mit  11 % zugunsten  der  öffentlichen 
Abgaben  ist  der  Wohlstand  eines  Landes  so  gesichert , als  er 
in  England  vor  Ausbruch  des  Krieges  war . 

Einer  Belastung  mit  27-5%  für  die  öffentlichen  Kassen  ist 
ein  Land  noch  fähig , ohne  seine  Valuta  verschlechtern  zu 
müssen. 

Zwischen  16*3%  und  27*5%  muß  die  gefahrlose  Belastungs- 
fähigkeit eines  Volkseinkommens  für  öffentliche  Zwecke  noch 
nicht  liegen.  Denn  mit  dem  inflationistischen  Wachstum  des 
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Volkseinkommens  verkleinert  sich  auch  die  übrige  private 
Schuldenlast  und  läßt  viel  Raum  für  staatliche  Steuern. 
Inwieweit  die  Belastung  daher  überhaupt  erweitert  werden 
kann,  wagt  der  Verfasser  heute  nicht  zu  entscheiden. 
Eine  Grenze  der  Belastungsfähigkeü  gibt  es  aber  jedenfalls. 
An  dieser  Grenze  setzt  das  eherne  Gesetz  der  Rente  ein,  wie 
es  nach  Analogie  des  ehernen  Lohngesetzes  genannt  werden 
soll.  Jede  Überlastung  müßte  durch  fiktive  Steigerung  des 
Volkseinkommens  im  Wege  der  Inflation  ausgeglichen  werden. 


Wenn  hier  vom  ehernen  Rentengesetz  die  Rede  ist,  — es 
soll  nicht  mißverstanden  werden.  So  manche  Vermögens- 
werte haben  die  Nachkriegskonjunktur  längst  eskomptiert; 
sonst  wäre  es  wahrhaft  vorteilhafter,  Aktien,  Unternehmun- 
gen, Häuser  und  Gründe  anzukaufen  an  Stelle  von  Kriegsan- 
leihen. Aber  die  Konjunktur,  deren  genaue  Art  niemand  heute 
kennt,  ist  nicht  nur  vielfach  zweifellos  überschritten.  Es  ist  der 
Zinsfuß  nicht  berücksichtigt,  die  Kriegssteuern  nicht.  In  der 
Kriegsanleihe  liegt  heute  die  einzige  als  steuerfrei  und  zinsen- 
fest gesicherte  Vermögensanlage.  Ihrer  bereits  mehr  als  not- 
wendig verminderten  Kaufkraft  entspricht  bereits  der  hohe 
Verdienst  derjenigen,  die  in  der  Lage  sind,  das  Papier  zu  er- 
werben. Im  übrigen  ermöglicht  gerade  die  richtige  Erkenntnis 
des  ehernen  Rentengesetzes,  die  Steuerpolitik  derart  einzu- 
richten,  daß  von  allen  während  der  Kriegskonjunktur  erwor- 
benen arbeits-  und  risikolosen  Vermögen  die  Kriegsanleihe  das 
best  verzinsliche  werden  kann. 


Das  eherne  Rentengesetz  besagt,  daß  die  Rentenkapazi- 
tät ( x ) eines  Volkseinkommens  (V)  von  der  Rentengröße  (R) 
nicht  überschritten  werden  kann.  Die  Rentenbelastung  (R)  muß 
also  in  einem  bestimmten  Verhältnis  zum  Volkseinkommen 
gehalten  werden,  sonst  stellt  sich  das  Gleichgewicht  automa- 
tisch im  Wege  von  wirtschaftlichen  Katastrophen  her. 
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Die  Gleichung  für  das  eherne  Rentengesetz  lautet: 

R 

V “x 

Das  Verhältnis  der  Rente  zum  Volkseinkommen  darf  die 
Rentenkapazität  x nicht  überschreiten. 

Ist  aber  R eine  gegebene  Größe,  dann  muß  V staatlich 
beeinflußt  werden. 

Die  Beeinflussung  geschieht  durch  Regulierung  der  Exi- 
stenzeinheit  nach  auf-  beziehungsweise  abwärts. 

Die  Existenzeinheit,  wie  sie  der  Staat  zur  glatten  und 
gerechten  Bewältigung  der  Kriegsschulden  braucht,  ist,  wie 
man  sieht,  nur  eine  V erhältniszahl.  Eine  Verhältniszahl,  deren 
Größe  von  der  Höhe  der  Rentenbelastung  und  der  Rentenka- 
pazität bestimmt  wird.  Sie  hat  absolut  nichts  zu  tun  mit  jener 
Größe,  wie  man  sie  für  die  Aufrechterhaltung  des  intervaluta- 
rischen Kurses  braucht.  Die  Existenzeinheit  zum  Zwecke  der 
internen  Schuldentilgung  ist  die  fiktive  Existenzeinheit . Jene, 
welche  uns  die  Erhaltung  der  Zahlungsbilanz  sichert,  ist  die 
effektive.  Das  sind  zwei  ganz  verschiedene  Größen,  die  in 
keiner  näheren  Beziehung  zueinander  stehen. 

Ihre  Verwechslung  zeitigt  die  Auswüchse  des  Restriktions- 
kampfes. 

Darum  sollte  die  Behandlung  der  fiktiven  und  die  der 
effektiven  Existenzeinheit  verschiedenen  Ressorts  anvertraut 
werden.  Die  erstere  wäre  Sache  der  inneren,  die  letztere 
Aufgabe  der  äußeren  Finanzpolitik.  Die  erstere  wird  durch 
Steuer-,  Zinsfuß-,  Streckungs-,  Zollmaßnahmen,  die  letztere 
durch  die  geregelte  Restriktion,  die  innerstaatliche  Stabilisie- 
rung oder  durch  den  Weltfinanzvertrag  ausgeübt.  Die  fiktive 
Existenzeinheit  zeigt  nur  die  chemische  Verbindung , die  effek- 
tive das  Gewicht.  Wer  das  eine  zu  verwalten  hat , soll  die  Kreise 
des  anderen  nicht  stören,  soll  mit  des  anderen  Verantwortung 
nicht  rechnen  müssen. 

In  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  wäre  also 
die  Preis-,  Staatsschuld-,  Schadenersatz-,  Steuerpolitik  usw. 
den  beiderseitigen  Regierungen  und  Parlamenten  in  Verbin- 
dung mit  der  österreichisch-ungarischen  Bank  und  schieds- 
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gerichtlicher  Erledigung  anvertraut,  während  die  Valutapolitik 
eine  Angelegenheit  eines  gemeinsamen  Ministeriums  und  der 
Delegationen  zu  bilden  hatte. 

In  Erweiterung  der  in  „Kriegsschade  und  Wiederherstel- 
lung“ aufgestellten  Thesen  gelangt  der  Verfasser  hier  zu  dem 
Ergebnis,  daß  auch  bei  innerstaatlicher  Regelung  die  Ge- 
fahren des  Restriktionskampfes  verhütet  werden  können. 

Die  Voraussetzungen  der  innerstaatlichen  Wiederherstel- 
lung wären  aber  die  folgenden: 

1.  Vollständige  Trennung  der  inneren  Finanzpolitik-  von 
der  äußeren. 

2.  Vermeidung  jeder  wilden  oder  bankerottierenden  Re- 
striktion oder  unrichtigen  Relation  durch 

a)  Ausschaltung  des  Parteienwillens  dort,  wo  er  gefähr- 
lich werden  kann,  und  weitgehende  Inanspruchnahme  des 
Schiedsgerichtes  bei  der  Wiederherstellung. 

b)  Genaueste  Beachtung  des  ehernen  Rentengesetzes. 


Nunmehr  kehren  wir  zur  Restriktion  zurück. 

Restriktion  (Vermögensabgabe  im  weiteren  Sinne)  ist 
jede  durch  die  Inflation  herbeigeführte  Vermögenseinbuße 
einzelner  oder  der  Gesamtheit. 

Die  Nichtbeachtung  des  ehernen  Rentengesetzes,  die  ein- 
seitige Einflußnahme  mächtiger  Parteien  gegen  die  Wiederher- 
stellung muß  notwendig  zur  wilden  Restriktion  führen. 

Erscheinungsformen  der  Restriktion. 

Wilde  Restriktion. 

a)  Frühere  Zeiten. 

Albrecht  Tebeldi  („Die  Geldangelegenheiten  Oestreichs“ 
Leipzig,  1847)  schildert  den  Staatsbankerott  von  1811: 

„Die  Regierung  war  zur  Einsicht  gekommen,  daß  sie  nie 
imstande  sein  werde,  die  Verbindlichkeiten  zu  tilgen,  welche 
sie  auf  sich  geladen.  Sie  entschloß  sich  zu  einem  offenen  Ban- 
kerott. Es  war  am  15.  März  1811,  da  wurde  dem  Volke  der 
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ganzen  Monarchie  unter  Trommelschlag  bekannt  gemacht,  daß 
das  Patent  vom  20.  Februar  1811  öffentlich  werde  vorgelesen 
werden.  In  den  Gemeindehäusern  waren  alle  Gemeinde- 
vorstände versammelt.  Das  Patent,  welches  verschlossen  ge- 
schickt worden  war,  wurde  vorgezeigt,  es  wurden  die  Siegel 
besehen  und  sodann  mit  Feierlichkeit  zur  Entsiegelung  und 
Ablesung  geschritten. 

Der  auszugsweise  Inhalt  dieses  Patentes  ist  folgender: 

„Wir  haben  uns  im  Patente  vom!  26.  Februar  1810  des 
Rechtes  begeben,  das  Papiergeld  zu  vermehren;  wir  haben 
seine  allmähliche  Verminderung,  seine  Gleichstellung  mit  dem 
Metallgelde  zu  bewirken  gesucht;  wir  haben,  was  wir  wollten, 
nicht  erreicht.“ 

„Durch  eine  Verkettung  von  Umständen,  an  welcher  wir 
keinen  Teil  tragen,  verschlimmierten  sich  die  Kurse,  statt  sich  zu 
bessern.  Die  Valuta  des  Papiergeldes  schwankte  immer  mehr, 
sie  änderte  sich  von  einem  Tag  zum  andern  in  eben  so  großen 
als  ungeregelten  Sprüngen,  sie  sank  durch  einige  Tage  gegen 
das  Metallgeld  schon  zu  mehr  als  1200.“ 

„Es  ist  das  teuerste  Augenmerk  unserer  landesväterlichen 
Sorgfalt,  diesem  über  alles  verderblichen  Schwanken  Einhalt 
zu  tun.  Das  Privateigentum  soll  ferner  nicht  erschüttert,  die 
Industrie  nicht  gehemmt,  alle  gesellschaftlichen  Verhältnisse 
nicht  gestört,  Unmut  und  Mißtrauen  sollen  nicht  weiter  ver- 
breitet werden.“ 

„Die  eingetretene  Verkettung  von  Umständen  erheischt 
eine  eben  so  schleunige  als  ergiebige  und  auf  der  Stelle  wirk- 
same Hilfe.  Es  sind  große  Maßregeln  geboten,  und  sie  müssen 
ohne  Zeitverlust  in  das  Werk  gesetzt  werden.“ 

„Also  haben  wir  für  gut  befunden,  das  dermalige  in 
1,060.798,753  Gulden  bestehende  Papiergeld  auf  eine  Summe 
einzuschränken,  welche  den  Bedürfnissen  des  Umlaufs  im 
Lande  entspricht.“ 

„Diese  Verminderung  ist  das  einzige  Mittel,  in  die  Privat- 
verhältnisse Ordnung  zu  bringen,  den  Nationalwohlstand  und 
die  Industrie  zu  erhalten  und  neu  zu  beleben,  die  Kapitalisten 
und  Rentiers  vor  Verarmung  zu  retten.  Wir  vermögen  auch  die 
verminderte  Masse  des  Papiergeldes  nicht  sogleich  zu  reali- 
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sieren;  es  wird  aber  diese  Realisierung  auch  nicht  notwendig 
sein.  Die  Verminderung  des  Papiergeldes,  seine  Fundierung, 
seine  allmähliche  Tilgung  und  Auswechslung  werden  hinreichen, 
dasselbe  dem  Metallgelde  gleich  zu  erhalten.“ 

„Wir  beschließen: 

§ 1.  Die  Stadt-Wiener  Bankzettel  haben  nur  noch  bis  zum 
letzten  Januar  1812  im  Umlauf  zu  bleiben. 

§ 2.  Bis  dahin  werden  sie  nach  dem  fünften  Teil  ihres  Nenn- 
wertes in  Einlösungsscheine  ausgewechselt  werden. 

§ 3.  Der  Wert  der  Bankzettel  wird  auf  den  fünften  Teil  des 
Betrags  herabgesetzt,  auf  welchen  sie  lauten. 

§ 4.  Mit  dem  1.  Februar  1812  treten  die  Einlösungsscheine 
an  die  Stelle  der  Wiener  Bankzettel,  als  das  einzige  Papiergeld 
in  unsern  Staaten.  Von  diesem  Tage  an  werden  die  Wiener 
Bankzettel  außer  allen  Kurs  gesetzt.  Die  Auswechselung  der 
Bankzettel  hat  mit  dem  31.  Januar  1812  ganz  aufzuhören. 

§ 5.  Einlösungsscheine  werden  nicht  mehr  in  Umlauf  ge- 
setzt werden,  als  zur  Einwechselung  der  Bankzettel  nach  dem 
fünften  Teil  ihres  Nennwertes  erforderlich  sind.  Hiernach  wird 
sich  die  Summe  der  Einlösungsscheine  auf  keinen  Fall  höher 
belaufen  als  auf  212.159,750  Gulden. 

§ 6.  Auch  diese  Summe  soll  allmählich  vermindert  werden. 
Der  von  dem  Verkauf  der  geistlichen  Güter  eingehende  Kauf- 
schilling wird  zur  Tilgung  des  Papiergeldes  verwendet  werden. 

§ 8.  Vom  1.  Februar  1812  an  haben  die  Einlösungsscheine 
als  die  einzige  Währung  des  Landes  zu  gelten. 

§ 9.  Sie  werden  unter  der  Benennung  „Wiener  Währung“ 
verstanden  sein.  Alle  Kontrakte  zwischen  Untertanen  müssen 
ferner  auf  Wiener  Währung  abgeschlossen  werden.  Jeder  auf 
eine  andere  Währung  eingegangene  Kontrakt  soll  ungültig  sein. 
Als  eine  Ausnahme  wird  gestattet,  daß,  insofern  Darlehen  in 
einer  besonderen  Münzsorte  gemacht  werden,  die  Rückzahlung 
in  eben  dieser  Münzsorte  bedungen  werden  dürfe. 

§ 12.  Verpflichtungen,  welche  vor  dem  Jahre  1799  ein- 
gegangen wurden,  müssen  nach  ihrem  vollen  Betrag  in  Ein- 
lösungsscheinen geleistet  werden. 
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§ 13.  Verpflichtungen  dagegen,  welche  aus  einer  späteren 
Zeit  herrühren,  werden  nach  dem  Kurs  des  Tages  beurteilt,  an 
welchem  sie  eingegangen  wurden. 

Der  Kurs  der  Bankzettel  von  1799  bis  zur  Erscheinung 
dieses  Patents  ist  in  folgender  Skala  enthalten: 


Monate 

j 

a h re 

1799 

1800 

1801 

1802 

1803j  1804 

1805 

1806 

1807 

1808 

1809 

1810 

1811 

Januar  

103 

113 

116 

119 

130 

134 

133 

147 

190 

204 

221 

469 

500 

Februar 

103 

113 

115 

119 

129 

135 

132 

149 

203 

209 

234 

398 

500 

März 

105 

114 

114 

118 

127 

134 

129 

149 

206 

210 

248 

331 

500 

April 

108 

114 

115 

118 

129 

135 

129 

152 

208 

212 

252 

347 

Mai 

107 

116 

115 

118 

130 

135 

129 

160 

206 

216 

276 

375 

Juni 

107 

115 

115 

119 

131 

134 

130 

163 

203 

238 

333 

395 

Juli . ... 

106 

115 

116 

120 

132 

135 

132 

184 

197 

242 

315 

405 

August 

108 

115 

116 

122 

133 

135 

135 

160 

194 

236 

299 

448 

September... 

110 

115 

116 

125 

132 

134 

136 

170 

201 

233 

310 

490 

Oktober 

111 

115 

117 

126 

131 

132 

144 

176 

203 

231 

314 

500 

November  ... 

113 

115 

117 

128 

132 

131 

145 

175 

202 

220 

346 

500 

Dezember  ... 

113 

118 

117 

128 

133 

132 

149 

184 

203 

222 

405 

500 

§ 16.  Zessionen  sind  nach  dem  Zeitpunkt  der  ursprüng- 
lichen Schuldverschreibung  zu  behandeln. 

§ 19.  Ferner  werden  alle  Steuern,  Abgaben,  Maut-  und 
sonstigen  Gebühren  in  Einlösungsscheinen  zu  entrichten  sein. 

§ 20.  Alle  Zahlungen  des  Staates  werden  ferner  in  Ein- 
lösungsscheinen geleistet  werden. 

§ 21.  Alle  Teuerungsbeiträge  und  Besoldungszuschüsse 
hören  auf. 

§ 23.  Alle  kursierende  Kupfermünze  wird  auf  ein  Fünfteil 
ihres  Nennwertes  herabgesetzt. 

§ 24.  Die  Zeitverhältnisse  forderten  große  Opfer,  sie  hatten 
mehrere  Finanzverlegenheiten  zur  Folge.  Mit  Rücksicht  auf 
diese  könnten  wir  gegenwärtig  das  Kapital  der  Staatsschuld 
bedeutend  herabsetzen.  Wir  wollen  es  nicht  tun.  Das  Kapital 
der  Staatsschuld  soll  ungeschmälert  bleiben.  Dagegen  müssen 
wir  bedacht  sein,  zwischen  der  Staatseinnahmie  und  den  Staats- 
ausgaben das  Gleichgewicht  herzustellen.  Wir  müssen  sorg- 
fältig darauf  Acht  haben,  daß  unsere  Untertanen  mit  neuen 
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Steuern  möglichst  verschont  werden.  Es  veranlaßt  uns  dies, 
die  Interessen  von  allen  öffentlichen  Obligationen  auf  die  Hälfte 
herabzusetzen. 

Wien,  den  20.  Februar  1811.  Franz.“ 


Die  Regierung  hatte  wiederholt  versprochen,  sie  werde  den 
Nennwert  der  Bankzettel  nicht  herabsetzen.  Das  Volk  vertraute 
ihr;  es  meinte,  die  Bankzettel  würden  nach  und  nach  getilgt 
werden;  es  erwartete  nicht  weniger,  als  daß  aus  jedem  1 FL- 
Bankzettel  einmal  ein  Gulden  werden  würde,  gleich  den  Gulden 
Theresias  oder  Josefs  . . . Aus  100  Fl.  waren  nun  20  geworden  . . . 
Mehrere  Staatsgläubiger  hatten  der  äußersten  Not  getrotzt, 
um  ihre  Papiere  zu  erhalten.  „Wenn  die  Regierung  wieder  zu 
Geld  kommt,  wird  sie  zahlen,  wird  sie  vollständig  zahlen. 
Kommt  gutes  Geld,  so  sind  wir  geborgen.“. . . Alle,  alle  diese 
Hoffnungen  waren  dahin!  Die  Leute  waren  um  ihre  Lebens- 
aussichten  gekommen,  sie  verzweifelten.  Die  Donau  verschlang 
da  manchen  Leichnam,  und  wer  zählt  die  Kugeln,  welche  im 
März  1811  das  Unrecht  der  Regierung  ausgeglichen! 

Dennoch  läßt  sich  nicht  verkennen,  daß  dem  Patente  von 
1811  nicht  auszuweichen  war.  Nicht  das  Jahr  1811  war  anzu- 
klagen, es  waren  die  Jahre  anzuklagen,  welche  diesem!  vorher- 
gegangen. Als  man  die  Vermehrung  der  Bankzettel  im  großen 
beschloß,  da  hatte  man  alles  Unglück  der  späteren  Jahre  unter- 
schrieben. 

Aber  das  Patent  hatte  Bestimmungen,  welche  die  Lage  der 
Dinge  nicht  rechtfertigte. 

Es  hatte  angenommen,  daß  die  Bankzettel  vor  1799  keinen 
Kurs  hatten.  In  der  Tat  aber  hatten  sie  schon  in  den  Jahren 
1797  und  1798  einen  Kurs.  Ebenso  war  der  Kurs  der  Jahre  1799, 
1800  und  1801  ein  anderer,  als  er  in  der  Skala  des  Finanz- 
patentes angegeben  ist. 

Das  waren  unbedeutende  Unrichtigkeiten.  Auffallend  un- 
wahr aber  erschien  der  Kurs  vom  Oktober  1810  bis  März  1811 
angegeben.  Er  überschritt  in  der  Skala  nicht  500,  während  ihn 
am  4.  Dezember  1810  die  Wiener  Zeitung  mit  1240  notiert  hatte. 


32 


Diese  letzte  Unrichtigkeit  war  von  höchst  wichtigen  Fol- 
gen. Nach  seinen  Eingangsworten  war  das  F.-P.  erlassen,  um 
dem  Schwanken  der  Kurse  ein  Ziel  zu  setzen.  Der  Regierung 
standen  keine  Geldvorräte,  kein  Kredit,  keine  Aussicht  auf  Ver- 
größerung an  der  Seite.  Sie  war  nicht  imstande,  den  Kurs 
zu  erhöhen.  Ihre  Macht  beschränkte  sich  darauf,  nichts  zu  tun, 
was  ein  weiteres  Fallen  der  Kurse  herbeiführen  konnte.  Das 
Papiergeld  konnte  im  vollen  neuerlich  bestimmten  Nennwerte 
nur  dann  umlaufen,  wenn  dieser  Nennwert  genau  nach  dem 
Kurs  des  Tages  festgesetzt  wurde. 

Der  Kurs  schwankte  in  den  ersten  Monaten  des  Jahres 
1811  zwischen  820  und  850.  Die  Regierung  legte  dem  Patente 
von  1811  den  willkürlichen  Kurs  von  500  zugrunde.  Die  Folge 
war,  daß  die  Einlösungsscheine,  sogleich  wie  sie  erschienen, 
tief  unter  ihrem  Nennwert  umliefen.  Am  15.  März  1811  war  der 
Kurs  der  Einlösungsscheine  180. 

Zwei  Betrachtungen  mochten  die  Regierung  bestimmen, 
einen  höheren  als  den  wirklich  bestehenden  Kurs  anzunehmen. 
Die  Kapitalisten  sollten  weniger  verlieren.  Aber  wer  vom  Gul- 
den 48  Kreuzer  verliert,  den  kümmert  es  am  Ende  wenig,  ob 
wenige  Kreuzer  mehr  verloren  gehen.  Am  Ende  wurde  nie- 
mandem mit  dem  willkürlichen  Kurs  geholfen.  Der  Kurs  des 
Tages  nahm,  was  die  Regierung  scheinbar  gelassen  hatte. 

Eine  zweite  Betrachtung  war  folgende:  Als  die  österreichi- 
schen Länder  gute  Münze  hatten,  hatte  die  Masse  des  umlau- 
fenden Geldes  mehr  als  300  Millionen  Fl.  betragen.  Beim  Er- 
scheinen des  F.-P.  war  die  Monarchie  8600  Quadratmeilen 
groß  und  mit  20  Millionen  Menschen  bevölkert.  Mit  Rücksicht 
auf  diese  Ausdehnung  hatte  die  Finanzverwaltung  berechnet, 
daß  eine  Summe  von  nahe  an  250  Millionen  Fl.  notv/endig  sein 
werde,  den  Verkehr  zu  decken. 

Die  §§  12,  13,  19,  20  und  21  des  F.-P.  waren  auf  die  Voraus- 
setzung gebaut,  daß  die  Einlösungsscheine  der  Konventions- 
münze gleich  gelten.  Mit  der  Unrichtigkeit  dieser  Voraussetzung 
wurden  sie  teils  zu  ungerechten,  teils  zu  destruktiven  Bestim- 
mungen. 

An  der  Skala  des  F.-P.  hingen  die  Privatrechte  eines  großen 
Teiles  der  Untertanen.  Eine  unrichtige  Herabsetzung  des  Pa- 
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piergeldes  mußte  nicht  notwendig  eine  unrichtige  Skala  mit  sich 
führen.  Vielmehr  ließ  sich  was  immer  für  eine  Unwahrheit  hier 
mit  nichts  entschuldigen.  Wer  aus  der  Zeit  vom  Oktober  1810 
bis  März  1811  etwas  schuldig  war,  mußte  mehr  zurückzahlen,, 
als  er  empfangen  hatte. 

Die  versuchte  Aufschreibung  der  Kurse  machte,  daß  die 
Gläubiger  neuerdings  weniger  erhielten,  als  sie  gegeben  hatten. 
Hiervon  machten  einzig  jene  Gläubiger  eine  Ausnahme,  deren 
Forderungen  vom  Oktober  1810  bis  zum  15.  März  1811  waren. 
Die  Verluste  der  Gläubiger  bestanden  darin,  daß  ihnen  eine 
Schuld  von  100  Fl.  Konventionsmünze  mit  einem  Papiergelde 
gezahlt  wurde,  das  einen  Kurs  von  160  oder  180  hatte  und  den- 
noch zu  seinem!  Nennbeträge  angenommen  werden  mußte.  Der 
Verkehr  derWaren  und  Wertschaften  war  nie  lebendiger  als 
innerhalb  der  Papierzeit.  Es  gab  darum  nie  mehr  Gläubiger  als 
im  Jahre  1811. 

Ohne  alle  Überlegung  erschien  der  § 16  abgefaßt.  Bis  zum 
Erscheinen  des  Patentes  von  1811  mußten  die  Bankzettel  nach 
ihrem  Nennwerte  als  Zahlung  angenommen  werden.  Ich  mußte 
mir  also  gefallen  lassen,  daß  mir  ein  im  Jahre  1796  gegebenes 
Darlehen  im  Jahre  1810  oder  1811  in  Bankzetteln  zurückgezahlt 
wurde,  welches  einen  Kurs  von  800  hatte.  Eben  so  wurden  die 
Interessen  in  Bankzetteln  berichtigt.  Meine  Obligation  aus  dem 
Jahre  1796  über  800  Fl.  war  also  offenbar  mehrere  Monate  vor 
Erscheinen  des  F.-P.  nicht  mehr  wert,  als  100  Fl.  gutes  Geld. 
Der  Zessionär,  der  sie  für  100  Fl.  Konventionsmünze  an  sich 
gebracht  hatte,  erhielt  nun  im  Jahre  1811  dafür  800  Fl.  Ein- 
lösungsscheine, d.  i.  eine  Summe,  welche  den  fünffachen  Wert 
dessen  betrug,  um  was  er  die  Forderung  angekauft.  Entgegen 
der  Fall,  wenn  jemand  die  Bezahlung  der  800  Fl.  übernommen 
hatte.  Er  hatte  sich  verbindlich  gemacht,  seinen  Wert  von 
100  Fl.  Konventionsmünze  zu  zahlen;  nun  verurteilte  ihn  das 
F.-P.  zum  fünffachen  Betrage.  Die  größte  Wichtigkeit  hatte 
dieses  Gesetz  für  die  Bauern  und  Hauseigentümer,  deren  Schul- 
denlast ganz  unerwartet  in  die  Höhe  stieg.  Die  größeren  Güter 
der  Adeligen  hatten  sich  nur  ausnahmsweise  in  der  nämlichen 
Familie  nicht  fortgeerbt. 
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Es  lief  fortwährend  ein  Papiergeld  um,  das  einen  Zwangs- 
kurs hatte.  Der  Staat  hatte  für  seine  Abgaben  noch  keine  feste 
Grundlage.  Die  Beamten  wurden  ferner  in  einem  Papiergelde 
bezahlt,  das  einen  bedeutend  geringeren  Wert  hatte,  als  die 
nach  dem  20-Guldenfuße  geprägte  Münze. 

Ein  Gesetz,  das  alle  künftigen  Berechnungen  über  den 
Haufen  warf,  war  der  § 24.  Die  Regierung  sagte  nicht,  sie  könne 
die  Renten  weiter  nicht  zahlen,  welche  sie  versprochen.  Sie 
nahm  das  Recht  für  sich  in  Anspruch,  die  kontrahierte  Schuld 
nur  insoweit  zuzuhalten,  als  sie  es  für  gut  fände.  Eine  Folge 
dieses  Gesetzes  war,  daß  die  Staatspapiere  weit  unter  ihren 
natürlichen  Wert  herabsanken  und  noch  viele  Jahre  unter  die- 
sem Wert  blieben. 

Das  Kapital  war  nicht  herabgesetzt  worden.  Es  tat  sich 
hier  der  große  Einfluß  der  Börse  auf  die  Finanzverwaltung 
kund.  Das  Kapital,  als  ein  lebendiger  Zeuge  der  eingegangenen 
Verpflichtungen,  sollte  fortbestehen.  Es  war,  als  das  Finanz- 
patent  herauskam,  eine  ausgemachte  Sache,  daß  man  seinerzeit 
das  Schicksal  der  Staatsgläubiger  verbessern  wolle.  Es  blieb 
aber  das  ein  wertvolles  Geheimnis  weniger  Personen. 

Die  §§16  und  24  werfen  für  immer  einen  Schatten  auf  die 
Namen  jener  Personen,  welche  an  der  Abfassung  des  Finanz- 
patentes teil  hatten. 

Nach  Ungarn  hin  warf  das  Patent  von  1811  die  größte  Ver- 
wirrung. Seine  Bestimmungen  waren  vom  Reichstage  noch 
nicht  angenommen,  die  Herabsetzung  der  Bankzettel  auf  den 
fünften  Teil  noch  nicht  gutgeheißen.  Dennoch  war  vorauszu- 
setzen, daß  die  Annahme  des  F.-P.  erfolgen  werde.  Wenn  die 
Einlösungsscheine  eintraten,  so  vermehrte  sich  der  größte 
Teil  aller  Schuldigkeiten  auf  das  Dreifache.  Die  Schuldner  woll- 
ten die  Zeit  benutzen,  in  welcher  die  Bankzettel  noch  galten, 
sie  wollten  alle  und  sogleich  zahlen.  Dagegen  wollte  nur 
wenige  Kredit  nehmen.  Einen  Staat,  dem  die  eigene  Verfassung 
Ungarns  nicht  zugute  kam,  hätte  dieser  Zufall  allein  der  Revo- 
lution übergeben. 

Als  das  Patent  vom  20.  Februar  1811  herauskam,  war  Graf 
Wallis  Finanzminister.  Die  Reduktion  des  Papiergeldes  ging 
von  ihm  persönlich  aus.  Die  Seltenheit  der  Einlösungsscheine 


sollte  den  Umstand  ausgleichen,  daß  die  Regierung  nicht  im- 
stande war,  sie  zu  realisieren.  Die  Seltenheit  des  Geldes  sollte 
alle  Preise  fallen  machen,  sie  sollte  das  Papiergeld  dem  Metall- 
gelde gleichstellen,  sie  sollte  die  Jahre  vor  1797  wieder  bringen. 

Daß  es  so  kommen  werde,  wollte  1811  niemandem  ein- 
leuchten. Wirklich  fiel  nach  dem*  Erscheinen  des  F.-P.  der  Kurs 
in  einem  fort,  die  Teuerung  stieg  von  Tag  zu  Tag,  es  war  eine 
allgemeine  Unzufriedenheit  in  den  Städten. 

Aber  es  geschah,  was  jedenfalls  geschehen  mußte . Die 
Seltenheit  des  Geldes  wurde  immer  fühlbarer,  alle  Produkte, 
alle  Realitäten  fielen  im  Preise,  und  der  Kurs  hob  sich.  Im 
Dezember  1812  stand  er  131. 

Es  wollte  Tag  werden.  Da  kamen  Boten  auf  Boten  aus 
Rußland  und  mit  ihnen  die  Kunde  des  Unglücks,  welches  den 
Kaiser  der  Franzosen  getroffen  hatte.  Oesterreich  rüstete  sich 
zum  Kriege.  Es  brauchte  Geld,  viel  Geld.  Anleihen  waren 
weniger  als  je  zu  bekommen.  So  beschloß  man,  in  die  alten 
Bahnen  zu  treten.  Die  Papierzeit  mit  allem  ihren  bösen  Gefolge 
suchte  zum  zweiten  Male  die  österreichischen  Länder  heim.“ 
So  weit  der  Finanzhistoriker  Tebeldi. 


b)  Gegenwart. 

Die  Vorschläge,  die  heute  im  Sinne  der  Restriktion  ge- 
macht werden,  laufen  darauf  hinaus,  nach  Kriegsende  hohen 
Zinsfuß  und  hohe  Abgaben  einzuführen,  sich  abzusperren,  das 
eigene  Land  an  das  Ausland  zu  verschulden  usw.,  Vorschläge, 
deren  Gefährlichkeit  bereits  in  „Kriegsschade  und  Wiederher- 
stellung" in  breiterem  Maße  erörtert  wurden. 

Zur  wilden  Restriktion  ist  beispielsweise  der  automatische 
Rückfluß  des  Goldstroms  zu  rechnen,  der  die  im  Kriege  reich 
gewordenen  Länder  bedroht  und  dessen  Wirkungen  im  späte- 
ren Kapitel  „Amerika“  näher  erörtert  werden. 

Zur  wilden  Restriktion  gehören  auch  alle  jene  Ungerech- 
tigkeiten, wie  sie  eingangs  dieser  Arbeit  erwähnt  sind  und  die 
aus  dem  Ersparungsdrange  der  Finanzverwaltungen  zu  er- 
wachsen drohen. 
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Vermögensabgabe  im  engeren  Sinne . 

Der  wilden  Restriktion  ist  die  „Vermögensabgabe“  zuzu- 
zählen, wie  sie  heute  in  der  Vorstellung  weiter  Kreise  besteht. 
Diese  Vorstellung  geht  davon  aus,  daß  vor  einigen  Jahren  von 
den  mehr  als  dreihundert  Milliarden  des  deutschen  Volksver- 
mögens eine  Milliarde  der  Staatskasse  zugeflossen  ist  und  daß 
dieses  Experiment  nunmehr  im  Großen  zu  wiederholen  wäre. 

Da  liegt  ein  bedenklicher  Irrtum  vor. 

Die  Vermögensabgabe  dient  nicht  dazu,  die  Staatsschul- 
den zu  bezahlen.  Hiezu  ist  die  Feststellung  der  Belastung  des 
Volkseinkommens , sowie  der  Rentenkapazität , die  Befestigung 
der  Existenzeinheit  und  die  Ausgleichung,  kurz  die  Wiederher- 
stellung bestimmt. 

Die  Vermögensabgabe  (im  engeren  Sinne)  darf  nur  dazu 
dienen,  den  Zähler  der  Valutakonstante  zu  regulieren. 

Die  Irving  Fisher  sehe")  Formel  für  den  inneren  Geldwert 
(Neuformulierung  der  Quantitätstheorie)  lautet: 

G U + Gi  Ui  = p H 

hiebei  ist 

G = Geldmenge 

U = Umlaufsgeschwindigkeit  des  Geldes 

Gi=  Depositenmenge 

Ui=  Verkehrsgeschwindigkeit  der  Depositen 

p = Preisniveau 

H — Handelsvolumen. 

Also:  Die  Preise  hängen  ab 

1.  von  der  Geldmenge  und  ihrer  Umlaufsgeschwindigkeit , 

2.  von  der  Menge  der  Depositen  und  ihrer  Verkehrsge- 
schwindigkeit, 

3.  von  dem  Handelsvolumen,  d.  i.  von  der  Gesamtzahl  der 
Umsätze,  welche  mit  Hilfe  des  Geldes  und  der  Depositen  ge- 
macht werden. 

*)  Vergleiche  Irving  Fisher , die  „Kaufkraft  des  Geldes“,  Berlin,  1916, 
bei  Georg  Reimer. 
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Die  Beweisführung  Fisher’s  für  diese  Formel  in  seiner 
„Kaufkraft  des  Geldes“  ist  so  klar  und  einleuchtend,  daß  hier 
weiter  nicht  darauf  eingegangen  werden  soll,  zumal  die  For- 
mel von  einem  Kritiker  sogar  geringschätzig  als  „Binsenwahr- 
heit“ erklärt  wurde. 

An  der  Hand  der  Fisher’schen  Formel  kann  nun  jeder- 
mann ablesen,  wie  eine  Vermögensabgabe  nicht  aussehen  darf 
und  wie  sie  andererseits  aussehen  muß  — wenn  die  Formel 
auch  nur  annähernd  zutrifft. 

Es  folgt  weiter,  daß  eine  nicht  korrekt  durchgeführte  Ver- 
mögensabgabe nicht  einmal  5%  betragen  kann,  ohne 
schwerste  Schädigungen  nach  sich  zu  ziehen,  daß  aber  eine 
vom  geldtechnischen  Standpunkt  richtig  erfaßte  Vermögens- 
abgabe auch  4/s  oder  5/e  oder  noch  mehr  Vermögen  zu  erfassen 
vermag,  ohne  daß  wirtschaftliche  Störungen  eintreten  müssen 
und  ohne  daß  sie  durch  Vermögensverschweigungen  beeinflußt 
werden  könnte. 

Die  Vermögensabgabe  kann  in  mancher  Hinsicht  vielleicht 
der  Einführung  der  Sommerzeit  verglichen  werden.  Hätte 
diese  Verordnung  gelautet,  daß  vom  1.  Mai  an  jeder  um  eine 
Stunde  früher  aufstehen,  mittagessen  und  Schlafengehen 
soll,  — nur  die  Pflichteifrigsten  hätten  gefolgt  und  es  wäre  der 
größte  Durcheinander  entstanden. 

Wenn  man  aber  statt  des  allgemeinen  Zeitgebotes  die  Uhr 
um  eine  Stunde  vorrückt,  richtet  sich  das  ganze  Leben  auto- 
matisch danach  ein.  Am  ersten  Tage  ist  man  ein  wenig  ver- 
schlafen; am  zweiten  merkt  man  schon  nicht  mehr,  daß  es  je 
anders  war. 

Eine  25%ige  Vermögensabgabe,  wie  sie  übrigens  kaum 
zureichen  dürfte,  wie  sie  aber  im  Kopfe  mancher  ernster  Leute 
herumspukt,  würde  folgendermaßen  aussehen: 

Jeder  zahlt  25%  seines  Vermögens  an  die  Staatskasse. 
Wer  das  Geld  nicht  hat,  läßt  sein  Vermögen  belehnen  und 
zahlt  nur  die  Zinsen  seiner  Schuld. 

An  der  Hand  der  Gleichung  G U + Gi  U\  — p H würde 
— bei  ungeänderten  Umlaufsgeschwindigkeiten,  ungeänder- 
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tem  Handelsvolumen  — das  Bild  sich  folgendermaßen  ge- 
stalten: 

3/4GU  + V4G1U1  = 3/4pH. 

Das  heißt:  Wenn  vom  Gelde  und  von  den  Depositen  ein 
Viertel  an  die  Staatskasse  abgeführt  wird,  dann  sinken,  weil 
das  Handelsvolumen  sich  nicht  ändert,  alle  Preise  um  V4. 

Was  das  bedeutet,  möge  ein  Beispiel  demonstrieren: 

Ein  Haus  ist  lVs  Millionen  wert.  Belastet  ist  das  Haus  mit 
einer  Million.  Der  Hypothekargläubiger  zediert  V4  seiner 
Hypothek  der  Staatskasse. 

Das  Haus  ist  jetzt  belehnt  mit 

750,000  Kronen  zugunsten  des  Gläubigers, 

; 250,000  Kronen  „ der  Staatskasse. 

Der  Wert  des  Hauses  ist  aber  (Fisher’sche  Formel)  um 
V4  überdies  gesunken,  so  daß  er  nur  mehr  eine  Million  beträgt. 

Und  von  dieser  1 Million,  die  voll  belastet  ist,  soll  der 
Eigentümer  noch  selbst  Vermögensabgabe,  und  zwar  vom  fik- 
tiven Überwerte,  leisten! 

Mit  einem  Schlage  hat  er  sein  Vermögen  verloren  und  ist 
noch  überdies  dem  Staate  schuldig. 

So  geht  es  nicht,  wohl  aber  anders.  Denn  die  Vermögens- 
abgabe hat  ja  keinen  anderen  Zweck,  als  alle  Werte  auf  den 
Goldwert  zu  reduzieren,  um  den  Zähler  der  Valutakonstante 
wieder  herzustellen. 

Sehen  wir  wieder  nach  der  Gleichung: 

G U + Gi  Ui  = p H. 

Wenn  U,  Ui  und  H sich  gleichbleiben,  dann  kann  p auf 
jede  beliebige  Art  dadurch  verringert  werden,  daß  in  dem 
gleichen  Maße  auch  G und  Gi  sich  verringern. 

Wie  also  bei  der  Sommerzeit  nicht  das  Aufstehen,  sondern 
die  Uhr  reguliert  wird,  so  ist  die  Vermögensabgabe  nicht  von 
der  Vermögensseite,  sondern  von  der  Geldmenge  und  der  For- 
derungsmenge her  anzupacken . 

Die  Vermögensabgabe  also  trifft  die  Besitzer  beweglichen 
und  unbeweglichen  Vermögens  überhaupt  nicht  direkt.  Sie 
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kommen  nur  indirekt  dazu,  indem  ihre  Werte  sofort  entspre- 
chend im  Preise  sinken . 


Der  wilden  Restriktion  wird  hier  die  geregelte  gegenüber- 
gestellt..  Sie  basiert  auf  dem  Gedanken,  daß  — wie  der  Lohn 
des  Arbeiters  — auch  die  Rente  ihr  ehernes  Schicksal  hat  und 
daß  dem  Rentner,  wenn  schon  in  Kriegszeiten  die  Kaufkraft 
seines  Papiers  sinken  muß,  wenigstens  durch  möglichste  Be- 
grenzung dieser  Senkung,  soweit  sie  mit  dem  Gesamtwohl  in 
Einklang  zu  bringen  ist,  durch  Erhaltung  des  Kapitalswertes 
und  andere  Begünstigungen  geholfen  werden  muß. 

Die  geregelte  Vermögensabgabe  oder  die  Stabilisierung 
kann  aber  erst  dann  begonnen  werden,  wenn  die  Wiederher- 
stellung (Regelung  der  Inflation)  erfolgreich  beendet  ist. 


Wir  gelangen  zu  den  Grundzügen  der  kommenden  inneren 
bezw.  äußeren  Finanzpolitik.  In  beiden  Verwaltungszweigen 
soll  der  leitende  Gedanke  sein: 

Erst  die  richtige  Diagnose.  Dann  die  gewissenhafte  The- 
rapie. Nicht  viel  operieren.  Möglichst  konservative  Behand- 
lung. Keine  Rücksicht  auf  Schmerzenslaute.  Ausschluß  wohlge- 
meinter Ratschläge  von  Laien,  alten  Weibern  oder  künftigen 
Erben ! 


i'uL  v Si 


INNERE  FINANZPOLITIK 


WIEDERHERSTELLUNG. 

(Regelung  der  Inflation.) 


WIEDERHERSTELLUNG. 

(Regelung  der  Inflation.) 

A)  Bestimmung  der  künftigen  Belastung. 

Sie  kann  nur  schrittweise  erfolgen. 

Vor  allein  ist  die  Höhe  der  jährlichen  Staatsschuldzinsen 
zu  ermitteln.  Die  vor  dem  Kriege  bestandenen  und  noch  wäh- 
rend des  Krieges  aufgelaufenen  Staatsschuldzinsen  sind  eine 
bekannte  feste  Größe. 

Hiezu  kommen  die  notwendigen  Anleihen  für  Wiederauf- 
bau (Vorschläge  in  „Kriegsschade  und  Wiederherstellung“ 
S.  44  ff.),  Instandsetzung  der  Rüstungen  usw. 

Weiter  Festsetzung  eines  Betrages  für  umfangreiche 
öffentliche  Arbeiten.  Denn  die  Regierung  müßte,  um  die  Exi- 
stenzeinheit überhaupt  regeln  zu  können,  zunächst  einen  grö- 
ßeren Betrag  für  öffentliche  Arbeiten  nach  der  Demobilisierung 
auswerfen.  In  diesen  öffentlichen  Arbeiten  vermag  sie  die 
durch  die  Demobilisierung  überflüssig  gewordenen  und  mit 
Arbeit  noch  nicht  versorgten  Kräfte  aufzunehmen,  bis  der  Ar- 
beitsmarkt sie  allmählich  absorbiert.  Es  findet  also  keine  Un- 
terbietung im  Lohne  statt  und  der  Minimallohn  (die  Existenz- 
einheit) behält  seine  untere  Grenze  gewahrt. 

Zu  all  dem  kann  der  Minimallohn  in  vielen  Zweigen  der 
Industrie  in  Form  eines  Minimal- Stundenlohnes  noch  gesetz- 
lich normiert,  d.  h.  andere  Vereinbarungen  können  als  strafbar 
und  ungültig  erklärt  werden. 

Ein  weiterer  Betrag  müßte  für  den  zunächst  bevorstehen- 
den Entgang  an  öffentlichen  Einnahmen  (Zerstörungen,  Falli- 
mente, Geschäftsauflassungen,  Tod,  Invalidität),  Gewährung 
der  den  Wirtschaftsbetrieben  notwendigen  Rekonvaleszenz 
reserviert  bleiben. 
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Die  Berechnung  der  Ersparungen,  welche  ohne  Beein- 
trächtigung der  Verwaltung  zulässig  sind  (Vgl.  Meisel  und 
Spiethoff:  „Oesterreichs  Finanzen  und  der  Krieg“,  bei  Duncker 
und  Humblot,  1915)  und  eventueller  Mehreinnahmen  außeror- 
dentlicher Art  ist  ein  weiterer  Schritt. 

Weiter  müßte  die  der  künftigen  Existenzeinheit  voll  ange- 
paßte Erhöhung  der  Gehalte,  Löhne,  Preise  usw.  eingestellt 
werden. 

Dann  sind  noch  alle  übrigen  zu  erwartenden  Verschiebun- 
gen des  Budgets  zu  berücksichtigen. 

Die  meisten  dieser  Ausgaben  sind  aber  von  der  Höhe  der 
künftigen  Existenzeinheit  abhängig,  deshalb  muß  zunächst 
eine  bestimmte  Existenzeinheit  probeweise  gewählt  und  spä- 
ter das  ganze  wiederholt  umgerechnet  werden. 

Der  einzuschlagende  Weg  wäre  der  folgende: 

1.  Feststellung  der  alten  Existenzeinheit. 

Es  werden  die  Löhne  verschiedener  Kategorien  nicht- 
qualifizierter Arbeiter,  nach  Betrieben,  Jahreszeit  und  Örtlich- 
keit verschieden,  im  Tagesdurchschnitt  berechnet. 

Das  Ergebnis  für  Oestereich-Ungarn  wäre,  trotzdem  die 
Kohlenarbeiterlöhne  mehr  ergeben,  mit  Rücksicht  auf  den 
niedrigeren  Lohn  anderer  Kategorien,  z.  B.  der  Holzknechte, 
Bauarbeiter  usw.,  beispielsweise  3 Kronen: 

a E = 3. 

2.  Altes  Volkseinkommen. 

Für  Deutschland  ist  durch  Helft  erich,  St  einmann- Büchner, 
für  die  österreichisch-ungarische  Monarchie  durch  die  Fest- 
stellungen Friedrich  v.  Fellners  gewaltige  Vorarbeit  geleistet. 

Das  jährliche  Volkseinkommen  ist  in  Oesterreich-Ungarn 
(auf  Grundlage  der  v.  Fellner’schen  Berechnungen)  20  Mil- 
liarden: 

aV  = 20  Milliarden. 

3.  Veränderungen  des  alten  Volkseinkommens. 

Hier  kann  nur  sachverständige  Schätzung  die  notwen- 
digen Anhaltspunkte  bieten.  Das  Gutachten  wäre,  wie  die  übri- 
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gen  Daten  (siehe  im  folgenden),  am  Schlüsse  schiedsgericht- 
lich zu  überprüfen. 

a)  Effektive  Erhöhung  des  alten  Volkseinkommens, 

vorübergehende  durch  etwaigen  Verkauf  von  Werten  ins 

Ausland  usw., 

dauernde  durch  Ländergewinn,  neue  Produktionsmetho- 
den, neue  Industrien,  Absatzgebiete  usw. 

b)  Effektive  Verringerung, 

vorübergehende : Zerstörungen,  Rohstoffmangel,  Güter- 
verbrauch, -verlust,  Fallimente,  Brachliegen  vieler  Industrien, 
Umwandlung  der  Kriegswirtschaft  in  die  Friedenswirtschaft 
usw. 

dauernde:  Länderverlust,  Verlust  von  Absatzgebieten  usw. 

Nach  den  entsprechenden  Feststellungen  wäre  dann  der 
Koeffizient  des  Volkseinkommens  cp  (ceteris  paribus),  der  bei 
ungeänderten  Voraussetzungen  1 beträgt,  richtigzustellen. 

Würden  die  effektiven  Erhöhungen  und  Verringerungen 
des  Volkseinkommens  einander  die  Wage  halten,  so  müsste 
sich  das  neue  (auf  den  Goldwert  reduzierte,  also  effektive) 
Volkseinkommen  zum  alten  verhalten  wie 
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Beispielsweise  wird  aber  infolge  eines  Überwiegens  der 
Verringerungen  das  durchschnittliche  effektive  Volkseinkom- 
men der  nächsten  5 Jahre  mit  18  Milliarden  angenommen. 

Das  Ergebnis  dieser  Rechnung  wäre: 

18  9 

cp%  Yo=To 


Nach  dem  früher  Gesagten  verhält  sich  das  neue  Volks- 
einkommen ( n V)  zum  alten  (a  V)  ceteris  paribus  (cp)  so  wie 
die  neue  Existenzeinheit  (n  E)  zur  alten  ( a E) 


nV 


nE 


aV  = CPäE 

somit  ist  n V — cp  a V 


nE 

aE 
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bei  einer  Existenzeinheit  von 


nE  = 

aE  = 

3.- 

- K; 

nV  = 

18  Milliarden 

nE  = 

2 a E = 

6.—  K; 

nV  = 

36 

99 

n E — 2*5  a E — 

7.50  K; 

nV  = 

45 

99 

nE  = 

3 a E = 

9.—  K; 

nV  = 

54 

99 

n E = 3*5  a E = 

10.50  K; 

nV  = 

63 

99 

nE  = 

4 a E = 

12.- 

- K; 

nV  == 

72 

99 

nE  = 4*5  aE  = 

13.50  K; 

n V = 

81 

99 

4 . Budgetausgaben. 

Die  jährlichen  öffentlichen  Ausgaben  der  österreichisch- 
ungarischen Monarchie  haben  vor  Kriegsausbruch  5*5  Milliarden 
ausgemacht. 

Hievon  waren  Schuldzinsen  0*8  Milliarden 

Sonstige  Ausgaben  4*7  „ 

Diese  Ausgaben  wären  nun  richtigzustellen. 

/.  Unter  Annahme  einer  künftigen  Existenzeinheit, 
nE  = aE  = 3K . 

a)  Ersparungen, 

vorübergehende.  Verminderung  der  Beamtenzahl,  der  in 
staatlicher  Versorgung  stehenden  Personen  durch  Kriegsver- 
luste usw., 

dauernde  Ersparungen.  Verwaltungsreform,  neue  Produk- 
tionsmethoden usw. 

b)  Vergrößerung. 

Hier  entfällt  der  Unterschied  zwischen  vorübergehender 
und  dauernder  Vergrößerung  der  Staatsschuld.  Denn  das  außer- 
ordentliche Erfordernis  ist  regelmäßig  im  Anleihewege  aufzu- 
bringen und  die  Anleihezinsen  vergrößern  dauernd  die  jährliche 
Schuldpost. 

A)  Staatsschuld.  Zum  alten  jährlichen  Zinsen-  und  Amorti- 
sationsdienst kommt  nun  der  neue  hinzu,  die  Verzinsung  der 
Kriegsanleihen. 

Kriegsanleihen  (eventuell  Zwangsanleihen)  sind  erforder- 
lich zur  Deckung  der  unmittelbaren  und  mittelbaren  Kriegs- 
kosten. 
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Die  unmittelbaren  Kriegskosten  sind  die  Auslagen  für  die 
Kriegführung  selbst. 

Die  mittelbaren  betreffen  die  Komplettierung  der  Rüstun- 
gen, den  Wiederaufbau,  Schadenersätze,  öffentliche  Arbeiten, 
Arbeitslosenversicherung  usw.  Diese  Ausgaben  sind  dadurch 
erhöht,  daß  sie  bis  zur  Beseitigung  der  Inflation  nicht  aufge- 
schoben werden  können  und  daher  in  jedem  Falle  eine  inflatio- 
nistische Erhöhung  erfahren. 

Um  ein  weiteres  wird  die  Staatsschuld,  wie  erwähnt,  gestei- 
gert, da  das  langsame  Wiedererwachen  des  Wirtschaftslebens 
eine  Vollbesteuerung  noch  auf  längere  Zeit  hinaus  ausschließt 
und  aus  Gründen  der  Rekonvaleszenz  die  Deckung  des  laufen- 
den Erfordernisses  teilweise  im  Anleihewege  erheischt.  Ange- 
nommen, die  neue  (durch  besondere  Kriegsgewinstabgaben 
nicht  gedeckte)  Staatsschuld  der  Monarchie  beträgt  nun 
60  Milliarden,  was  unter  Annahme  einer  5*5%igen  Verzinsung 
eine  jährliche  Mehrbelastung  von  3*3  Milliarden  erfordern 
würde. 

B)  Sonstige  Auslagen.  Die  sonstigen  Auslagen  des  Staates 
erfahren  bei  normaler  Existenzeinheit  ihre  Vergrößerung  durch 
die  neu  hinzugekommenen  Invaliden-,  Witwen-  und  Waisenpen- 
sionen usw.  Angenommen,  daß  nach  Abzug  der  Ersparungen 
diese  jährliche  Belastung  wieder  47  Milliarden  betragen  würde. 

Die  richtiggestellten  öffentlichen  Ausgaben  unter  Annahme 
der  normalen  Existenzeinheit  würden  also  lauten: 

Schuldzinsen  0*8  Milliarden 

+ 3-3  

Summe  4*1  Milliarden 

Sonstige  47 

Jährliche  Gesamtausgaben  8S  Milliarden 

II.  Unter  Annahme  einer  künftigen  fiktiven  Existenzeinheit 
nE  — 2aE  = 6 K . 

A)  Staatsschuld.  Diese  bleibt  für  jede  Erhöhung  der  Exi- 
stenzeinheit dieselbe  gegebene  Größe.  Wenn  der  Staat  60  Mil- 
liarden Kriegsauslagen  (inklusive  Wiederaufbau  und  Schaden- 
ersatz usw.)  gehabt  hat,  so  bleiben  diese  60  Milliarden  unver- 
ändert, ob  die  Existenzeinheit  späterhin  gleich  a E oder  gleich 
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2,  3,  4 aE  ist,  also  Qesamt-Zinsendienst  pro  anno  wie  früher 
4*1  Milliarden. 

B)  Sonstige  Auslagen . Die  übrigen  Budgetposten  erfahren 
jedoch  bei  Erhöhung  der  Existenzeinheit  auch  ihrerseits  eine 
Vergrößerung. 

Alle  Preise,  Gehalte,  Löhne,  Pensionen,  Versorgungs- 
genüsse usw.  müssen  mit  dem  Anwachsen  der  Existenzeinheit 
gleichartig  steigen. 

Hiezu  kommt  die  durch  die  Vergrößerung  der  Existenz- 
einheit notwendig  gewordene  Entschädigung  verarmter  Rent- 
ner und  Pensionisten,  denen  das  früher  innegehabte  Existenz- 
minimum nunmehr  genommen  wird,  ferner  der  Besitzer  vincu- 
lierter  Renten. 

Das  Budget  wird  sich  also  bei  einer  Existenzeinheit  von 
2E  = 6K  etwa  nachfolgend  stellen: 

Schuldzinsen  4*1  Milliarden 
Sonstiges  10  Milliarden 
Jährliche  Gesamtauslagen  14*1  Milliarden 

///.  Unter  Annahme  einer  künftigen  fiktiven  Existenzein- 
heit n E = 3 a E = 9 K : 

Schuldzinsen  4*1  Milliarden 
Sonstiges  15  Milliarden 
Jährliche  Gesamtauslagen  19*1  Milliarden 

IV.  Unter  Annahme  einer  künftigen  fiktiven  Existenz- 
einheit 

von  3'5aE  wären  die  Gesamtauslagen  21*6  Milliarden, 

bei  4aE 24*1  Milliarden, 

bei  4'5  a E 26*6  Milliarden. 

5.  Ermittlung  der  künftigen  Gesamtrentenbelastung  des  Volks- 
einkommens. 

Nach  v.  Fellner  hat  die  innere  Gesamtrentenbelastung  des 
Volkseinkommens  der  Monarchie  ein  jährliches  Zinsenerfor- 
dernis von  2*7  Milliarden  ausgemacht.  Hievon  waren: 
Privatschuldzinsen  1 *9  Milliarden, 

Staatsschuldzinsen  0-8  Milliarden. 
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Unter  den  obigen  Voraussetzungen  würde  nun  die  Ge- 
samtrentenbelastung betragen: 

Privatschulden  (ungeändert)  1*9  Milliarden 
Staatsschuldzinsen  4*1  Milliarden 

Summe  6 Milliarden. 

B)  Feststellung  der  Rentenkapazität. 

Bei  Feststellung  der  künftigen  Belastung  und  der  Renten- 
kapazität treffen  die  Interessen  der  Besitzer  beweglichen  und 
unbeweglichen  Vermögens,  der  Fixbesoldeten,  Pensionisten, 
Kriegsbeschädigten  usw.  einerseits,  die  Wünsche  der  Kriegs- 
gewinner, Rentner  und  Besitzer  von  Forderungen  andererseits 
scharf  aufeinander. 

Je  mehr  der  Staat  für  Fixbesoldete,  Pensionisten,  für 
Kriegsbeschädigte,  andere  soziale  und  kulturelle  Aufgaben 
leistet,  je  weniger  vom  Kriegsgewinn  besteuert  wird,  desto 
höher  die  jährliche  absolute  Belastung  des  Volkseinkommens. 

Je  höher  die  absolute  Belastung,  desto  größer  das  Infla- 
tionsbedürfnis der  Besitzer  beweglichen  und  unbeweglichen 
Vermögens. 

Was  die  Stellung  des  Rentners  anlangt,  so  besteht  seine 
Benachteiligung  nicht  etwa  in  der  Auflegung  von  Renten- 
steuer oder  einer  Verkürzung  der  gebührenden  Zinsen,  son- 
dern in  der  sinkenden  Kaufkraft  dieser  Zinsen. 

Allerdings  darf  der  Rentner  nicht  vergessen,  daß  ihm  bei 
„wilder“  Restriktion  durch  Zinsfußerhöhungen  ein  nicht  min- 
der großer  Schade  erwächst;  denn  während  die  Kaufkraft  der 
Zinsen  nur  allmählich  wiederkehrt,  geht  bei  hohen  Zinsfuß- 
spannungen sofort  sehr  viel  vom  Kapital  verloren.  Dem  Rent- 
ner können  Staat  und  Bank  bei  inflationistischer  Regelung 
manche  Bonifikationen  einräumen.  Die  Einnahmen  aus  den 
Kriegsgewinnsteuern,  die  ja  nur  des  Rentners  wegen  erforder- 
lich sind,  ermöglichen: 

a)  Verzicht  auf  Rentensteuer. 

bj  Verzicht  auf  Konversion  durch  eine  lange  Reihe  von 
Jahren,  vielleicht  auch  gewisse  Barentschädigungen. 

c)  Hilfsaktion  für  verarmte,  arbeitsunfähige  Rentner, 
deren  Versorgungsgenüsse  nicht  mehr  das  Existenzminimum 
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erreichen  sollten,  sowie  für  Besitzer  vinkulierter  Renten 
(bereits  erwähnt). 

d)  Niedriger  Bankzinsfuß  zum  Zwecke  günstiger  Notie- 
rung der  Rente  an  den  Börsen  und  Erhaltung  des  vollen  Kapi- 
talswertes. 

Ferner  ist  der  Rentner  in  Zeiten  aufstrebender  Konjunk- 
tur in  der  Lage,  durch  Veränderung  seines  Papiers  sich  an 
köherv er zinslichen  Vermögensanlagen  (Kriegsanleihe)  zu  be- 
teiligen. Die  Rente  wechselt  in  Kriegszeiten  — sofern  sie  nicht 
vinkuliert  ist  — so  häufig  ihren  Besitzer,  daß  eigentlich  gar 
nicht  mehr  der  Rentner,  sondern  nur  noch  das  Papier  das 
Opfer  der  Qeldwertveränderungen  ist.  Oft  ist  inzwischen  der 
Rentner  zum  Hausbesitzer,  der  Hausbesitzer  zum  Rentner  ge- 
worden. 

Die  ungeheuren  Interessengegensätze  zwischen  Besitzern 
unbeweglichen  und  beweglichen  Vermögens,  Kriegsbeschädig- 
ten, fix  Besoldeten  und  Rentnern,  die  genaue  Festsetzung  der 
zulässigen  Belastungsfähigkeit  des  Volkseinkommens  und  da- 
mit des  ehernen  Gesetzes  der  Rente,  derlei  Dinge  sollten  nun 
schiedsgerichtlich  erledigt  werden.  Die  Parlamente  sind  Ver- 
tretungen einzelner  Majoritätsparteien  und  wenn  auch  in  so 
wichtigen  Angelegenheiten  das  allzugrelle  Hervorkehren  von 
Separatwünschen  nicht  erwartet  werden  kann,  so  müßte  der 
Fragenkomplex,  bei  dem  für  manchen  einzelnen  Untertan  viele 
Tausende  auf  dem  Spiele  stehen,  dem  Parteigetriebe  doch  völ- 
lig entrückt  werden,  zumal  sie  für  große  Körperschaften  auch 
zu  kompliziert  sind. 

Einem  Schiedsgericht  von  Männern  — sagen  wir  aus  dem 
Deutschen  Reiche  — , welche  das  nötige  Ansehen,  wissen- 
schaftliches und  praktisches  Verständnis  haben,  welche  weder 
durch  Besitz,  noch  durch  persönliche  Beziehungen  im  Lande 
beeinflußt  werden  könnten,  wäre  die  Lösung  dieser  heikelsten 
Fragen,  die  Bestimmung  der  Belastungshöhe  und  des  Be- 
lastung sv er hältniss es  ohne  weiteres  anzuvertrauen. 

Auch  die  definitive  Besteuerung  des  Kriegsgewinns  wäre 
der  schiedsgerichtlichen  Lösung  wohl  zu  überlassen.  Auch 
hier  streiten  viel  mehr  Interessen  gegeneinander,  als  es  von 
vornherein  scheint.  Bei  richtiger  und  gewissenhafter  Wieder- 
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Herstellung  schädigt  die  Inflation  niemanden  als  den  Rentner 
(Thesen  des  Schlußwortes ).  Je  mehr  — nach  Überschreitung 
der  Rentenkapazität  — im  Wege  der  Kriegsgewinnabgabe  ein- 
gebracht werden  kann,  desto  geringer  kann  die  Inflation,  die 
Schädigung  des  Rentners  ausf allen  (ehernes  Rentengesetz ). 
Die  Kriegsgewinnabgabe  ist  demnach  nur  zur  Entschädigung 
des  Rentners  (Geld-  und  Forderungsbesitzers)  bestimmt. 

Andererseits  würde  die  Besteuerung  der  Kriegsgewinne 
durch  die  größere  oder  geringere  Verschweigungsfähigkeit  des 
einen  und  des  anderen  viel  Ungleichheit  nach  sich  ziehen. 
Wichtig  ist  der  Kriegsgewinn  ja  auch  für  die  Kapitalbeschaf- 
fung nach  dem  Kriege. 

Die  Regelung  der  angeregten  Fragen  durch  Schieds- 
spruch hätte  ihre  große  Bedeutung  vielleicht  auch  auf  einer 
anderen  Seite.  Informierte  sind  die  Schiedsrichter  und  sonst 
niemand.  Börsenmanöver,  wie  sie  in  größtem  Maßstabe  zu  be- 
fürchten wären,  werden  verhindert . Die  Spekulation  auf  das 
Ergebnis  könnte  erst  in  dem  Augenblicke  einsetzen,  wo  der 
Schiedsspruch  verkündet  ist.  Ist  er  da,  dann  wird  niemand 
mehr  billiger  verkaufen,  niemand  teurer  kaufen,  als  es  nach 
der  neuen  Existenzeinheit  angemessen  ist.  Übrigens  könnte 
man  die  Börsen  wieder  auf  ein  paar  Tage  schließen  und  zwi- 
schenzeitige Privatgeschäfte  für  ungültig  erklären. 

Der  Schiedsspruch. 

Rekapitulando  sei  erinnert: 

1.  angenommene  alte  Existenzeinheit  = a E — 3 K, 

2.  altes  Volkseinkommen  ~ aV  = 20  Milliarden , 

3.  angenommener  Veränderungskoeffizient  des  Volksein- 
kommens = cp  = ~ 

4.  neues  Volkseinkommen  = n V (Siehe  S.  45), 

5.  Budgetausgaben  = A (Siehe  S.  47  und  48), 

6.  Gesamtrentenbelastung  = R (Siehe  S.  49). 

Als  Vorfragen  des  Schiedsspruches  sind  z.  B.  die  bereits  er- 
wähnten Ziffern  für  die  Zeit  nach  dem  Kriege  festgestellt.  (Hie- 
bei ist  die  Kriegsgewinnabgabe  noch  gar  nicht  berücksichtigt, 

4* 
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nur  die  Vorausbesteuerung  des  Kriegsnutzens;  überhaupt  sind 
die  Ziffern  vage  und  nur  zu  Illustrationszwecken  gewählt.): 


Existenzeinheit 

nE 

(in  Kronen) 

Volks- 

einkommen 

nV 

(in  Milliarden) 

Budget- 

ausgaben 

A 

(in  Milliarden) 

Prozente 

des 

Volkseinkom- 

mens 

Gesamtrenten- 

belastung 

R 

(in  Milliarden) 

Prozente 

des 

Volkseinkom- 

mens 

3 

18 

88  ! 

48*8  . 

6 

33*3 

6 

36 

141 

39-2 

6 

16*6 

7-50 

45 

16-6 

36*9 

6 

13*3 

9 

54 

19*1 

354 

6 

111 

1050 

63 

216 

34*3 

6 

9-5 

12 

72 

24*1 

33-5 

6 

8*3 

13-50 

81 

266 

32-8 

6 

7*4 

Im  Gegensatz  hiezu  betrug  vor  dem  Kriege: 

Die  Existenzeinheit  (Annahme)  3 K,  das  Volkseinkommen 
20  Milliarden,  die  Budgetausgaben  waren  5*5  Milliarden 
(27*5%  des  Volkseinkommens),  die  Gesamtrentenbelastung  er- 
reichte 27  Milliarden  (13*5%  des  Volkseinkommens). 

Das  Studium  der  obigen  Tabelle  ergibt  folgendes: 

Durch  den  Krieg  sind  die  Budgetausgaben  — wenn  die 
Existenzeinheit  unverändert  blieb  — von  27*5%  auf  48*8% 
gestiegen.  Die  Rentenbelastung  beträgt  nunmehr  33*3%  an- 
statt 13*5%.  Einer  solchen  Belastung  wäre  das  Volkseinkom- 
men nur  dann  gewachsen, 

1.  wenn  die  Budgetdifferenz  von  jährlich  3*3  Milliarden 
ausschließlich  aus  geldwerterhaltenden  Abgaben  (Kriegs- 
gewinnsteuern, direkte  Steuern)  gedeckt  werden  könnte, 

2.  wenn  die  Rentendifferenz  von  jährlich  gleicher  Höhe 
durch  entsprechende  Besteuerung  der  Rente  auszugleichen 
wäre. 

Beides  ist  undenkbar. 

ad  1.  Der  Kriegsgewinn  ist  im  Wege  der  Fassion  in  derar- 
tigem Maße  nicht  faßbar,  auch  nicht  in  Ländern  mit  höchst- 
entwickelter Steuermoral. 

ad  2.  Die  Kriegsanleihe,  der  Hauptstock  der  Rente,  ist  ge- 
setzlich als  steuerfrei  erklärt. 

Kriegsgewinn  und  Rente  können  also  nur  im  inflationisti- 
schen Wege  voll  erfaßt  werden,  und  spielt  es  dann  keine  be- 
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sondere  Rolle  mehr,  ob  die  Steuermoral  des  Landes  auf  höhe- 
rer oder  tieferer  Stufe  steht. 

/.  Steuern  und  sonstige  Staatseinnahmen  im  allgemeinen. 

„Jede  alte  Steuer  ist  gut,  jede  neue  Steuer  ist  schlecht.“ 

Der  oftgebrauchte  Satz  ist  zwar  nicht  ganz  einwandfrei, 
soll  aber  doch  im  großen  und  ganzen  zum  Grundprinzip  der 
Finanzverwaltung  werden. 

Wenn  von  den  schiedsgerichtlich  zu  bestimmenden  Kriegs- 
gewinnabgaben und  von  der  gleich  zu  erörternden  Vorbesteu- 
erung  des  Kriegsnutzens  abgesehen  wird,  sollen  „neue  Steu- 
ern“ tunlichst  vermieden  werden. 

Bei  einer  Erhöhung  der  Existenzeinheit  auf  2 a Ef  3 a E 
wachsen  die  meisten  Steuereingänge  und  auch  alle  sonstigen 
Staatseinnahmen  automatisch  mit  der  Erhöhung  des  Volksein- 
kommens. Dort,  wo  Abgaben  nach  einer  genau  bezeichneten 
Summe  ausgesprochen  sind,  wo  Tarife  bestehen,  usw.,  müssen 
sie  allerdings  den  geänderten  Verhältnissen  angepaßt  werlden. 

Andererseits  sollten  aber  gewisse  Ungerechtigkeiten  bei 
der  Abgabenreform  ausgeglichen  werden,  Gebühren,  die  ver- 
kehrshindernd wirken,  ungerechtfertigte  Steuerprivilegien  ab- 
geschafft werden.  Diese  Dinge  zu  besprechen,  fällt  jedoch  nicht 
in  die  Grenzen  dieser  Schrift. 

II.  Vorausbesteuerung  des  Kriegsnutzens. 

In  „Kriegsschade  und  Wiederherstellung“  hat  der  Verfas- 
ser den  Kriegsnutzen  in  den  persönlichen , den  dinglichen  und 
den  persönlich-dinglichen  eingeteilt.  Diese  Einteilung  ist  für 
die  Frage  der  Kriegnutzenbesteuerung  im  Falle  der  Inflation 
von  Wichtigkeit.  Sie  lehnt  sich  an  die  Einteilung  der  Sachen- 
rechte im  österreichischen  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetz- 
buche an. 

Zunächst  ist  festzustellen,  wann  überhaupt  Kriegsnutzen 
vorliegt. 

Wenn  jemand  vor  dem  Kriege  pro  Jahr  10.000  K verdient 
hat  und  nach  dem  Kriege  15.000  K verdient,  so  muß  deshalb 
noch  kein  Kriegsnutzen  vorhanden  sein.  Denn  wenn  die  Exi- 
stenzeinheit von  E auf  2 E steigt,  beginnt  der  Kriegsnutzen  erst 
nach  20.000  K,  bei  2*5  E erst  nach  25.000  K,  usw. 
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Inwiefern  der  Kriegsnutzen  besteuert  werden  soll,  möchte 
der  Verfasser,  wie  erwähnt,  dem  Schiedsgericht  überlassen. 
Hier  handelt  es  sich  zunächst  um  die  V oraiisbesteuerung  vor 
Einhebung  der  eigentlichen  Kriegsgewinnabgabe,  sowie  um  die 
Einziehung  des  ganz  unberechtigten  dinglichen  Kriegsnutzens. 

Die  Idee  der  Vorausbesteuerung  des  Kriegsnutzens  fußt 
darauf,  daß  in  unserem  Steuersystem  Steuern  zunächst  von 
der  Art  der  Vermögensanlage  geleistet  werden  (Grund-  und 
Haussteuern,  Erwerb-,  Rentensteuern),  und  daß  erst  über 
diese  Steuern  hinaus  die  Einkommensteuer  entrichtet  wird. 

Dieselben  Gründe,  welche  die  erwähnte  Art  der  Besteu- 
erung schufen,  mögen  auch  bei  der  Kriegsgewinnabgabe  dafür 
sprechen,  zunächst  die  Vermögensanlage  zu  besteuern,  in  wel- 
cher der  Kriegsgewinn  angelegt  wurde  und  darüber  dann  die 
schiedsgerichtlich  zu  bestimmende  besondere  Abgabe  vorn 
Kriegsnutzen  einzuheben. 

L V oraiisbesteuerung  des  persönlichen  Kriegsnutzens. 

Persönlicher  Kriegsnutzen  ist  der  Erwerb  von  Geld,  For- 
derungen, Renten  (Kriegsanleihe)  aus  dem  allgemeinen  Kriegs- 
schaden. Der  persönliche  Kriegsnutzen  muß  überdies  in  sol- 
chen Werten  angelegt  sein,  welche  im  Inflationsfalle  von  einer 
Wertsteigerung  nicht  erfaßt  werden  (sonst  persönlich-ding- 
licher K.). 

Der  persönliche  Kriegsnutzen  wird  nun  bei  Erhaltung  der 
Existenzeinheit  (n  E = ci  E ) durch  inflationistische  Minderung 
überhaupt  nicht  getroffen.  Er  könnte  nur  auf  Grund  der  Fassion 
steuermäßig  vorausgekürzt  werden,  was  riesigen  Schwierig- 
keiten begegnen  würde.  Denn  der  Hauptstock,  die  Kriegsan- 
leihe, ist  überhaupt  gesetzlich  steuerfrei  erklärt. 

Steigt  jedoch  die  Existenzeinheit  von  a E auf  2 a E,  bezw. 
3 a E,  dann  ist  der  persönliche  Kriegsnutzen  im  voraus  bereits 
um  50%,  bezw.  662/s%  vermindert.  Das  heißt:  Die  Besitzer 
von  Geld  und  Geideswert  haben  die  Hälfte  oder  zwei  Drittel 
der  Kaufkraft  ihres  Besitzes  verloren,  während  die  Besitzer 
von  Häusern,  Liegenschaften,  Aktien,  Unternehmungen,  Juwe- 
len, Schmuck,  Pelzen  usw.  durch  die  Wertsteigerung  ihrer  Ob- 
jekte gleichartig  gewinnen. 
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Es  tritt  also  bei  Steigen  der  Existenzeinheit  eine  Trans- 
formation des  Geld-  und  Forderungswertes  in  dinglichen 
Kriegsnutzen  ein.  Da  aber  wertsteigerungsfähige  Vermögens- 
objekte dem  Staate  nicht  entgehen  können,  so  ist  die  gleich- 
stellende Vorausbesteuerung  des  übrigen  Kriegsnutzens  im 
Falle  der  geschilderten  Verwandlung  sehr  vereinfacht. 

2.  Einziehung  des  dinglichen  Kriegsnutzens . 

Dinglicher  Kriegsnutzen  ist  — bei  Erhöhung  der  Existenz- 
einheit — die  allgemeine  Wertsteigerung  des  Eigentums  mit 
Ausnahme  des  Geldes,  der  Forderungen  und  der  Renten. 

Zur  Erläuterung  des  dinglichen  Kriegsnutzens  diene  fol- 
gendes Beispiel: 

Ein  Haus  wirft  jährlich  100.000  K Zins  ab.  Hievon  ge- 
hören : 

Dem  Staat  u.  der  Gemeinde  an  Steuern  30.000  K 

Dem  Hypothekargläubiger  50.000  K 

Jährliche  Instandhaltungskosten  3.000  K 

Verbleiben  dem  Eigentümer  17.000  K 

1 00.000  IT 

Bei  einer  Existenzeinheit  gleich  2 aE  wachsen  der  Zins, 
die  Steuer  und  die  Instandhaltungskosten  auf  das  Doppelte, 
während  die  Hypothekarschuld  sich  nicht  ändert. 

Die  Rechnung  stellt  sich  jetzt  wie  folgt: 

Zinsertrag  200.000  K 

Staat  und  Gemeinde  60.000  K 

Hypothekarschuld  50.000  K 

Instandhaltung  6.000  K 

116.000  K 

Verbleiben  dem  Hauseigentümer  84.000  K 

Bei  einem  jährlichen  Ertragsüberschuß  von 
2mal  17.000  K,  nämlich  bei  34.000  K 

beginnt  aber  der  dingliche  Kriegsnutzen,  der  somit  50.000  K 

ausmacht  und  — außer  den  um  30.000  K gesteigerten  öffent- 
lichen Abgaben  — für  Staatszwecke  zur  Verfügung  steht. 

Der  dingliche  Kriegsnutzen  äußert  sich  hier  in  der  Herab- 
minderung der  Schuldenlast  auf  belehnbaren  Wertobjekten. 
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Für  eine  den  Steuerzwecken  dienende  Formulierung  des 
Kriegsnutzens,  welche  eine  ungleiche  Behandlung  überschul- 
deter und  lastenfreier  Objekte  ausschließen  würde,  ließe  sich 
folgende  Formel  empfehlen: 

Der  dingliche  Kriegsnutzen  eines  Hauses  ist  die  Differenz 
zwischen  zwei  Dritteln  des  neuen  Schätzwertes  und  der  frühe- 
ren Belastung,  wenn  diese  wenigstens  zwei  Drittel  des  alten 
Schätzwertes  erreichte.  Andernfalls  ist  er  zwei  Drittel  der  Dif- 
ferenz der  beiden  Schätzwerte.  Der  Schätzwert  ist  nach  dem 
Zinsertrag  (Risiko  für  Leerstehung  und  Verwaltungskosten) 
zu  bemessen.  Zwei  Drittel  des  Schätzwertes,  das  ist  be- 
kanntlich die  normale  pupillarsichere  Belastungsgrenze  für 
Häuser. 

Für  andere  wertsteigerungsfähige  Vermögensobjekte  ist 
der  dingliche  Kriegsnutzen  unter  Berücksichtigung  des  Arbeits- 
aufwandes sowie  des  Risikos  der  Eigentümer  zu  bemessen.  Es 
kann  das  Prinzip  aufgestellt  werden,  daß  die  alten  Unterneh- 
mungen derart  zu  besteuern  sind,  daß  sie  gegenüber  den  neuen 
im  Hinblick  auf  Investitionskosten  nicht  allzu  konkurrenzstark 
werden . 

3.  Vorausbesteuerung  des  persönlich-dinglichen  Kriegsnutzens. 

Wer  Gelegenheit  hat,  während  des  ungeheueren  Elends 
ringsum  Reichtümer  zu  sammeln,  der  hat  wenigstens  die 
Pflicht,  diese  Reichtümer  dem  Staat  leihweise  für  Kriegs- 
zwecke zur  Verfügung  zu  stellen.  Wer  aber  anstelle  der 
Kriegsanleihe  Häuser,  Grundbesitz,  Aktien,  Unternehmungen 
ankauft,  um  zu  seinem  Profit  noch  an  der  Wertsteigerung  die- 
ser Objekte  zu  gewinnen,  sammelt  persönlich-dinglichen 
Kriegsnutzen  an. 

Als  Vorausbesteuerungsgrundlage  für  den  persönlich-ding- 
lichen Kriegsnutzen  sei  hier  vorgeschlagen: 

„Liegenschaften,  Häuser,  Unternehmungen  und  Anteile  an 
solchen,  Kunstwerke,  Juwelen,  Antiquitäten,  Pelze  dürfen 
unter  Berücksichtigung  der  auf  die  Verwaltung  des  Objektes 
verwendeten  Arbeit  und  des  Risikos  des  Eigentümers  sich 
nicht  besser  verzinsen , bezw.  keinen  höheren  Wert  erreichen , 
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als  Kriegsanleihe , wenn  das  Vermögensobjekt  während  des 
Krieges,  wenn  auch  nur  für  kurze  Zeit,  seinen  Besitzer  ge- 
wechselt hat  und  der  Beweis,  daß  der  Erwerb  nicht  auf  Kriegs 
nutzen  beruht,  nicht  erbracht  wird" 

Die  Durchführung  dieses  Prinzips  wäre  allerdings  — be- 
sonders bei  Aktien  — ein  wenig  kompliziert,  aber  lange  nicht 
so  schwierig,  als  es  auf  den  ersten  Blick  scheint.  Ein  näheres 
Eingehen  auf  technische  Detailfragen  würde  im  Rahmen  dieser 
Schrift  zu  weit  führen. 

An  der  Hand  des  früheren  Beispiels  würde  die  Vorausbe- 
steuerung des  persönlich-dinglichen  Kriegsnutzens  bei  einem 
Hause  folgendermaßen  aussehen: 

Der  neue  Eigentümer  hat  das  Haus  um  brutto  300.000  K 
gekauft. 

Kriegsanleihe  hätte  sich  unter  Annahme  von  6%  jährlich 
mit  18.000  K verzinst. 

200.000  K 


Der  Bruttoertrag  des  Hauses  ( nE  = 

2aE)  ist: 

Hievon  gehen  ab: 

Staat  und  Gemeinde 

60.000 

K 

Hypothekarschuld 

50.000 

K 

Instandhaltung 

6.000 

K 

Ferner  sei  konzediert: 

Verwaltung 

2.000 

K 

Risiko  für  Leerstehungen 

4.000 

K 

122.000  K 

Der  jährliche  Reinertrag:  78.000  K 

Die  Verzinsung  von  Kriegsanleihe  wäre  18.000  K 

gewesen.  Der  persönlich-dingliche  Kriegs- 
nutzen der  dem  Staat  zur  Verfügung 
steht,  beträgt  somit  60.000  K 

Es  braucht  nicht  betont  zu  werden,  daß  die  Anerkennung 
eines  derartigen  V or ausbest euerungsprinzips  die  Zeichnung 
von  Kriegsanleihe  außerordentlich  fördern  müßte. 

Aus  der  Aufstellung  eines  Tageblattes  sei  hier  erwähnt, 
daß  in  einer  großen  Stadt  die  Häuserkäufe  nachstehende 
Dimensionen  angenommen  haben: 
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In  den  Friedensjahren:  12 — 15  Millionen; 
im  Kriegsjahr  1915:  21  Millionen; 

im  Kriegsjahr  1916:  122  Millionen, 

und  im  Januar  und  halben  Februar  1917  hatten  bereits  173  Häu- 
ser im  Werte  von  24  Millionen  ihren  Besitzer  gewechselt! 

III.  Rente. 

Der  Rente  ist,  wie  schon  erwähnt,  mittels  Besteuerung 
nicht  beizukommen,  nur  mit  Verringerung  ihrer  Kaufkraft. 

Zum  Ausgleich  erfordert  aber  die  Geldwertverringerung, 
daß  alle  jene  Maßnahmen  zum  Schutze  des  Rentners  ergriffen 
werden,  die  eingangs  dieses  Kapitels  erwähnt  wurden. 

Das  eherne  Rentengesetz  darf  nicht  zur  Schädigung  des 
Rentners  mißbraucht  werden. 

Die  volle  Ausnützung  der  fiktiven  Wertsteigerungen  zu- 
lasten der  Besitzer  dinglichen  und  persönlich-dinglichen 
Kriegsnutzens,  die  Einhebung  der  besonderen  Kriegsgewinn- 
abgabe bietet  die  Gewähr  gegen  derartige  Schädigung. 

Andererseits  darf  aber  das  Anwachsen  der  Rente  die  Ren- 
tenkapazität des  Volkseinkommens  nicht  überschreiten. 

Nie  darf  das  Arbeitseinkommen  durch  arbeitslosen  Zinsen- 
genuß gestört  werden.  Folgende  Leitsätze  seien  hier  richtung- 
gebend: 

1.  Der  Zinsfuß  darf  durch  seine  Höhe  nicht  Arbeitslosig- 
keiten schaffen. 

2.  Kein  Besitzer  eines  hauptsächlich  auf  Arbeit  oder  Risiko 
beruhenden  Einkommens  soll  durch  die  Kriegslast  ungünstiger 
gestellt  sein  als  vor  dem  Kriege. 

3.  Keines  Beamten,  Pensionisten  Notstand;  keines 
Siechen,  keiner  Witwe  oder  Waise  Entbehrung;  keines  Inva- 
liden Preisgabe;  kein  zerstört  gebliebenes  werbendes  Vermö- 
gen; kein  unersetzter  Kriegsschade;  kein  unerfüllt  gebliebenes 
Staatsversprechen  kann  des  Rentners  Interesse  zu  unrecht 
fördern. 


Wenn  das  Schiedsgericht  alle  erwähnten  und  vielleicht 
auch  andere  Umstände  erwogen  haben  wird,  dann  wird  an  der 


Hand  der  richtiggestellten  Tabelle  die  Höhe  der  künftigen 
Existenzeinheit  ausgesprochen  werden. 

Vor  dem  Kriege  belastete  die  Rente  das  Volkseinkommen 
im  Verhältnis  von  2*7:  20. 


Die  Rentenkapazität  war 


27 

20Ö=  13‘5%' 


Wird  eine  ähnliche  Grundlage  angenommen,  dann  wird 
auf  Grund  der  Tabelle  bei  Annahme  einer  (durch  Kriegs- 
gewinnabgabe nicht  gedeckten)  Rente  von  6 Milliarden  (also 
bei  einer  sehr  hohen  Annahme!)  ein  inflationistisch  gesteiger- 
tes Volkseinkommen  von  45  Milliarden  verlangt  werden,  was 
einer  Existenzeinheit  von  2#5  E — 7*50  K entsprechen  würde. 
(In  Wirklichkeit  wird  die  Ziffer  hoffentlich  niedriger  sein,  — 
die  ganze  Rechnung  dient,  wie  erwähnt,  nur  Illustrations- 
zwecken.) 
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also  - — oder  13*3%. 

4d0 

C)  Befestigung  der  Existenzeinheit 


n E = 2*5  a E, 

d.  h.:  Die  Bedarfsartikel  I.  Klasse  dürfen  gegen  1913,  je  ver- 
schieden nach  Örtlichkeit  und  Jahreszeit,  um  das  2‘5fache  ge- 
stiegen sein. 

Der  Arbeitslohn  des  nichtqualifizierten  freien  Arbeiters 
richtet  sich,  wie  schon  erwähnt, 

A)  nach  seinen  dringendsten  Lebensansprüchen, 

B)  nach  den  Preisen  der  betreffenden  Bedarfsartikel 
I.  Klasse. 

Ä)  Die  dringendsten  Lebensansprüche  der  nichtqualifizier- 
ten Arbeiter  in  den  verschiedenen  Gegenden  sind  kaum;  anderen 
als  säkularen  Veränderungen  unterworfen.  Eine  nennenswerte 
Verschiebung  durch  den  Krieg  ist  nicht  zu  erwarten.  Sie  sind 
infolge  des  ehernen  Lohngesetzes  reguliert:  Nach  oben,  also 
gegen  eine  Überspannung,  durch  die  drohende  Arbeitslosigkeit, 
nach  unten,  gegen  zu  große  Entbehrungen,  durch  die  immer 
mehr  ausgebreitete  Organisation  der  Arbeiterschaft  und  durch 
die  vorzukehrenden  Maßnahmen  gegen  eine  Verschlechterung 
des  Arbeitsanbotes  gegenüber  der  Nachfrage  nach  Arbeit. 
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Die  wichtigste  Maßnahme  der  Regierung  gegen  eine  Herab- 
drückung der  Existenzeinheit  besteht  in  der  Vorkehrung  für  die 
Versorgung  der  Demobilisierten . 

Es  muß  durch  gemäßigte  Steuer-  und  Zinsfuß}) olitik, 
durch  reichliche  Schadenersätze  die  Wirtschaftsmaschine  je 
eher  je  lieber  in  Gang  gebracht  werden. 

Die  Ordnung  der  finanziellen  Verhältnisse  gestattet  es  dem 
Staate,  durch  Aufnahme  großer  innerer  Anleihen  (siehe  oben) 
sofort  die  wichtigsten  öffentlichen  Arbeiten  (Wiederaufbau  usw.) 
in  Angriff  zu  nehmen. 

Gleichzeitig  müßte,  wie  schon  erwähnt,  in  den  meisten 
Arbeitszweigen  ein  Minimal- Stundenlohn  festgesetzt  werden, 
dessen  Unterbietung  strafbar  und  ungültig  wäre.  (Siehe  oben.) 

Der  Minimal-Stundenlohn  — vielleicht  in  Verbindung  mit 
einer  Normierung  des  Achtstundentages  gebracht  — wäre  ver- 
lockender als  die  in  den  öffentlichen  Arbeiten  auf  militärischer 
Grundlage  gebotenen  Natural-  und  Löhnungsbezüge.  Er  müßte 
jedes  Überanbot  an  Arbeitskraft  solange  in  die  öffentlichen 
Arbeiten  zurückdrängen,  bis  für  neue  Arbeitskraft  in  der  freien 
Lohnkategorie  Raum  geschaffen  ist  und  der  Arbeitsmarkt 
schließlich  ins  Gleichgewicht  kommt.  Zweckdienliche  Vor- 
schläge und  Einführungen  auf  dem  Gebiete  der  Arbeitslosen- 
versicherung sind  schon  wiederholt  gemacht  worden.  Sie 
scheiterten  bei  uns  nur  stets  an  der  Geldfrage , die  aber  dies- 
mal keine  Rolle  spielen  darf,  weil  die  Arbeitslosigkeit  nicht 
von  den  vorhandenen  Mitteln,  sondern  umgekehrt,  die  zur  Ver- 
fügung stehenden  Mittel  von  der  glücklichen  Beseitigung  der 
Arbeitslosigkeit  abhängig  sind. 

Eine  Übersicht  über  die  große  Literatur,  die  in  der  Frage 
der  Arbeitslosigkeit  erschienen  ist,  bietet  Peter  Schmidt* s 
„Bibliographie  der  Praxis  der  Arbeiterfrage  für  das  Jahr 
1910“,  Beiheft  zum  „Arbeiterfreund“  (Berlin,  bei  Leonhard 
Simion  Nf.  1910). 

B)  Die  Existenzeinheit  im  Sinne  des  Schiedsgerichts  nach 
den  Preisen  der  Bedarfsartikel  I.  Klasse  zu  begrenzen,  ist  eine 
Aufgabe,  welche  Energie  und  Rücksichtslosigkeit  seitens  der 
Regierung  erfordert. 
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Wenn  die  glücklichen  Besitzer  liegender  Güter  bei  einer 
derartigen  Steigerung  der  Werte  über  ihre  Verschuldung  ange- 
langt sind,  dann  haben  sie  genug  verdient.  Wenn  einer  vielleicht 
noch  Sondervorteile  zu  ergattern  versuchen  sollte,  er  wäre 
nicht  nur  ein  Verräter  am  Lande , sondern  auch  ein  Verräter 
an  der  eigenen  Sache.  Denn  wenn  die  Wiederherstellung  miß- 
glückt, dann  kommt  es  unfehlbar  zur  wilden  Restriktion.  Dann 
wird  speziell  in  den  Kreisen  der  Lebensmittelproduktion  noch 
sehr  viel  Geld  verloren  werden . (1811!) 

Die  Preisfixierung  der  Bedarfsartikel  I.  Klasse  geschieht 
langsam  auf-,  beziehungsweise  absteigend. 

a)  Fixierung  der  Höchstpreise,  welche,  allmählich  abstei- 
gend, das  Preisniveau  n zu  erreichen  haben. 

b)  Ankauf  jener  Artikel  im  Auslande,  welche  auch  im 
Streckungswege  (Brot-,  Fleisch-,  Milchkarte)  nicht  verbilligt 
werden  können  und  Verkauf  im  Inlande  zu  den  adaptierten 
Höchstpreisen,  wobei  die  Differenz  vom  Staate  getragen  wird. 

c)  Requisition  von  Vieh  usw.  nach  dem  Lose.  Alles  Vieh 
werde  konskribiert  und  werden  in  den  Gemeinden  Lose  mit 
dem  betreffenden  Stück  aufgelegt. 

Bei  Bedarf  und  nicht  genügender  Beschickung  des  Mark- 
tes werden  nun  die  Gemeinden  ausgelost,  die  den  Markt  zu 
beschicken  haben  und  die  Gemeinden  losen  die  Viehstücke 
aus.  Renitenz  wird  polizeilich  oder  militärisch  gebrochen. 

d)  Die  Regierung  führt  jene  Monopole  und  indirekten 
Steuern  ein,  welche  der  Existenzeinheit  am  besten  entsprechen. 

e)  Vorratspolitik  (Naumann,  „Mitteleuropa“,  S.  159)  unbe- 
dingt geboten.  Die  reichlichen  Ernten  nach  Beendigung  der 
Napoleonischen  Kriege  haben  in  England  viel  finanzielles  Un- 
heil gestiftet.  In  der  Vorratspolitik  hat  die  Regierung  ein  Mit- 
tel, den  Getreidepreis  bei  schlechter  wie  guter  Ernte  stabil  zu 
erhalten. 

f)  Zollpolitik  und  Handelsverträge  hätten  sich  den  geän- 
derten Verhältnissen  anzupassen. 

Das  ungefähr  wäre  die  Begrenzung  der  Preise , welche  zur 
Befriedigung  der  Lebensansprüche  des  freien  Lohnarbeiters 
erforderlich  sind. 
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D)  Ausgleichung. 

Die  weiteren  Aufgaben  der  Regierung  und  der  Notenban- 
ken sind,  kurz  skizziert,  die  folgenden: 

ci)  Einführung  von  richterlichem  Stundungsrecht  für  die- 
jenigen, welche  sich  der  Neuordnung  wirtschaftlich  nicht  rasch 
genug  anpassen  können. 

b)  Begünstigung  von  Arbeiterorganisationen  einerseits, 
Kartellierungen  andererseits,  insoweit  sich  das  Ziel  ihrer  Be- 
wegung auf  Herstellung  der  neuen  Preis-  und  Lohnverhält- 
nisse richtet.  Strengstes  Vorgehen  gegen  Ausschreitungen. 

c)  Einführung  einer  Zinsfußpolitik , welche  sich  um  Gold- 
deckung und  Nachbarstaaten  nicht  kümmert  und  nur  die  Fest- 
haltung des  neuen  Preisniveaus  sowie  die  Ausnützung  aller  im 
Staate  verfügbaren  Arbeitskräfte  im  Auge  hält. 

d)  Aufnahme  von  kleinen  Anleihen  im  Auslande  zwecks 
Ermöglichung  der  Rohstoffbeschaffung. 

e)  Rasche  und  fortgesetzte  Erhöhung  der  Beamtengehalte 
und  -Pensionen  auf  das  n-fache  der  Vorkriegszeit  und  Begün- 
stigung der  Mietzinssteigerungen  bis  zur  /z-fachen  Höhe. 

f)  Ausbau  des  Rechtsinstituts  von  der  Verletzung  über  die 
Hälfte  des  wahren  Wertes  zur  Anwendung  auf  alle  vor  dem 
Schiedsspruch  geschlossenen  langfristigen  Verträge. 

Einrichtung  aller  Tarife  auf  die  neue  Existenzeinheit. 

g)  Adaptierung  der  V erbrechensgrenze  und  der  Geldstra- 
fenbestimmungen im  Strafgesetz  auf  die  neuen  Verhältnisse. 

h)  Fürsorgeaktion  für  Rentner . 

i)  Einrichtung  der  Fracht-  und  Handelspolitik  sowie  des 
gesamten  V erw  altungsdienst  es  auf  den  neuen  Geldwert. 

k)  Durchführung  des  vollständigen  St  euer  Programms. 


ÄUSSERE  FINANZPOLITIK. 

(VALUTAPOLITIK.) 


VALUTAPOLITIK 


I.  Geregelte  Restriktion  (Vermögensabgabe). 

Die  Restriktion  (Vermögensabgabe)  ist  die  Rückführung 
der  fiktiven  Existenzeinheit  auf  die  effektive. 

Die  Restriktion  kann  entfallen,  insofern  die  Stabilisierung 
(Änderung  der  Relation)  gewählt  wird  oder  ein  zwischenstaat- 
licher Finanzvertrag  die  effektive  Existenzeinheit  auf  die  Höhe 
der  fiktiven  erhebt. 

Treten  diese  Fälle  nicht  ein,  dann  kommt  es  zur  Restrik- 
tion; entweder  automatisch  (Krisen)  oder  durch  Regierungs- 
willen. 

Nach  den  bisher  vertretenen  Ansichten  hätte  die  Restrik- 
tionspolitik gleichzeitig  mit  der  wirtschaftlichen  Wiederher- 
stellung einzusetzen. 

Der  Verfasser  kann  nicht  umhin,  immer  und  immer  wieder 
auf  die  Gefahren  hinzuweisen,  welche  ein  derartiges  Beginnen 
nach  sich  zöge. 

Die  Behandlung  der  fiktiven  und  die  der  effektiven  Exi- 
stenzeinheit wäre  nach  Auffassung  des  Verfassers  verschiede- 
nen Organen  zu  überlassen.  Die  erstere  der  inneren,  die  letz- 
tere der  äußeren  Finanzpolitik.  So  allein  kann  ein  ungehinder- 
tes Nebeneinanderwirken,  eine  gerechte  Verteilung  der 
Kriegsschäden  und  des  Kriegsnutzens  eintreten. 

Die  geregelte  Restriktion  (Vermögensabgabe)  hätte  über- 
haupt erst  dann  zu  beginnen,  wenn  die  Schadensgutmachung, 
die  Befestigung  der  fiktiven  Existenzeinheit,  die  Ausgleichung 
fertiggestelit,  kurzum,  wenn  die  Verteilung  des  Volkseinkom- 
mens definitiv  erledigt  ist. 
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Ist  die  Wiederherstellung  geglückt,  dann  hat  die  Regelung 
der  Valuta  noch  viel  Zeit,  aus  folgenden  Gründen: 

Die  Monarchie  war  nach  Fellner  vor  dem  Kriege  mit  zirka 
10  Milliarden  an  das  Ausland  verschuldet.  Nach  der  früher  mit- 
geteilten Schätzung  Makay’s  wären  die  in  fremder  Währung 
zu  entrichtenden  Zinsen  die  eines  Kapitals  von  5 — 6 Milliarden. 

Nehmen  wir  also  den  ungünstigeren  Fall  von  6 Milliarden 
mit  einer  Verzinsung  von  5%  zur  Grundlage,  so  ergibt  dies 
eine  jährliche,  in  ausländischer  Währung  zu  entrichtende 
Schuldenlast  von  300  Millionen,  und  nehmen  wir  weiter  an,  daß 
sich  diese  Zinsenlast  durch  die  im  Kriege  aufgenommenen  An- 
leihen auf  500  Millionen  erhöht  hätte. 

Diese  Zinsenlast  macht  bei  einem  Volkseinkommen  von 
20  Milliarden  2*5%  aus. 

Wird  nun  die  Existenzeinheit  mit  2*5  a E (7#50  K)  zunächst 
stabilisiert,  so  verschlechtert  sich  allerdings  auch  die  Valuta 
am  das  2*5fache. 

Einem  erhöhten  Volkseinkommen  von  45  Milliarden  (siehe 
die  frühere  Tabelle)  steht  jetzt  gleichfalls  erhöhter  Zinsen- 
dienst von  1250  Milliarden  gegenüber.  Die  Belastung  des 
Volkseinkommens  wäre  somit  von  2*5%  auf  2* 77%  gestiegen, 
v/as  wohl  recht  unbedeutend  ist.  Ihr  steht  als  Gegenpost  der  in 
eigener  Währung  zu  zahlende,  relativ  um  mehr  als  die  Hälfte 
verkleinerte  Teil  der  Auslandsschuld  gegenüber. 

Außerdem  ist  dieBelastung  inWirklichkeit,  für  die  erste  Zeit 
wenigstens,  viel  kleiner,  und  zwar,  weil  auch  die  ausländischen 
Valuten  inflationistisch  geschwächt  sind.  Wenn  der  2*5fachen 
Verschlechterung  der  eigenen  Valuta  auch  nur  eine  durch- 
schnittlich 2fache  Valutaverminderung  der  Gläubigerstaaten 
gegenüberstünde,  so  würde  die  Belastung  des  Volkseinkom- 
mens durch  die  in  ausländischer  Währung  zu  entrichtenden 
Zinsen  statt  1250  Millionen  nur  625  Millionen  betragen,  was 
einer  prozentuellen  Beschwerung  von  1T6%  entsprechen 
würde.  Dieser  besonders  günstige  Stand  dauert  allerdings  nur 
so  lange,  bis  auch  die  Gläubigerstaaten  die  Restriktion  durch- 
geführt haben.  (Siehe  auch  unter  II  A). 
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Kann  die  effektive  Existenzeinheit  durch  den  Finanzver- 
trag nicht  auf  die  Höhe  der  fiktiven  erhoben  werden,  findet 
auch  die  Stabilisierung  nicht  genügend  Anhänger,  dann  muß 
zur  Vermeidung  von  Krisen  die  fiktive  Existenzeinheit  radikal, 
durch  einen  einzigen  Schnitt,  auf  die  gewünschte  Höhe  ge- 
bracht werden. 

Die  Höhe  der  effektiven  Existenzeinheit  wird  von  der  Re- 
gierung im  Wesen  auf  folgenden  Grundlagen  bestimmt: 

1.  Aufstellung  der  Zahlungsbilanzen  des  letzten  Jahrzehnts 
oder  der  letzten  Jahrzehnte. 

2.  Verfolgung  der  Veränderungen  in  den  Handelsbilanzen 
und  in  der  Verschuldung  an  das  Ausland. 

3.  Beobachtung  der  Existenzeinheit  in  dieser  Zeit  und 
ihrer  Rückwirkung  auf  die  Handels-  und  Verschuldungsbilanz. 

4.  Abschätzung  jener  Faktoren,  welche  die  Zahlungsbilanz 
in  Hinkunft  ungünstig  beeinflussen  dürften.  (Rohstoffmangel, 
Zerstörungen,  Gebietsverluste  usw.). 

5.  Abschätzung  der  für  die  zukünftige  Zahlungsbilanz 
günstigen  Momente  (Gewinnung  von  Absatzgebieten,  Länder- 
gewinn  usw.). 

6.  Abschätzung  des  Aktivsaldos  der  Handelsbilanz,  der 
notwendig  wäre,  um  die  im  Auslande  befindlichen  Titres  suk- 
zessive wieder  hereinzubringen. 

Ist  auf  diese  Weise  im  Schätzungswege  ermittelt,  daß  zur 
Glattstellung  unserer  Zahlungsbilanz  und  zur  Hereinbringung 
der  Auslandsschulden  eine  Existenzeinheit  von  beispielsweise 
2*50  (V3  von  7*50)  erforderlich  wäre,  und  sind  die  Restriktionen 
im  Ausland  im  großen  ganzen  bereits  durchgeführt,  so  be- 
schließt die  Regierung  eine  Vermögensabgabe  in  der  Höhe 
von  662/3%. 

Die  Form  der  geregelten  Vermögensabgabe  ist  entweder 

1.  die  Devalvation,  oder,  nach  Vorschlag  des  Verfassers, 

2.  die  Geld-  und  Forderungsabgabe . 

A)  Die  Devalvation. 

Wenn  die  Notenbanken  ermächtigt  werden,  je  drei  Stück 
Noten  oder  Scheidemünze  gegen  je  eine  Goldmünze  einzu- 
lösen, dann  liegt  eine  Devalvation  von  662/s%  vor. 
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Materiell  ist  durch  eine  derartige  Maßnahme  niemand  ge- 
schädigt. Bereichert  erscheinen  nur  diejenigen,  welche  das 
Gold  aus  dem  Verkehr  gezogen  und  thesauriert  haben. 

Alle  Preise,  alle  Forderungen,  alle  Werte  sind  sogleich  auf 
den  dritten  Teil  reduziert. 

Die  Existenzeinheit  hat  von  7*50  die  Ziffer  2*50  erlangt. 

Ist  die  Existenzeinheit  bereits  befestigt,  die  Ausgleichung 
im  Sinne  des  ehernen  Rentengesetzes  erfolgt,  dann  ist  die 
Durchführung  für  den  weiteren  Bestand  des  Wirtschaftslebens 
ohne  große  Bedeutung  und  Katastrophen,  wie  sie  der  ganz  ver- 
kehrt in  Szene  gesetzte  Staatsbankerott  von  1811  im  Gefolge 
hatte,  sind  füglich  ausgeschlossen. 

Die  Devalvation  kann  also  unter  gewissen  Modalitäten  als 
geregelte  Vermögensabgabe  bezeichnet  werden. 

Trotzdem  rangiert  sie  unter  die  Bankerotte. 

Denn  die  20-Kronennoten  der  Oesterreichisch-ungarischen 
Bank  tragen  die  Aufschrift:  „Die  Oesterreichisch-ungarische 
Bank  zahlt  gegen  diese  Banknote  bei  ihren  Hauptanstalten  in 
Wien  und  Budapest  sofort  auf  Verlangen  zwanzig  Kronen  in 
gesetzlichem  Metallgelde.“ 

Durch  die  Devalvation  wäre  dieses  Versprechen  verletzt. 
Und  wenn  auch  materiell  niemand  geschädigt  ist,  formell  ist 
Bankerott  entstanden  und  diejenigen,  welche  ihr  Metall  in 
Kassen,  Matratzen  oder  Strümpfen  aufbewahrten,  hätten 
Recht  behalten. 

B)  Die  Geld-  und  Forderungsabgabe. 

Sie  hat  dieselben  Wirkungen  wie  die  Devalvation,  ohne 
aber  die  Merkmale  des  Bankerotts  an  sich  zu  tragen,  und  ohne 
Thesaurierungen  nachträglich  zu  rechtfertigen. 

Wenn  alle  Geldbesitzer  verpflichtet  werden,  ihr  Geld  zu 
zwei  Dritteln  dem  Staate  (der  darüber  mit  der  Notenbank  sich 
zu  einigen  hätte)  zurückzustellen,  dann  müssen  die  Depositen 
und  Forderungen  ausnahmslos  notwendig  auf  den  dritten  Teil 
reduziert  werden.  Aber  diesmal  nicht  automatisch,  sondern  im 
Gesetzeswege. 

Es  müssen  also  alle  Besitzer  von  Forderungen  gesetzlich 
auf  zwei  Drittel  zugunsten  der  Schuldner  verzichten. 
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Wenn  aber  Geld  und  Depositen  sich  auf  ein  Drittel  redu- 
zieren, dann  vermindern  sich  alle  Vermögenswerte  durch  die 
Preissenkung  von  selbst  in  gleicher  Art. 

Die  Vermögensbesitzer  leisten  also  die  Vermögenabgabe 
ohne  ihr  Zutun,  durch  die  Entwertung  ihrer  Habe. 

Der  Vorgang  wäre  folgender: 

a)  Alle  Besitzer  von  Hypotheken,  Obligationen,  Pfand- 
briefen, Schuldscheinen,  Wechseln,  Guthaben  österreichisch- 
ungarischer Währung  sind  verpflichtet,  zwei  Drittel  ihres 
Besitzes  dem  Schuldner  herauszugeben.  Der  Einfachheit  hal- 
ber geschieht  dies  durch  Abschreibung  auf  dem  Papier  und 
Kupon  selbst.  Wer  die  Abschreibung  nicht  vornehmen  läßt, 
bekommt  kein  Geld. 

b)  Alle  Besitzer  von  Banknoten  und  Metallgeld  haben  zwei 
Drittel  der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank  zurückzustellen. 

Am  einfachsten  durchführbar  durch  Ausgabe  neuer  Bank- 
noten, welche  gegen  drei  alte  oder  gegen  die  entsprechende 
Menge  Metallgeldes  ausgetauscht  werden. 

Insbesondere  muß,  um  jede  Analogie  mit  dem  Ban- 
kerott zu  vermeiden,  auf  der  Ablieferung  des  Goldgeldes  und 
rohen  Goldes  bestanden  werden.  Goldkronen  und  rohes  Gold 
dürfen  nur  behalten  werden,  wenn  sie  durch  amtliche  Punze 
den  Nachweis  der  Vermögensabgabe  führen.  Einschmelzen 
und  Besitz  nichtpunzierter  Goldstücke  und  rohen  Goldes 
wären  mit  hohen  Strafen  bedroht  (Anzeigeprämie  durch 
Überlassung  der  halben  Geldbuße  an  den  Anzeiger?).  Nicht 
abgeführte  Banknoten  und  sonstiges  Metallgeld  werden  außer 
Kurs  gesetzt.  Mit  dieser  Maßnahme  wäre  der  Anreiz  zum  The- 
saurieren  ein  für  allemal  behoben. 

c)  Der  Staat  verzichtet  auf  zwei  Drittel  aller  Steuern  und 
Gebühren , sofern  sie  in  neuen  Noten  oder  vunziertem  Metall 
entrichtet  werden.  Er  zahlt  alle  Gehalte,  Löhne  und  Preise  in 
neuen  Noten  oder  punziertem  Metall,  aber  nur  zu  einem 
Drittel,  aus. 

d)  Alle  Forderungen  an  den  Staat  werden  auf  ein  Drittel 
reduziert.  Hier  ist  folgendes  zu  bemerken: 

Kriegsanleihe  ist  Steuer-  und  gebührenfrei.  Das  Papier  ist 
geschützt,  nicht  aber  der  Besitzer.  Wenn  jemand  Kriegsan- 
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leihe  hat,  dann  kann  er  zwar  nicht  zur  Rentensteuer,  wohl  aber 
zur  Einkommensteuer  und  zur  Vermögensabgabe  verhalten 
werden. 

Dem  Besitzer  von  Kriegsanleihe  wäre  es  daher  freizustel- 
len, ob  er  zwei  Drittel  seiner  Papiere  der  Staatskasse  zurück- 
stellen will,  worauf  auf  die  restlichen  Papiere  und  Kupons  ein 
Vermerk,  etwa:  „Vermögensabgabe  entrichtet“,  zu  kommen 
hätte.  Er  kann  aber  auch  eine  bestimmte  Geldsumme  an  Ver- 
mögensabgabe entrichten,  worauf  er  im  Besitze  seiner  steuer- 
freien Papiere  verbleibt  und  auf  den  gleichen  Vermerk  An- 
spruch hat. 

e)  Forderungen,  die  in  ausländischer  Währung  zu  entrich- 
ten sind,  werden  durch  die  Vermögensabgabe  in  ihrer  Höhe 
nicht  berührt.  Durch  das  sofortige  Emporschnellen  der  Valuta 
werden  sie  automatisch  entsprechend  reduziert.  Guthaben  in 
ausländischer  Währung  ermäßigen  sich  gleichfalls. 

Nach  der  Formel 

G U + Gi  Ui  = p H 

ergibt  sich,  daß  notwendig 

^GU  + yGiUi  = ypH 

sein  muß,  das  heißt,  der  Effekt  dieser  Art  von  Vermögensab- 
gabe ist  die  Reduzierung  der  Existenzeinheit,  aller  Preise , 
Werte  und  Forderungen  auf  die  Hälfte,  ein  Drittel,  ein  Viertel, 
usw.,  wie  es  dem  Staat  zur  Wiederherstellung  des  Zählers  der 
Valutakonstante  eben  notwendig  erscheint. 

Niemand  ist  reicher,  niemand  ärmer  geworden,  als  er  es 
tags  zuvor  war,  und  wer  vielleicht  noch  rasch  Preise  treiben 
will,  dem  kann  die  Staatshoheit  entsprechend  begegnen,  zumal 
sie  jetzt  den  Weltmarkt  offen  hat. 

II.  Stabilisierung. 

(Neuaufstellung  der  Relation.) 

Auch  die  geregelte  Vermögensabgabe  würde  schwerlich 
volkstümlich  werden.  Das  Publikum  rechnet  in  absoluten 
Ziffern  und  nicht  in  Verhältniszahlen.  Der  Millionär  ist  ange- 
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sehen,  auch  wenn  die  Million  nicht  viel  wert  ist.  Und  wer  nicht 
viele  Kronen  hat,  bleibt  ein  armer  Teufel,  ob  die  Krone  gut 
oder  schlecht  ist.  Wenn  durch  die  Vermögensabgabe  auch 
niemand  reicher,  niemand  ärmer  wird,  wenn  alle  Vermögen 
die  gleichartige  Kürzung  erfahren,  — der  einfache  Mann  wird 
es  nicht  verstehen  wollen.  Gewiß  werden  bei  einer  662/3%igen 
Vermögensabgabe  alle  Preise,  alle  Gehalte  und  Löhne  notwen- 
dig auf  den  dritten  Teil  zurückgehen,  werden  die  Verwaltungs- 
und  Strafbehörden  dort  erfolgreich  nachhelfen  können,  wo 
vereinzelter  Eigensinn  die  neugeschaffene  Lage  nicht  anerken- 
nen will.  Niemand  wird  in  der  Genußmöglichkeit  behindert. 
Die  Güterverteilung  bleibt  dieselbe.  Ob  aber  Unternehmungs- 
lust und  Arbeitsfreudigkeit , diese  beiden  großen  Motoren  des 
Wirtschaftslebens,  ohne  Defekt  davonkommen  werden,  — wer 
kann  sicheres  Vorhersagen? 

Das  Volk  also  rechnet  in  Ziffern  und  nicht  in  Verhältnis- 
zahlen, — die  Finanzverwaltung  muß  sich  von  derlei  Tradi- 
tionen fernhalten. 

A)  Stabilisierung  und  Außenverschuldung. 

Im  Falle  der  Inflation  wird  die  Außenschuld  eines  Volksein- 
kommens nicht  in  demselben  Maße  erhöht,  als  das  Volksein- 
kommen wächst,  denn 

1.  ein  Teil  der  Auslandsschuld  (der  in  eigener  Währung 
zahlbar  ist)  wird  überhaupt  nicht  erhöht; 

2.  ein  anderer  Teil  (der  in  fremder,  jedoch  gleichfalls 
inflationierter  Währung  zahlbar  ist)  wird  erhöht,  jedoch  nicht 
in  demselben  Maße,  als  das  Volkseinkommen  steigt; 

3.  ein  dritter  Teil  (der  in  fremder,  jedoch  nicht  inflationier- 
ter Währung  zahlbar  ist)  wird  erhöht,  aber  nicht  in  einem  das 
Wachstum  des  Volkseinkommens  übersteigenden  Verhältnis. 

Die  bereits  erprobte  Kapazität  eines  Volkseinkommens  für 
Auslandsrenten  wird  also  im  Inflations falle  nicht  voll  in  An- 
spruch genommen.  Notabene,  wenn  die  Wiederherstellung 
glückt. 

Aus  dem  Gesichtspunkte  des  ehernen  Rentengesetzes  Ist 
somit  die  Stabilisierung  der  ausgeglichenen  Inflation  ohne  Be- 
lang für  die  Auslandsverschuldung.  Die  Stabilisierung  ist  Iih 
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Gegenteile  gerade  für  die  Auslandsverschuldung  mitunter 
günstiger  als  die  Restriktion.  Denn  bei  Restriktion  wird  außer 
dem  unter  3 genannten  auch  der  unter  1 erwähnte  Teil  der 
Auslandsschuld  in  vollwertigem  Gelde  zu  bezahlen  sein.  Wenn 
dieser  Teil  überwiegt,  dann  ist  bei  Vermögensabgabe  das 
Volkseinkommen  mit  Auslandsschulden  mehr  belastet  als  bei 
Stabilisierung. 

B)  Stabilisierung  und  Außenhandel. 

Ceteris  paribus  steht  die  Valuta  eines  Staates  im  verkehr- 
ten Verhältnis  zur  Existenzeinheit. 

Steigenden  Preisen,  steigender  Kaufkraft  der  Bevölkerung 
entspricht  sinkende  Valuta,  während  sinkende  Preise,  sinkende 
Kaufkraft  von  steigender  Valuta  begleitet  werden. 

Der  Import  leidet  unter  sinkender  Valuta  nicht,  denn  die 
Kaufkraft  der  inländischen  Bevölkerung  steigt  in  gleichem 
Maße. 

Der  Export  wird  durch  die  Teuerung  nicht  beeinflußt, 
denn  adäquat  steigt  der  Geldwert  des  ausländischen  Käufers. 

Vom  Standpunkt  der  Valuta  wäre  die  (geregelte)  Inflation 
überhaupt  unbedenklich,  — wenn  die  Wechselkurse  nicht 
wären.  Imfalle  die  Wiederherstellung  rasch  durchgeführt  wird, 
ist  niemand,  bis  auf  den  Rentner,  geschädigt.  Nur  das  Interesse 
des  Rentners  fordert  die  möglichste  Begrenzung  der  notwen- 
digen Staatsrenteninflation,  welche  jedoch  Außenverschuldung 
und  Außenhandel  nicht  zu  schädigen  braucht.  Wohl  aber  wird 
das  wahre  Bild  der  Valuta  durch  die  überlieferte  Manipulation 
mit  den  Wechselkursen  in  schädlicher  und  gefährlicher  Weise 
irritiert. 

Beispiel : 

Im  Inlande  ist  das  Preisniveau  hoch,  im  Auslande  niedrig. 

Das  Inland  braucht  das  hohe  Preisniveau  (aus  Gründen 
der  Staatsschuld),  führt  daher  hohe  Zölle  ein,  will  aber  über- 
dies günstige  Wechselkurse. 

Anstatt  daß  Wechselkurse,  die  zufällig  günstiger  sind  als 
die  Valuta,  dazu  benützt  werden,  möglichst  viel  inländische 
Werte  ins  Ausland,  ausländische  Werte  und  Gold  hereinzu- 
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bringen,  die  später,  bei  allfälligem  Sinken  der  Wechselkurse 
unter  die  wahre  Valuta,  nutzbringend  veräußert  werden  kön- 
nen, exportiert  man  hochwertige  ausländische  Papiere,  um  die 
ohnehin  günstigen  Wechselkurse  noch  mehr  zu  stützen.  An- 
statt ungünstige  Wechselkurse  dazu  zu  verwenden,  möglichst 
viel  unserer  Wertpapiere  von  draußen  hereinzubringen,  Gold 
aber  zu  exportieren,  ruft  man  nach  dem  Export  eigener  Werte. 

Das  ist  aber  nicht  der  einzige  Fehlgriff.  Durch  die  Stützung 
wird  bei  gesteigerter  inländischer  Kaufkraft  der  innere  Geld- 
wert scheinbar  erhöht.  So  geschieht  ein  Zuviel  für  den  Import. 

Dagegen  wird  bei  gesteigerten  inländischen  Preisen  der 
Geldwert  des  Auslandes  geschmälert.  Ein  Zuwenig  für  den 
Export. 

Wir  werden  nach  dem  Kriege  großen  Rohstoffbedarf  auf- 
weisen und  zunächst  wenig  exportieren  können.  Ein  einmaliges 
„Rohstoffanlehen“  für  die  erstjährige  Differenz  zu  Lasten  des 
Exports  müßte  ausreichen. 

Kommt  ein  Finanzvertrag  über  die  Relation  nicht  zustande, 
bleibt  es  bei  dem  alten  System  der  Wechselkurse,  dann  wer- 
den diese  solange  für  uns  günstig  sein,  als  die  Preise  im  Aus- 
lande inflationiert  sind.  Wir  können  also  ruhig  Banknoten, 
eventuell  Kriegsanleihe,  in  Zahlung  geben  und  außer  Rohstof- 
fen noch  soviel  ausländische  Werte  als  möglich  ins  Land  brin- 
gen, bis  die  Wechselkurse  jenes  Niveau  erreicht  haben  werden, 
welches  dem  wahren  Bilde  der  Valuta  entspricht.  Wenn  aber 
der  Wechselkurs  tiefer  zu  sinken  begint,  dann  hätten  die  ange- 
sammelten Auslandswerte  und  die  Goldüberschüsse  zu  Zah- 
lungszwecken in  Verwendung  zu  treten.  Dann  ist  die  gün- 
stigste Gelegenheit  für  Rückkauf  unserer  Noten  und  Renten, 
solange,  bis  der  Wechselkurs  wieder  das  richtige  Niveau  er- 
reicht hat.  Davon  wird  im  nächsten  Kapitel  mehr  gesprochen 
werden. 

C)  Stabilisierung  und  Exportkrisen. 

Die  Prüfung  der  erwähnten  Tatsachen  wird  voraussicht- 
lich das  Ergebnis  zeitigen,  die  Restriktion  überhaupt  abzutun 
und  dem  Gedanken  der  Stabilisierung  näherzurücken. 
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Ist  die  Regierung  zum  Entschluß  der  Stabilisierung  einer 
Existenzeinheit  von  2'5aE  gelangt,  dann  bedeutet  das  nichts 
anderes,  als  daß  nach  dem  Kriege  die  Kaisersemmel  10  h,  das 
Rindfleisch  5 K,  der  Arbeitslohn  7.50  K kosten  wird. 

Die  Stabilisierung  verlangt  die  Vertagung  der  Barzahlun- 
gen und  Vorbehalt  der  Entschließung  über  die  künftige  Wäh- 
rungsgrundlage. Das  Gold  wird  zur  Ware.  Vorläufig  müßte  der 
Oesterreichisch-ungarischen  Bank  das  Goldhandelsmonopol 
eingeräumt  werden. 

Die  Devisenzentrale  wäre  auszubauen,  insbesondere  im 
Hinblick  auf  Preisstatistik  des  In-  und  Auslandes.  (Kontrolle 
über  die  Verschiebungen  durch  die  Existenzeinheit  des  Aus- 
landes.) 

Zur  Frage  der  Verhinderung  von  Exportkrisen  ist  zu- 
nächst Klarheit  erforderlich,  wie  es  zur  Exportkrisis  überhaupt 
kommt. 

a)  Exportkrisis  als  Folge  unnatürlich  tiefer  Wechselkurse . 

Eine  Art  der  Exportkrisis  ist  die  Folge  einer  ungesunden 
Exportsteigerung,  welch  letztere  wieder  aus  allzuschlechten 
Wechselkursen  entspringt.  Das  Ausland  kauft  stürmisch  im 
Inlande,  zahlreiche  Industrien  richten  sich  auf  den  Export  ein. 
Der  gesteigerte  Export  bessert  die  Wechselkurse,  die  Nach- 
frage nach  Exportgütern  flaut  ab,  zahlreiche  Neugründungen 
gehen  zugrunde. 

b)  Exportkrisis  als  Folge  unnatürlich  hoher  Wechselkurse. 

Eine  andere  Art  der  Exportkrisis  entspringt  dem  allzu- 
günstigen Wechselkurs.  Die  Nachfrage  des  Auslandes  versagt 
auch  gegenüber  solchen  Waren,  welche  bei  ausgeglichenen 
Verhältnissen  exportfähig  sind.  Durch  die  Verschlechterung 
der  Zahlungsbilanz  sinken  sodann  die  Wechselkurse  und  die 
Nachfrage  des  Auslandes  stellt  sich  allmählich  wieder  ein.  Was 
ist  die  notwendige  Konsequenz? 

Da,  wie  gezeigt,  der  Wechselkurs  auf  die  Auslandsschuld 
fast  ohne  Wirkung  bleibt,  für  die  Export-  und  Importverhält- 
nisse aber  ungeheure  Bedeutung  erlangt,  folgt  klar  und 
logisch: 
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Die  Devisenzentrale  hat  den  eigenen  Wechselkurs  auto- 

E 

nora  zu  bestimmen.  Maßgebend  ist  die  Valutakonstante  cp  — * 

hi 

Der  Koeffizient  cp  ist  ausschließlich  so  zu  berechnen,  daß  die 
Zahlungsbilanz  bei  normaler  Export-  und  Importentwicklung 
nicht  nur  gesichert  ist,  sondern  auch  eine  allmähliche  Ab- 
stoßung unserer  Auslandsschulden  ermöglicht . (Vergleiche  die 
diesfälligen  Ausführungen  im  früheren  Kapitel  „Vermögens- 
abgabe“ S.  67.)  Die  Relation  kann  umso  niedriger  gewählt  wer- 
den, je  weniger  die  Rentenkapazität  für  Auslandsschuld  er- 
schöpft wird. 

Von  dem  Selbstbestimmungsrecht  hat  die  Devisenzentrale, 
wenn  sie  den  gewählten  Wechselkurs  einmal  für  richtig  er- 
kannt hat,  unter  keinen  Umständen  mehr  zu  lassen.  Insbeson- 
dere hat  jeder  Stützungsversuch  als  schädlich  zu  unterbleiben, 
sobald  der  erste  Rohstoffmehrbedarf  gedeckt  ist. 

Man  lerne  auf  die  „Stützung“  verzichten.  Man  klammere 
sich  nicht  an  sie,  wie  der  ängstliche  Schwimmer  an  seinen 
Gürtel.  Haben  wir  unsere  Existenzeinheit  fest  in  der  Hand, 
dann  kann  unsere  Valuta  nie  tiefer  sinken,  als  die  eigene  Exi- 
sienzeinheit  verhältnismäßig  über  die  des  Auslandes  gewach- 
sen ist. 

Wir  fixieren  unseren  Wechselkurs  und  sehen  zu,  ob  die 
Existenzeinheit  des  Auslandes  durch  Handelskrisen  oder 
Staatsbankerott  sich  etwa  senkt. 

Geschieht  das,  dann  stellen  wir  den  eigenen  Wechselkurs 
entsprechend  tiefer.  Der  Wechsel  der  Relation  ist  zwar  nicht 
wünschenswert,  doch  kommen  wir  noch  immer  besser  damit 
weg,  als  wenn  wir  die  Krisen  selbst  mitmachen  müßten. 

Wie  aber,  wenn  das  Ausland  die  autonom  bestimmten 
Wechselkurse  nicht  als  die  richtigen  anerkennen  will ? 

Wenn  sie  unser  Geld  draußen  niedriger  einschätzen,  als 
wir  selbst  es  tun? 

Dann  die  letzte  Goldreserve  hinaus.  Alle  Bestände  an  aus- 
ländischen Werten  im  Inlande  aufgreifen  und  ins  Ausland 
schicken.  Zahlungen,  die  in  ausländischem  Gelde  einlangen, 
sogleich  gegen  österreichisch-ungarische  Werte  einlösen.  Im 
Notfälle  Herabsetzung  von  Einfuhrzöllen  und  Erlassung  von 
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Ausfuhrverboten  oder  Einhebung  gewisser  Ausfuhrzölle.  Die 
Wechselkurse  werden  dann  parieren  müssen. 

Und  wenn  man  unser  Geld  draußen  günstiger  bewerten 
sollte,  als  die  Devisenzentrale  es  für  angemessen  findet?  Dann 
den  umgekehrten  Vorgang  bewahren.  So  viel  Gold  und  auslän- 
dische Werte  als  möglich  aufkaufen,  eigene  Werte  exportieren, 
bis  die  ausländische  Bewertung  sich  wieder  mit  der  eigenen 
deckt. 

Vor  allem  aber  müßte  jeder  Handelsvertrag  die  Clausula 
rebus  sic  stantibus  aufweisen,  müßte  er  den  möglichen 
Schwankungen  der  Relationen  voll  Rechnung  tragen.  Auf  Zoll- 
zahlung in  Gold  wäre  zu  verzichten , da  das  Gold  schon  durch 
die  Stauungen  des  Goldstroms  zur  Ware  geworden  ist , die 
Fähigkeit  als  Wertmesser  eingebüßt  hat . 

D)  Stabilisierung  und  Krisen  des  Binnenhandels. 

Unter  den  Krisen  des  Binnenhandels  — soweit  sie  mit  der 
äußeren  Finanzpolitik  Zusammenhängen  — sind  gleichfalls  zwei 
Hauptarten  zu  unterscheiden.  Die  Kunst-  und  Luxuskrisis  und 
die  allgemeine  Handelskrisis . 

a)  Kunst-  und  Luxuskrisis  als  Folge  zu  langsamer  Aus- 
gleichung. 

Sie  hängt  hauptsächlich  mit  der  inflationistischen  Geldent- 
wertung zusammen.  Ihr  ist  bereits  in  „Kriegsschade  und  Wie- 
derherstellung“ ein  Abschnitt  gewidmet.  Es  sei  hier  im  Wesen 
an  das  dort  Gesagte  erinnert: 

Nicht  nur  das  Sichauslebenwollen  nach  der  Mühsal  des 
Krieges,  sondern  auch  der  Wertsteigerungsprozeß  fördert  den 
Luxus.  Von  der  Wertsteigerung  werden  die  Bedarfsartikel 
erster  Klasse  am  ehesten  betroffen,  ebenso  jene  besonders 
nachgefragten  Luxusgüter,  die  eine  Preissteigerung  erwarten 
lassen,  wie  Pretiosen,  Antiquitäten,  Kunstwerke,  Pelze  usw. 
Jene  Luxusgüter  dagegen,  denen  eine  Wertsteigerungsfähig- 
keit nicht  innewohnt,  ferner  Lustbarkeiten  usw.  müssen  in  den 
Preissteigerungen  vorderhand  zurückhaltend  bleiben. 

Wenn  eine  Damentoilette  vor  dem  Kriege  600  Kronen,  also 
200  Existenzeinheiten  gekostet  hat,  so  wird  sie  nach  dem 
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Kriege  trotz  der  großen  persönlichen  Kriegsgewinne  nicht 
leicht  für  1500  Kronen  ihren  Käufer  finden.  Sie  wird  vielleicht 
auf  750  Kronen  steigen,  relativ  also  im  Preise  von  200  Existenz- 
einheiten auf  100  gesunken  sein.  Ebenso  verhält  es  sich  mit 
jener  bildenden  Kunst,  die  noch  keine  Marke  hat  und  als  Wert- 
objekt von  Dauer  nicht  in  Betracht  kommt,  mit  den  Tarifen  der 
Autos  und  Equipagen,  den  Eintrittspreisen  der  Vergnügungs- 
Lokale  usw. 

Vor  dem  Kriege  waren  die  Theater  an  Wochentagen  recht 
leer.  Der  Preis  eines  Orchestersitzes  war  in  ersten  Theatern 
großer  Städte  etwa  12  Kronen  ( — 4E ).  Nach  dem  Kriege 
wird  der  Direktor  trotz  erhöhter  Regien  den  Sitzpreis,  12  Kro- 
nen, (nicht  einmal  = 2 E),  beibehalten  können,  weil  infolge  der 
relativen  Verbilligung  der  Preise  der  Andrang  an  den  Kassen 
lebhaft  zugenommen  hat. 

Alle  Unternehmungen  der  Luxusbranche  werden  vollauf 
Beschäftigung  finden.  Der  Massenabsatz  wird  die  Billigkeit 
zunächst  weder  für  Angestellte  noch  für  Unternehmer  fühlbar 
machen. 

Die  Folge  wird  ein  großer  Zudrang  in  die  Luxusberufe 
werden.  Die  Kunst-  und  Vergnügungslokale  werden  förmlich 
aus  dem  Boden  schießen.  Immer  zahlreicher  werden  sich  Exi- 
stenzen dem  künstlerischen  Berufe  oder  der  Befriedigung  des 
I.uxus  widmen.  Mit  der  wachsenden  Konkurrenz  wird  dann  die 
Beschäftigung  des  einzelnen  Künstlers  oder  Unternehmers  erst 
langsam,  dann  stärker  beeinträchtigt.  Die  Folge  ist  notwendig 
eine  Preissteigerung  zur  Hereinbringung  der  Regien.  Die  wei- 
tere Folge  in  Verbindung  mit  Übersättigung  ein  Abflauen  der 
Nachfrage.  Es  tritt  jene  Kunst - und  Luxuskrisis  ein,  welche 
die  Volkswirtschaft  bereits  mehreremale  durchgemacht  hat. 
Viele  Unternehmer,  Künstler,  Arbeiter  werden  arbeits-  und 
brotlos. 

b)  Allgemeine  Handelskrisis  als  Folge  der  Metallwährung  in 
Verbindung  mit  der  nicht  rechtzeitigen  Befestigung  der  Exi- 
stenzeinheit,. 

Ihre  Ursache  liegt  darin,  daß  ein  Staatswesen  einerseits 
Metallwährung,  andererseits  aber  nicht  genügend  Export-  und 
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Metallreserven  hat,  um  einer  Steigerung  der  Existenzeinheit 
und  einer  allgemeinen  Geldwertverminderung  gewachsen  zu 
sein. 

Es  steigen  in  einem  Staatswesen  die  Lebensmittelpreise, 
dann  sukzessive  die  Arbeitslöhne  usw.  Die  Wertsteigerung  hat 
die  Wirkungen: 

1.  Vermehrung  der  Nachfrage  für  Umlaufsmittel. 

2.  Vergrößerung  des  Imports  infolge  größerer  Kaufkraft 
des  Publikums. 

3.  Verkleinerung  des  Exports  infolge  Verteuerung  der 
Exportgüter. 

Auf  die  Dauer  ist  die  Metallreserve  der  Bank  den  Anfor- 
derungen aus  dem  In-  und  Ausland  nicht  gewachsen.  Der 
Diskont  muß  erhöht,  der  Kredit  eingeschränkt  werden.  Falli- 
mente treten  ein,  Arbeitslosigkeit  in  größerem  Maßstabe,  bis 
das  alte  Preisniveau  notgedrungen  wieder  hergestellt  ist. 

Was  der  Landwirt  bei  der  ersten  Preissteigerung  verdient 
hat,  verliert  er  vielfach,  wenn  er  nach  verteuerten  Investi- 
tionen, teuren  Arbeitslöhnen  und  Futtermitteln  plötzlich  zum 
alten  Preise  verkaufen  muß. 

Ist  es  nicht  zu  verurteilen,  wenn  man  unter  Hinweis  auf 
althergebrachte  Schlagworte  das  Gesetz  von  Angebot  und 
Nachfrage  frei  und  ohne  staatliche  Beeinflussung  walten,  wenn 
man  die  Leute  ahnungslos  und  hoffnungsfreudig  eine  Höhe  er- 
klimmen ließ,  von  der  sie  unfehlbar  früher  oder  später  herab- 
stürzen mußten? 

Der  Krieg  hat  das  eherne  Preisgesetz  überwinden  gelehrt. 
Weit  leichtere  Bedingungen  stehen  für  die  Friedenszeit  bevor. 

Man  setze  die  Existenzeinheit  fest,  wie  man  sie  für  die 
Schuldentilgung  braucht.  Ihre  Festhaltung  sei  der  erste  Leit- 
gedanke für  Handelsverträge  und  Bestimmung  der  Wechsel- 
kurse. 

Gelingt  die  Stabilisierung,  die  Festhaltung  und  rasche 
Ausgleichung,  gelingt  es,  die  Wechselkurse  der  Existenzein- 
heit anzupassen,  anstatt  umgekehrt  die  Existenzeinheit  mit 
Hilfe  der  Diskontpolitik  für  den  Wechselkurs  zu  drechseln,  wie 
es  bisher  geschah,  dann  werden  auch  die  Krisen  der  Zukunft 
erspart  bleiben. 
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Die  Erhaltung  der  Zahlungsbilanz  darf  nicht  mehr  Aufgabe 
der  Diskontpolitik  sein.  Die  Selbstbestimmung  und  Selbstein- 
stellung der  Valuta  hat  an  ihre  Stelle  zu  treten.  Der  Zinsfuß 
hat  die  Existenzeinheit  zu  überwachen.  Die  kleinste  Steigerung, 
die  anders  nicht  behoben  werden  kann,  muß  der  Zinsfuß 
drücken.  In  den  Anfängen  soll  er  einschreiten,  nicht  wenn  das 
Übel  groß  geworden.  Vielleicht  kann  der  Zinsfuß  später  auch 
dieser  Aufgabe  enthoben  werden  und  dann  nur  mehr  zum 
Wohle  der  Produktion,  der  Ausnützung  der  ganzen  Volkskraft 
Verwendung  finden. 

E)  Stabilisierung  und  Schwankungen  der  Relation. 

Die  Stabilisierung  erfordert  zweierlei: 

1.  Wiederherstellung  (Wahl  und  Festhaltung  der  fiktiven 
Existenzeinheit) ; 

2.  die  Festsetzung  der  künftigen  Relation  der  eigenen  zur 
ausländischen  Währung  (Festsetzung  der  effektiven  Existenz- 
einheit). 

Der  erste  Punkt  ist  bereits  genügend  erörtert  worden.  Die 
Existenzeinheit  wurde  beispielsweise  fiktiv  mit  7 K 50  h fest- 
gesetzt. 

Die  Festsetzung  der  effektiven  Existenzeinheit  geschieht 

E 

mit  Hilfe  der  Valutakonstante  cp  —. 

Ei 

Beispiel: 

Zwei  Staaten  (I)  und  (II)  haben  Frankwährung.  In  Frie- 
denszeiten stand  die  Relation  V cii:  V a — (cp  a E:  a Ei)  = 1:1. 

4 

Die  Existenzeinheiten  standen  wie  3:4.  Folglich  war  cp  = — • 

J 

1 4 3 

Die  Gleichung  stellte  sich:  - = — . — 

1 J TT 

Beide  Existenzeinheiten  haben  sich  nun  erhöht.  tiE  = 2 a E 


6,nEi  = 2-5  aE\  = 10. 
Angenommen,  daß  cp  : 
Vax 

Die  neue  Relation  — 
Va 


— sich  nicht  ändert. 


± 6^ 

3 ’ 10 
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Die  neue  Relation  wäre  also,  daß  4 Francs  des  erstgenann- 
ten Staates  5 Francs  des  zweitgenannten  Staates  entsprechen. 

4 

Nun  ist  aber  Staat  II  mit  dem  Koeffizienten  cp  = — nicht 

ö 

einverstanden.  Denn  in  dem  Zahlenverhältnis  steckt  beispiels- 
weise auch  ein  Export  von  Wertpapieren,  der  in  Hinkunft  nicht 
bloß  aufhören,  sondern  einem  Rückkauf  von  Auslandsschulden 

4 5 

weichen  soll.  Es  würde  also— sich  aiif  — verändern.  Anderer- 

3 4 

seits  aber  hätte  Staat  II  infolge  eines  günstigen  Handelsver- 
trages seine  Jahresbilanz  auf  anderem  Wege  verbessert,  so 

25 

daß  sich  der  neue  Koeffizient  auf  — berechnen  läßt. 

l y 

Vai  _ 25  6 _ 15 

Va  ~ 19  * 10  ~ 19 

Also:  Die  Regierung  des  Staates  II  stellt  den  Wechselkurs 
ihrer  Francs  dahin  richtig,  daß  sie  15  Francs  des  Staates  I mit 
19  Francs  bezahlt  und  zur  Sicherstellung  des  selbstgewählten 
Wechselkurses  anstelle  einer  ungesunden  Import-  und  Export- 
vermehrung die  im  vorigen  Kapitel  E)  angeführten  Maßnahmen 
trifft. 

Nun  kommt  die  Komplikation  hinzu,  daß  nur  Staat  II  sta- 
bilisiert, während  Staat  I durch  Vermögensabgabe  oder  Wirt- 
schaftskrise seine  Existenzeinheit  auf  3 Francs  zurückzuredu- 
zieren gezwungen  ist. 

Vai  25  3 75  15 

Va  19  ’ 10  TI  190  ~ 38 

Mit  dem  allmählichen  Steigen  der  Existenzeinheit  im 
Staate  I muß  der  Wechselkurs  des  Staates  II  allmählich  die 
Relation  15:  38  annehmen.  Tiefer  aber  kann  er  nie  sinken.  Der 
stabilisierende  Staat  wird,  wie  im  Kapitel  A)  und  B)  erwähnt, 
von  den  Krisen  im  Staate  I nicht  weiter  berührt,  weder  in  der 
Außenverschuldung,  noch  im  Außenhandel. 

Der  höheren  Außenverschuldung  entspricht  das  höhere 
eigene  Volkseinkommen,  den  höheren  Wechselkursen  des  Aus- 
landes die  geringeren  dortigen  Preise,  den  höheren  Preisen  der 
Exportgüter  die  höhere  Kaufkraft  des  ausländischen  Geldes. 
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Während  der  Periode  der  wirtschaftlichen  Schwankungen 
ist  natürlich  an  eine  Aufnahme  von  Barzahlungen  im  Staate  II 
nicht  zu  denken.  Dagegen  wird  sich,  wenn  Staat  I so  unvor- 
sichtig wäre,  bei  gesteigerter  und  nicht  aufrechtzuerhaltender 
Existenzeinheit  = 2 a Ei  die  Barzahlungen  fortzusetzen,  der 
Import  von  Gold  aus  Staat  I sehr  empfehlen. 

Sind  die  Schwankungen  endlich  im  großen  ganzen  ausge- 
glichen, dann  läßt  sich  — wenn  man  beim  Metallismus  bleiben 
will  — die  Barzahlung  wieder  aufnehmen. 

Bei  der  Stabilisierung  können  folgende  Kombinationen 
eintreten: 

1.  Einige  Staaten  restringieren.  Andere  stabilisieren, 
setzen  die  Barzahlungen  bis  zur  Wiederkehr  ruhigerer  Ver- 
hältnisse aus.  Die  Entscheidung,  ob  die  Goldwährung  beibehal- 
ten, eine  Änderung  des  Währungsmetalls  vorgenommen,  oder 
reine  Chartalität  zur  Währungsgrundlage  erhoben  werden  soll, 
wird  vertagt.  Die  finanziellen  Folgen  des  Weltkrieges  reduzie- 
ren sich  dann  für  die  stabilisierenden  Staaten  auf  die  durch  die 
restringierenden  verursachten,  mehr  oder  minder  heftigen 
Schwankungen  der  Relation. 

*2.  Alle  Staaten  stabilisieren  und  setzen  die  Barzahlungen 
aus.  Entscheidung  über  Währungsgrundlage  Vorbehalten.  Hie- 
durch werden  die  Relationsschwankungen  wesentlich  ge- 
mildert. 

3.  Alle  Staaten  stabilisieren,  vereinigen  sich  auf  ein  fünf- 
jähriges Moratorium  der  Notenbanken,  auf  eine  während  die- 
ser Zeit  zu  beobachtende  fixe  Preis-  und  Relationspolitik.  Ent- 
scheidung über  spätere  Währungsgrundlage  bleibt  jedem  Vor- 
behalten. 

Das  zwischenstaatliche  Übereinkommen  ist  jedenfalls  der 
sicherste  Weg  zur  Vermeidung  des  Restriktionskampfes  und 
zur  Verhütung  von  Wirtschaftskrisen. 

Diesem  Welt  finanzvertrag  sind  die  folgenden  Ausführun- 
gen gewidmet. 
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III.  Finanzieller  Friedensvertrag. 

Zur  Bannung  der  Gefahren  des  Restriktionskampfes  hat 
der  Verfasser  in  seiner  vorerwähnten  Schrift  einen  fünfjährigen 
W eit  finanzvertrag  vorgeschlagen. 

Die  für  eine  „finanzielle  Friedenskonferenz“  empfohlenen 
Programmpunkte  waren  die  folgenden: 

1.  Welchen  Prozentsatz  der  jährlichen  Mehreinnahmen 
(gegenüber  1913)  muß  jeder  Vertragsstaat  seinen  Kriegsopfern, 
eventuell  auch  weiteren  sozialen  und  kulturellen  Aufgaben  zu- 
wenden, und  welchen  der  Erhöhung  von  Beamtengehalten, 
Pensionen  und  der  Entschädigung  verarmter,  arbeitsunfähiger 
Rentner? 

2.  Welche  neuen  direkten  Abgaben  darf  jeder  Vertrags- 
staat in  Ansehung  seiner  besonderen  Belastung  in  den  nächsten 
fünf  Jahren  einheben? 

3.  Welche  indirekten  Steuern,  Monopole,  Tariferhöhungen 
usw.  muß  jeder  Vertragsstaat  zur  Einführung  bringen? 

4.  In  welchen  Formen  wäre  die  Demobilisierung  unter  Be- 
dachtnahme  auf  die  Erwerbsverhältnisse  der  Demobilisierten 
einerseits,  die  zwischen  den  Abrüstenden  gegenseitig  zu  beob- 
achtenden Rücksichten  andererseits  durchzuführen? 

5.  Welche  Zinsfußpolitik  werden  dieiNotenbanken  zur  Wah- 
rung der  Interessen  aller  Vertragsstaaten  innerhalb  der  näch- 
sten fünf  Jahre  befolgen? 

6.  Wie  sind  gebundene  Renten  (Mündelgelder  usw.)  in 
Ansehung  der  Geldentwertung  zu  behandeln,  wie  langfristige 
Verträge? 

7.  In  welcher  Art  werden  sich  die  Vertragsstaaten  in  der 
Rohstoffbeschaffung  unterstützen  ? 

8.  Durch  welchen  Zeitraum  hindurch  werden  die  Vertrags- 
staaten, von  der  Einhebung  neuer  Steuern  absehend,  das  Mehr- 
erfordernis im  Anleihewege  aufbringen? 

9.  Empfiehlt  sich  ein  einheitliches  Abgehen  von  der  Gold- 
währung, weiter  ein  einheitliches  Übergehen  zur  Silber- 
währung? 

10.  Welche  Maßnahmen  sind  gegen  die  Überproduktion  zu 
ergreifen? 
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Es  ist  gewöhnlich  nicht  Sache  des  Theoretikers,  die  politi- 
schen Chancen  eines  derartigen  Abkommens  zu  erwägen.  Dem 
Schriftsteller  obliegt  es,  durch  eingehende  Darlegung  der 
technischen  Möglichkeit , Nützlichkeit , beziehungsweise  Not- 
wendigkeit eines  solchen  Übereinkommens,  durch  möglichste 
Einschränkung  des  Vertragsgebietes,  durch  Begrenzung  des 
Projektes  nach  Zeitdauer  und  Zahl  der  unerläßlichen  Teilneh- 
mer die  Aufgabe  der  Diplomaten  zu  erleichtern. 

Immerhin  werden  gelegentliche  politische  Bemerkungen 
nicht  vermieden  werden  dürfen.  Denn  in  Fragen  zwischen- 
staatlicher Natur  kommt  es  in  erster  Linie  auf  das  Wollen, 
und  erst  in  zweiter  auf  das  Können  an. 

Die  Anträge  der  vorliegenden  Arbeit  gliedern  sich  — so- 
weit sie  sich  auf  das  finanzielle  Friedensproblem  beziehen  — in 
zwei  Teile.  Der  erste  Teil  soll  lediglich  die  Notwendigkeit  und 
Nützlichkeit  eines  zwischenstaatlichen  Übereinkommens  dar- 
legen und  im  Anschluß  an  diese  Erwägungen  den  Zusammen- 
tritt einer  internationalen  Konferenz  anregen.  Zweck  dieser 
Konferenz  wäre  zunächst  Konversation  und  Beschlußfassung 
darüber,  welche  Gegenstände  des  einschlägigen  Gebietes  einer 
zwischenstaatlichen  Regelung  überhaupt  zugänglich  sind? 

Bestimmte  Vorschläge  sind  hier  nicht  gemacht,  um  der 
Konferenz  volle  Freiheit  in  der  Wahl  der  Beratungspunkte  zu 
wahren. 

Wenn  im  zweiten  Teil  der  Versuch  einer  Lösung  selbst 
gemacht  ist,  so  wird  vom  Verfasser  einerseits  der  Aufforderung 
eines  Teiles  der  seiner  ersten  Schrift  zuteil  gewordenen  über 
Erwarten  günstigen  Kritik  entsprochen,  andererseits  versucht, 
durch  eigene  Vorschläge  Anregung  zur  Verbesserung  und  Ver- 
tiefung zu  geben. 

Der  Entwurf  des  zweiten  Teiles  geht  dahin,  die  angeregten 
zehn  Fragen  durch  ein  einziges  Abkommen  über  die  befristete 
Einstellung  der  freien  Prägung  und  der  Barzahlungen,  sowie 
über  die  während  dieses  Zeitraumes  zu  verfolgende  Preis-  und 
Minimallohnpolitik  der  Vertragsstaaten  zu  lösen.  Denn  der 
Krieg  hat  die  staatliche  Beeinflußbarkeit  der  Preisbildung  unter 
vielfach  schwierigeren  Umständen  erwiesen.  Was  bei  Vorrats- 
beschränkung, Absperrung,  Mobüisation,  ständiger  Vermeil - 

6* 
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rung  der  Umlaufsmittel,  des  Rentenkapitals  mit  halbwegs 
günstigem  Erfolge  gelungen  ist,  kann  bei  freiem  Handel,  freier 
Zinsfußpolitik  kein  allzuschweres  Problem  mehr  bilden. 

Es  wird  weiter  hier  die  Ansicht  vertreten,  die  Dauer  eines 
Abkommens  über  Währungspolitik  und  Preisbildung  auf  fünf 
Jahre  begrenzen  zu  können.  Was  die  Zahl  der  notwendigen 
Teilnehmer  anlangt,  so  müßten  es  wenigstens  die  drei  Welt- 
handelsmächte: Amerika,  Deutschland  und  England  sein, 
welche  sich  — um  dem  Restriktionskampf  ein  Ziel  zu 
setzen  — auf  die  Währungs-  und  Preispolitik  ein- 
verständlich einigen.  Daß  unter  „Deutschland“  auch  seine 
Bundesgenossen  gedacht  sind,  bedarf  bei  der  treuen  Waffen- 
brüderschaft der  Zentralmächte  keiner  besonderen  Betonung. 

Durch  die  Begrenzung  nach  Zeit  und  Beschränkung  der 
Teilnehmer  dürfte  die  Aufgabe  des  Politikers  wesentlich 
erleichtert  werden. 

Bei  Abfassung  der  früheren  Schrift  schwebte  allerdings 
hauptsächlich  die  Kombination  Deutschland — England  vor,  als 
Zusammenschluß  zweier  durch  Friedensvertrag  und  gemein- 
same Finanznot  wieder  gleichartige  Politik  verfolgender 
Staaten,  wenn  auch  die  Basis  dieser  gleichartigen  Politik  ver- 
hältnismäßig klein  wäre.  Bei  dem  im  Kriege  reich  gewordenen 
Amerika  schien  ein  überwiegendes  Desinteressement  obzuwal- 
ten. Darum  lautete  derwichtigste Vorschlag  aufÜbergang  Euro- 
pas zur  Silberwährung,  damit  durch  Demonetisation  des  Goldes 
und  Remonetisation  des  Silbers  die  Geldwertverminderung 
Europas  der  übrigen  Welt  aufgedrängt  werde,  weiter,  damit 
durch  Stabilisierung  der  geschwächten  Kaufkraft  des  Geldes 
hüben  und  drüben  die  drückenden  Kriegsschulden  Europas 
prozentuell  herabgemindert.  Katastrophen  behindert  und  so 
viele  Tränen  des  großen  Krieges  getrocknet,  neue  verhütet 
werden. 

Es  wäre  verfrüht,  heute  den  Vorschlag  auf  Übergang  zur 
Silberwährung  weiter  in  die  erste  Linie  zu  stellen,  weil  ein  seit- 
heriges eingehendes  Studium  der  amerikanischen  Situation  — 
wobei  das  Werk  Irving  Fisher’s  große  Dienste  leistete  — den 
Verfasser  zu  einer  wesentlich  anderen  Auffassung  des  ameri- 
kanischen Interesses  an  der  zukünftigen  finanziellen  Entwick- 


hing  Europas  geführt  hat.  Die  Frage  der  Silberwährung  sei 
darum  — vorläufig  wenigstens  — zurückgestellt. 

Zwei  Leitsätze,  deren  Richtigkeit  Fisher  erschöpfend 
beweist,  die  Lehre  vom  Zusammenhang  der  Geld-  und  Depo- 
sitenmenge und  das  Gesetz  von  der  restriktorischen  Kraft  des 
Währungsmetalls  sind  es,  welche  die  politisch  jedenfalls 
schwierigste  Kombination  Deutschland — England  (ohne  Ame- 
rika) zunächst  überflüssig  erscheinen  lassen  und  eine  Grup- 
pierung aller  drei  Mächte  in  den  näheren  Bereich  der  Erwä- 
gungen rücken. 


Politische  Bemerkungen. 

Ist  es  nicht  verfrüht,  heute,  mitten  im  Völkermorden,  vom 
finanziellen  Frieden  zu  sprechen?  Sind  dfe  Boykottbestrebun- 
gen und  feindseligen  Gesinnungen  auf  beiden  Seiten  nicht  viel 
zu  intensiv,  um  eine  Verständigung  auf  diesem  Gebiete  zuwege 
zu  bringen?  Werden  sich  Deutschland,  England  und  Amerika 
nicht  wirtschaftlich  als  viel  zu  selbständig  fühlen,  als  daß  sie 
auch  in  Finanzfragen  in  Verhandlungen  treten  könnten? 

Auf  diese  naheliegenden  Einwände  sei  versucht,  zu  ant- 
worten, bevor  sie  noch  erhoben  werden. 

Deutschland  — England. 

Der  militärische  Krieg  wird  durch  einen  militärischen 
Friedensschluß  beendigt,  der  Handelskrieg  durch  Handelsver- 
träge in  geordnete  Bahnen  gezwängt  werden.  Das  Problem 
eines  finanziellen  Friedensschlusses  — ob  es  vielleicht 
irgendwo  schon  einmal  angeregt  wurde,  ist  dem  Verfasser 
nicht  bekannt  — ist  den  auswärtigen  Vertretungen  aller  Staaten 
ein  geschichtliches  Novum.  Soll  es  jemals  verwirklicht 
werden,  dann  kann  die  Erörterung  nicht  früh  genug  beginnen . 

So  wenig  ein  Handelsvertrag  — der  viel  mehr  in  die  wirt- 
schaftlichen Freiheiten  der  einzelnen  eingreift,  als  der  vorlie- 
gende Antrag  — so  wenig  also  ein  Handelsvertrag  die  vertrag- 
schließenden Teile  hindert,  dort  zu  kaufen  und  dorthin  zu  lie- 
fern, wo  es  ihnen  beliebt,  so  wenig  sind  die  früheren  Feinde 
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durch  ein  Abkommen  über  Sistierung  der  Barzahlungen  und 
über  die  Sicherstellung  der  eigenen  Lohnarbeiter  gegen  Hun- 
ger und  Arbeitslosigkeit  gehalten,  ihre  Vergnügungsreisen  in 
ein  verhaßtes  Land  zu  machen  oder  von  dorther  Maschinen 
oder  Modesachen  zu  beziehen. 

Der  Finanzvertrag  ist  der  Ausführung  des  grandiosen  Ge- 
dankens „ Mitteleuropa " ebensowenig  im  Wege,  wie  den  Be- 
schlüssen der  Pariser  Wirtschaftskonferenz . 

Sowohl  Deutschland  als  auch  England  haben  Bundesge- 
nossen, deren  wirtschaftliche  Kraft  in  der  Erstrebung  des  ge- 
meinsamen Kriegszieles  sich  geschwächt  hat  und  einer 
Stützung  kaum  entraten  kann.  Es  ist  auch  bei  England  nicht 
anzunehmen,  daß  in  Blut  und  Eisen  befestigte  Bündnisse  dann 
vergessen  werden,  wenn  der  Waffenbruder  finanzielle  Rück- 
sicht fordert. 

In  Deutschland  und  in  England  stehen  ernste  Männer  an 
der  Spitze  der  Finanzverwaltung,  denen  es  das  eigene  Ver- 
antwortlichkeitsgefühl widerraten  muß,  ungebahnte  Wege 
selbständig  zu  beschreiten,  von  denen  niemand  wissen  kann, 
wohin  sie  führen.  Der  kurze  Zeitraum  der  beantragten  Bin- 
dung spielt  angesichts  der  Lebensdauer  eines  Staates  keine 
Rolle.  Wenn  nach  den  wenigen  Jahren  eine  Fortsetzung  der 
Vereinbarungen  vielleicht  nicht  wünschenswert  erscheinen 
sollte,  niemand  bleibt  gehalten.  Nur  ist  die  See  dann  schon  be- 
ruhigt, wenn  die  Seile  einmal  gelöst  werden  sollten. 

Deutschland  und  England  haben  Notenbanken , die  bei 
freier  Ausgabe  eines  vielfachen  ihres  früheren  Notenkontin- 
gents weitaus  höheren  Gewinn  erwarten  können,  als  in  einer 
vorübergehenden  noch  so  hohen  Zinsfußperiode  und  denen  — 
wie  es  in  den  Anträgen  gedacht  ist  — übrigens  die  Möglich- 
keit offen  steht,  ihren  Goldschatz  frei  verkaufen  zu  können. 

In  beiden  Staaten  gibt  es  eine  mächtige  Grundbesitzer- 
klasse, welche  Gefahr  läuft,  ein  Stück  Vieh,  dessen  Mästung 
sie  tausend  gekostet  hat,  später  für  fünfhundert  verkaufen  zu 
müssen.  Denn  in  welchem  Maße  bei  Vermögensabgaben,  Zins- 
fußerhöhungen und  den  damit  verbundenen  Fallimenten  und 
Arbeitslosigkeiten  die  Lebensmittelpreise  sinken  müßten, 
wenn  kein  zwischenstaatliches  Übereinkommen  erzielbar 
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wäre,  und  am  Ende  wilde  Restriktion  einreißen  würde,  kann 
jeder  berechnen. 

In  beiden  Reichen  leben  viele  vermögende  Leute  (älteren 
und  jüngeren  Datums),  welche  gewiß  ihre  ganze  Kraft  dafür 
einsetzen  werden,  prozentuell  niedrigere  an  Stelle  höherer 
Steuern  zu  zahlen,  und  denen  die  bevorstehende  Kaufkraft- 
erhöhung des  Geldes  keine  Kompensation  bieten  würde.  Denn 
im  gleichen  Maße,  wie  der  Geldwert  bei  wilder  Restriktion 
steigt,  würden  ihre  Verbindlichkeiten  wachsen.  Es  gibt  dort 
Haus-  und  Grundbesitzer,  Inhaber  von  Unternehmungen, 
denen  die  Geldentwertung  hohen  Gewinn  verspricht,  die 
Wertsteigerung  des  Geldes,  gleichfalls  durch  Anwachsen  der 
Lasten,  große  Verluste  zu  bringen  droht.  In  den  beiden  Staaten 
ist  eine  große  Klasse  von  Rentnern,  die  eine  entwertete  Kauf- 
kraft der  Zinsen  bei  hohem  Kapitalswert  dem  Kapitalsverluste 
bei  Zinsfußsteigerung  und  hohen  Rentensteuern  vorziehen.  Es 
ist  ein  Heer  von  Fixbesoldeten  und  Pensionisten,  welchen  eine 
radikale  Erhöhung  ihrer  Bezüge  vielfach  willkommener  ist  — 
schon  aus  Gründen  ihrer  Verschuldung  — als  die  Aussicht  auf 
ein  baldiges  Sinken  der  Lebensmittelpreise.  Und  endlich  sind 
dort  mächtige  Arbeiterorganisationen,  denen  die  Einführung 
des  Minimalstundenlohnes  an  Stelle  eines,  durch  die  größere 
Fähigkeit  des  einzelnen  zu  hungern,  regulierbaren  freien 
Lohnunterbotes  zum  Gegenstand  mächtiger  Agitationen  wer- 
den dürfte.  Es  erübrigt  noch,  darauf  zu  verweisen,  daß 
Deutschland  und  England  Schäden  zu  vergüten,  Wunden  die- 
ses Krieges  zu  heilen  haben,  die  zu  heilen  sie  im  Restriktions- 
kampfe kaum  die  notwendigen  Mittel  aufbrächten. 

Das  zwischenstaatliche  Übereinkommen  erspart  die  Ver- 
mögensabgabe, hemmt  den  Restriktionskampf,  verhütet  die 
bei  unvernünftiger  Verwaltung  mächtige,  immer  wachsende 
Verschuldung  an  Amerika,  und  bewahrt  die  Welt  vor  den 
kommenden  Krisen. 

Mac  Kenna  hat  gesagt,  daß  England  nach  dem  Kriege  ein 
armes  Land  sein  wird. 

Aus  angesehenem  deutschen  Munde  wurde  über  Deutsch- 
land ein  ähnliches  Wort  gesprochen. 

Muß  das  sein? 


Amerika. 

Wohl  würde  Amerika  einiges  verlieren,  wenn  es  über  den 
Ozean  hinüber  ein  anti-restriktionistisches  Finanzabkommen 
schließt.  Amerika  wird  nämlich  nicht  so  viele  Schuldner  drü- 
ben haben,  als  es  nach  der  gegenwärtigen  Entwicklung  erwar- 
ten dürfte.  Diese  Forderungen  können  aber  fraglich  werden, 
wenn  und  inwieweit  die  europäischen  Staaten  innerstaatlich 
zur  geregelten  Restriktion  oder  zur  Änderung  der  Relation 
übergingen.  Weit  mehr  als  selbst  die  größten  und  besten 
Auslandsforderungen  würde  Amerika  bei  einem  Finanzabkom- 
men gewinnen.  Zunächst— was  vielleicht  den  einen  oder  anderen 
Politiker  nicht  ausschließlich  beeinflussen  dürfte  — den  heißen 
Dank  von  Millionen  Kriegsinvaliden,  Siechen,  Witwen  und 
Waisen,  von  Geplünderten  und  Gebrandschatzten,  von  kleinen 
Beamten  und  Pensionisten,  denen  die  eigene  Regierung  bei 
Fehlen  eines  finanziellen  Abkommens  das  nicht  geben  könnte, 
was  ihnen  der  Krieg  genommen  hat.  Denn  wenn  die  europäi- 
schen Finanzverwaltungen  auf  der  einen  Seite  ihre  Valuta 
schützen,  auf  der  anderen  Seite  ihre  Verträge  halten  müssen: 
Wieviel  wird  dann  für  die  Kriegsopfer  noch  übrig  bleiben? 

Dann  würde  Amerika  einen  Finanzvertrag  im  überwiegen- 
den Interesse  seiner  Industrien  abschließen.  Wenn  die  Mark, 
die  Krone,  der  Rubel  und  der  Frank  durch  das  Trug- 
bild der  Wechselkurse  tief  unter  dem  Dollar  stehen, 
dann  besteht  in  Europa  wohl  für  zahlreiche  Rohstoffe  noch 
Interesse,  für  Amerikas  Fertigprodukte  aber  bleibt  nicht  mehr 
viel  Platz.  Dann  ist  Europa  — vielleicht  mit  Ausnahme  Eng- 
lands — mit  einem  Schutzzoll  umgürtet,  der  einer  Absperrung 
nicht  unähnlich  sieht.  Und  wo  werden  Amerikas  reichgewor- 
dene Kapitalisten  kaufen?  Im  Inlande  oder  in  Europa?  Wird 
die  Monroe-Doktrin  für  sie  maßgebender  sein  als  der  billigere 
Markt? 

Oder  will  man  zum  Schutze  vor  dieser  Gefahr  lieber  mit 
Einfuhrverboten  beginnen,  die  sofort  mit  Gegenmaßnahmen 
beantwortet  würden?  Würde  Amerika  seinen  Handel  zur  na- 
türlichen Erschwerung  auch  noch  künstlich  abschnüren? 

Weiteres  würde  Amerika  aus  einem  Valutaabkommen  ge- 
winnen: Alle  Besitzer  liegenden  und  beweglichen  Gutes , also 
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die  Eigner  des  amerikanischen  Volksvermögens  werden  ihre 
Werte  steigen  sehen  und  diese  Steigerung  wird  keine  fiktive, 
wie  heute  in  der  Goldinflation,  sondern  eine  reelle,  gesicherte 
sein.  Die  Einnahmen  des  Staates  werden  ohne  Erhöhung  der 
Steuern  wachsen,  die  Staatsschuld  prozentuell  zum  Werte  des 
Volksvermögens  sich  verkleinern.  Denn  in  Amerika  wird  gegen- 
wärtig eine  ängstliche  Zurückhaltung  in  der  Krediterteilung 
geübt,  die  aus  der  Angst  vor  demi  Wachsen  der  Goldinflation 
entspringt.  Fällt  der  Grund  zur  Besorgnis  fort,  dann  steht 
dem  raschen  Anwachsen  des  Volkseinkommens  parallel  mit  dem 
der  europäischen  Staaten  dort  nichts  mehr  im  Wege. 

Die  Fixbesoldeten  und  die  Arbeiter  werden  vielleicht  an- 
fänglich über  zunehmende  Teuerung  klagen.  Was  schadet  aber 
Teuerung,  wenn  auch  der  Wert  der  Arbeit  steigt,  wenn  erhöh- 
ten Preisen  erhöhte  Löhne  und  Gehälter  entsprechen  und 
reiche  Arbeitsgelegenheit  jede  Drückung  der  Löhne  hemmt? 

Vom  amerikanischen  Rentner  gilt  teilweise  das  früher 
Gesagte.  Amerika  ist  ein  glückliches  Land.  Begütert  vor  dem 
Kriege,  reicher  geworden  im  Kriege,  haben  seine  Bürger  keine 
Kriegsschulden,  keine  Schadenersätze,  keine  Invaliden-  und 
Witwenrenten  zu  tragen.  Amerika  kann  über  seine  Wert- 
steigerungen frei  verfügen,  kann  sie  mit  den  Rentnern  teilen. 
Und  was  den  kleinen  Rentner  anlangt,  so  werden  die  höheren 
Einnahmen,  die  sich  dem  amerikanischen  Staate  durch,*  die 
Wertsteigerungen  eröffnen,  diesen  gewiß  in  die  Lage  versetzen, 
verarmten  Pensionisten  reichen  Ersatz  zukommen  zu  lassen. 

Amerika  müßte  aber  restringieren , müßte  seine  Rentner 
schädigen , wenn  ein  Finanzabkommen  nicht  herbeigeführt  wer- 
den sollte,  und  dies  aus  Gründen  seiner  gefährdeten  eigenen 
finanziellen  Sicherheit. 


Den  Wellen  des  Meeres  gleichen  sie:  Aufschwung  und 
Niedergang  im  Wirtschaftsleben. 

Den  Wellen  des  Meeres,  wie  sie  kommen  und  gehen,  kleine 
und  große,  spielende  und  drohende,  Wellenberg,  Wellental, 
Berg  und  Tal. 
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Vielemale  hat  sie  die  Wirtschaftsgeschichte  durchlebt. 
Dreiundzwanzig  Perioden  mächtigsten  Impulses  und  tiefsier 
Depression  schildert  uns  das  Buch  von  Max  Wirth.  Und  auch 
Irving  Fisher  hat  sich  eingehend  mit  den  düstersten  Blättern 
der  Wirtschaftsgeschichte  beschäftigt  und  ist  der  Ursache  die- 
ser Erscheinung  mit  Gründlichkeit  nachgegangen. 

Fisher1  s Untersuchungen  sind  es,  auf  die  in  erster  Linie 
Bezug  genommen  werden  soll. 

Regelmäßig  in  Zwischenräumen  kommen  Inflation  und 
Restriktion,  Hausse  und  Baisse,  Glück  und  Elend. 

Das  Niveau  im  finanziellen  Weltmeere  ist  der  bleibende, 
nur  säkularen  Veränderungen  unterliegende  Goldwert. 

Von  hier  aus  stieg  es  stets  mächtig  glitzernd  empor,  um 
niederstürzend  Schiffe  und  Menschen  zu  begraben. 

In  der  langsamen  Veränderlichkeit  des  Goldwertes  liegt 
das  Schicksal  alles  Scheinreichtums.  Und  wer  das  Unheil 
bannen  will,  das  Übel  aber  nicht  an  der  Wurzel  faßt,  der  gleicht 
dem  Erfinder  des  Perpetuum  mobile.  Denn  — so  ist  in  der 
eingangs  erwähnten  Schrift  des  Verfassers  angeführt  — un- 
nachsichtlich  waltet  das  Gesetz  von  der  Erhaltung  der  Energien 
Im  Wirtschaftsleben. 


Und  wieder  wälzt  sich  im  finanziellen  Weltmeere  eine 
Woge  heran,  riesenhaft,  wie  wir  sie  nie  geschaut,  und  weiter 
wachsend,  unübersehbar  in  schließlicher  Höhe  und  Weite. 

Wenn  Amerika  sofort  nach  dem  Kriege  freie  Prägung  und 
Barzahlungen  aufrecht  erhält  und  kein  Wunder  es  anders  ge- 
staltet, dann  wird  in  den  ersten  Jahren  nach  dem  Friedens- 
schlüsse in  Amerika  so  viel  verloren  werden,  als  während  des 
Krieges  verdient  worden  ist.  Der  Höhe  des  Wellenberges  muß 
die  Tiefe  des  Wellentales  entsprechen. 

Und  diese  Höhe  wird  heute  bereits  mit  zweihundert  Mil- 
liarden beziffert. 

Viel  Gold  ist  im  letzten  Triennium  nach  Amerika  gewan- 
dert Von  allen  Seiten,  von  hüben  und  drüben  — vielleicht  mit 
Ausnahme  Englands  — wird  man  sich  nun  heißhungrig  auf 
dieses  Gold  stürzen.  Die  europäischen  Notenbanken  werden  es 


91 


auf  allen  Wegen  zu  erreichen  suchen.  Und  während  die  Pro- 
duktion an  Gold  — es  sei  wieder  auf  Fishers  Ausführungen 
verwiesen  — infolge  der  inflationistisch  gesteigerten  Arbeits- 
löhne sinken  muß,  wird  die  Industrie  kolossale  Mengen  des 
gelben  Metalles  in  sich  aufnehmen.  Für  den  Unfug,  der  in 
krisenhaften  Zeiten  mit  dem  Golde  getrieben  wird,  sprechen 
die  Denkmäler  Venedigs  die  beredteste  Sprache. 

Es  wird  vielleicht  eingewendet  werden,  daß  man  in 
Amerika  derlei  nicht  dulden,  daß  man  das  Gold  nicht  aus  dem 
Lande  lassen  wird. 

Wird  sich  Amerika  wie  mit  einer  Mauer  absperren 
können?  Wird  das  Gold  nicht  in  tausendfältiger  Gestalt,  in 
Säckchen  am  Leibe  getragen,  in  doppelten  Kofferböden«  in 
Schuhsohlen,  eingegossen  in  Geschützrohre  und  Maschinen 
aus  dem  Lande  eilen,  so  lange  der  Dollar  prompt  einlösbar 
bleibt? 

Es  wird  vielleicht  auch  der  Einwand  kommen,  daß  Europa 
mit  seiner  verschlechterten  Valuta  gar  nicht  imstande  wäre 
das  Gold  aufzukaufen.  Auch  dieser  Einwurf  müßte  fallen.  Denn 
Amerika  will  den  europäischen  Wechselkurs  „stützen“,  einer- 
seits, um  Forderungen  zu  erwerben,  andererseits  aus  Gründen 
des  Exports.  Die  Stützung  des  Wechselkurses  erfolgt  in 
Form  von  Anleihen,  oder  auch  in  anderer  Form.  Die  natür- 
lichste Folge  einer  Stützung  ist  die,  daß  der  Wechselkurs  nun- 
mehr faktisch  gestützt  ist.  Daß  also  für  fünf  Kronen  oder  fünf 
Francs  ein  Dollar  wieder  zu  bekommen  sein  wird.  Und  was 
wird  man  für  den  Dollar  in  Amerika  kaufen?  Rohstoffe,  Ge- 
treide und  — Gold. 

Das  Gold  muß  in  Amerika  bald  zu  wenig  werden.  Und 
nach  Fishers  Beweisführungen  werden  auch  die  Depositen 
dann  abnehmen  müssen.  Ganz  natürlich:  Denn  wer  gibt  Geld 
ins  Depot,  der  nicht  die  Sicherheit  hat,  daß  es  auch  jederzeit 
behoben  werden  kann.  Und  wer  nimmt  einen  Dollarschein,  der 
nicht  jederzeit  in  Gold  einwechselbar  ist  — solange  nämlich 
die  Barzahlung  nicht  sistiert  ist? 

Zunächst  wird  also  der  Zinsfuß  in  Amerika  steigen  müssen, 
die  ersten  Fallimente  werden  folgen,  die  Arbeitslosigkeit,  der 
Hunger  werden  drohend  ihr  Haupt  erheben,  bis  die  Preise 
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sinken.  Niemand  wird  bauen,  niemand  ein  Unternehmen  grün- 
den wollen,  wenn  er  weiß,  daß  er  bald  billiger  bauen,  billiger 
investieren  kann.  Wer  teuer  gekauft  hat,  muß  billig  verkaufen 
und  die  Fallimente  nehmen  zu.  Die  amerikanische  Valuta  wird 
weiter  steigen,  und  die  Verschuldung  Europas  weiter  wachsen, 
ebenso  die  Restriktionen  in  Europa. 

Und  das  schließliche  Ende  eines  ungeheuren  Leidensweges 
wird  sein,  daß  das  Gold  seinen  alten  Wert,  wie  vor  dem  Kriege , 
wieder  gewonnen  haben  wird . 

Und  nun  zum  letzten , wichtigsten  Argument.  Wie,  wenn 
die  zunehmende  Wertsteigerung  des  Goldes  rechtzeitig  in  der 
Bevölkerung  erkannt,  wenn  die  Massen,  von  Agitatoren  inter- 
essierter Kreise  aufgerüttelt,  zu  den  Bankanstalten  stürmen, 
um  ihre  Guthaben  zu  beheben,  ihre  Noten  einzulösen? 

Wenn  die  Goldstücke  augenblicklich  in  die  Kassen  und 
Truhen,  in  die  Strümpfe  und  Matratzen  wandern  werden,  wie 
es  im  Vaterlande  des  Verfassers  bei  Kriegsausbruch  innerhalb 
24  Stunden  mit  dem  gesamten  Kleingeld,  Silber,  Nickel,  Kupfer 
der  Fall  war?  Damals,  als  mit  Briefmarken  gezahlt  werden 
mußte,  bis  die  Leute  endlich  einsahen,  daß  die  Panik  über- 
flüssig war. 

Werden  die  Banken  nicht  sofort  ihre  Schalter  schließen, 
wenn  dieser  Fall  eines  Tages  in  Amerika  eintreten  sollte? 
Wird  dann  Amerikas  Währung  nicht  sozusagen  in  der  Luft 
hängen? 

Noch  vor  einem  allfälligen  Vorwurf  möchte  sich  der  Ver- 
fasser bewahren.  Man  könnte  der  Arbeit  immerhin  die  Ab- 
sicht unterschieben,  schon  jetzt  mit  diesen  Zeilen  Thesaurie- 
rungen in  Amerika  hervorrufen  zu  wollen.  Das  wäre  jedoch  — 
so  fern  es  liegt  — auch  gänzlich  zwecklos.  Denn  mit  der  Ein- 
stellung der  freien  Prägung  und  der  Barzahlung  hätten  die 
Notenbanken  das  freie  Verfügungsrecht  über  ihren  Goldschatz 
wieder  erlangt.  Wenn  sie  nun  ihr  Gold  plötzlich  verkaufen  woll- 
ten, wenn  zehn  Milliarden  Gold  auf  den  Markt  geworfen 
würden,  — so  viel  könnten  die  Industrien  auf  einmal  doch  nicht 
absorbieren,  der  Golddollar  wäre  weniger  wert  als  der  Papier - 
dollar  und  die  Hamster  hätten  wieder  einmal  verkehrt  ge- 
hamstert. 
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Diese  Argumente  sind  es,  welche  dem  Verfasser  das  „Des- 
interessement“ Amerikas  heute  in  wesentlich  anderem  Lichte 
erscheinen  lassen. 

Amerika  wird  einem  finanziellen  Abkommen  kaum  etwas 
in  den  Weg  legen  können.  Amerika  will  exportieren  und  nicht 
bloß  — Gold. 


Die  Drei. 

Wenn  Amerika  mit  den  anderen  Mächten  ein  — zeitlich 
sogar  begrenztes  — Finanzabkommen  schließt,  dann  sind 
nicht  nur  Milliarden  und  abermals  Milliarden  der  alten  und 
der  neuen  Welt  zu  retten,  dann  ist  auch  dem  Frieden  gedient. 

Kann  doch  Amerika  damit  unter  Wahrung  seiner  großen 
eigenen  Interessen,  ohne  Opfer,  allen  Kriegführenden  das 
geben,  was  unsere  Feinde  — ratlos  — heute  von  ihren  unbe- 
siegten Gegnern  verlangen:  Sühne , Wiederherstellung  und 
Garantien. 

Denn  in  den  wieder  gekräftigten  europäischen  Finanzen 
liegt  die  Wurzel  für  die  Sühne  an  den  Entrechteten,  für  die 
Wiederherstellung  des  Zerstörten  und  hier  finden  sich  für  die 
Zukunft  viele,  sehr  viele  Garantien. 


Ä)  Antrag  auf  Zusammentritt  einer  internationalen  Finanz- 
konferenz. 

In  der  Erwägung,  daß  bei  selbständiger  innerstaatlicher 
Wiederherstellung  der  europäischen  Staatsfinanzen  und  bei 
Abgang  gleichartiger  Grundsätze  oder  zweckdienlicher  Staats- 
verträge die  europäischen  Finanzverwaltungen  voraussichtlich 
bestrebt  sein  werden,  das  durch  die  Kriegsausgaben  hoch 
angewachsene  laufende  Erfordernis  aus  den  ordentlichen  Ein- 
nahmen zu  decken,  Anleihen  aber  tunlichst  zu  vermeiden;  in 
weiterer  Erwägung,  daß  ein  durch  die  Höhe  dieses  Erforder- 
nisses bedingter  ungewöhnlicher  Steuerdruck  die  Volkswirt- 
schaften ohne  Gestattung  der  so  notwendigen  Rekonvaleszenz 
gerade  in  dem  Augenblicke  treffen  würde,  wo  Millionen  Demo- 
bilisierter der  Versorgung  mit  Arbeit  harren;  daß  ferner  eine 
rasch  durchgeführte  Demobilisierung  noch  weitere  Erwerbs- 
losigkeit, eine  einseitig  verzögerte  Entlassung  der  Armeen 
jedoch  politische  Weiterungen  nach  sich  ziehen  könnte; 

in  der  Erwägung,  daß  die  von  einseitigen  geldwertpoli- 
tischen Rücksichten  beeinflußte  möglichst  rasche  und  ausgie- 
bige Besteuerung  der  Kriegsgewinne,  Vermögen  und  Einkom- 
men auf  Kapitalbesitz,  Erwerbsverhältnisse,  Auswanderungs- 
bewegungen usw.  nachteilige,  vielleicht  katastrophale  Rück- 
wirkungen üben  könnte;  daß  aber  andererseits  ungleichartige 
Grundsätze  in  der  Erhebung  von  hohen  indirekten  Steuern , 
bei  der  Festsetzung  von  Monopolen,  Tariferhöhungen,  in  der 
Behandlung  von  Mündelgeldern  und  gebundenen  Renten,  bei 
der  Regelung  des  Schicksals  langfristiger  Verträge  usw.  wich- 
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tige  Verschiebungen  der  Preisniveaus  innerhalb  geschlossener 
Wirtschaftsgebiete,  in  der  Folge  Gefährdung  des  Außenhandels 
und  der  Rohstoffbeschaffung,  sowie  valutarische  Erschüt- 
terungen nach  sich  ziehen  könnten; 

in  der  Erwägung,  daß  ein  einziger  Staat  durch  forcierte 
Restriktionspolitik  die  anderen  wegen  der  Wirkung  dieser 
Politik  auf  die  Devisenkurse  in  gleiche  Bahnen  zwingen  müßte 
und  diese  Politik  sowohl  auf  die  allgemeine  wirtschaftliche 
Konjunktur  als  auch  auf  die  Staatsfinanzen  aller  die  nach- 
teiligsten Wirkungen  üben  müßte; 

in  der  Erwägung,  daß  die  in  den  neutralen  Staaten  einge- 
tretene Goldfülle  die  größten  volkswirtschaftlichen  Gefahren 
in  sich  birgt,  da  einseitige  Maßnahmen  gegen  das  Rückfluten 
des  Goldstromes  zu  Retorsionen  Anlaß  geben  dürften,  anderer- 
seits aber  ein  hemmungsloser  Ausgleich  zu  Krisen  bei  Neutralen 
und  Kriegführenden  führen  dürfte;  daß  andererseits  die  auf- 
dämmernde  und  durch  Agitation  interessierter  Kreise  vielleicht 
beförderte  Erkenntnis  von  der  restringierenden  Kraft  des 
Goldes  auch  in  den  durch  den  Krieg  reich  gewordenen  Ländern 
zu  Goldthesaurierungen,  später  zu  ungedeckter  Papierausgabe, 
schließlich  vielleicht  zu  einer  allgemeinen  Devalvation  drängen 
könnte; 

in  der  endlichen  Erwägung,  daß  in  der  Frage  der  Scha- 
densvergütungen, des  Wiederaufbaues  der  zerstörten  Gebäude, 
der  Fürsorge  für  Invalide , Witwen  und  Waisen , der  Erhöhung 
von  Beamtengehalten,  Pensionen  und  der  Entschädigung  ver- 
armter arbeitsunfähiger  Rentner,  und  überhaupt  in  der  Erfül- 
lung dringender  sozialer  und  kultureller  Aufgaben,  bei  den 
Finanzverwaltungen  durch  die  Sorge  vor  unverhältnismäßig 
großer  Belastung  des  eigenen  Budgets,  eine  unangebrachte 
und  unvolkstümliche  Engherzigkeit  platzgreifen  könnte; 

ferner  in  der  Überzeugung,  daß  eine  zwischenstaatliche 
Lösung  der  berührten  und  noch  anderer  Fragen  die  erwähnten 
Gefahren  bannen  oder  wenigstens  mildern  könnte,  ohne  daß 
eine  derartige  Regelung  die  sonstigen  Interessen  der  Einzel- 
staaten und  Staatenbündnisse  gefährden  müßte; 

schließlich  in  dem  Bestreben,  daß  kein  Mittel  unversucht 
gelassen  werden  darf,  welches  die  ungeheuere  und  durch 
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keinerlei  Beispiele  aus  der  Vergangenheit  gemilderte  Verant- 
wortung der  Finanzverwaltungen  für  das  kommende  Quin- 
quennium  herabzusetzen  imstande  wäre,  wird  der 

Antrag 

gestellt: 

Es  werde  eine  Finanzkonferenz  sämtlicher  kriegführender 
und  neutraler  Staaten  unter  Zuziehung  von  Vertretern  der 
Notenbanken  einberufen,  welche  folgende  Aufgaben  hätte: 

1.  Konversation  und  Beschlußfassung  darüber,  welche 
finanziellen  Fragen  der  Zukunft  einer  zwischenstaatlichen 
Regelung  bedürftig  wären,  ohne  daß  die  Lösung  wichtige  Inter- 
essen von  Einzelstaaten  oder  Staatenbündnissen  tangieren 
würde? 

2.  Festlegung  von  Richtlinien  für  gleichartige  Behandlung 
derartiger  Finanzfragen  beziehungsweise  für  den  Abschluß 
von  zweckdienlichen  Verträgen  der  Staaten  beziehungsweise 
Notenbanken. 

(Folgen  Anträge  über  Sitz  der  Konferenz,  Zahl  der  Dele- 
gierten, Präsidium,  Bildung  von  Ausschüssen  nach  der  Zahl 
der  in  Verhandlung  stehenden  Beratungspunkte,  Geschäfts- 
behandlung usw.). 


B)  Rohentwurf  eines  fünfjährigen  Moratoriums  der  Noten- 
banken. 

Die  Regierungen  und  die  Notenbanken  der  Staaten 

schließen  das  nachstehende  Übereinkommen: 

ARTIKEL  I.  (Moratorium.) 

Die  freie  Prägung  und  die  Barzahlungen  werden  sogleich 
und  ausnahmslos  eingestellt. 

ARTIKEL  II.  (Preispolitik.) 

Bis  zum werden  die  Vertragsstaaten  jenes  Preis- 

niveau (Existenzeinheit)  bekanntgeben,  welches  sie  während 
der  nächsten  fünf  Jahre  einzuhalten  wünschen. 

Auf  Grund  dieser  Erklärungen  wird  das  Schiedsgericht  die 
Relation  feststellen,  welche  für  die  Währungen  der  Vertrags- 
staaten während  der  Vertragsdauer  vereinbarungsgemäß  zu 
gelten  haben  wird. 

Der  Schiedsspruch  hat  bei  Zumessung  der  Wertrelation 
unter  Erwägung  aller  Umstände  ausschließlich  auf  die  Erreich- 
barkeit einer  ausgeglichenen  Zahlungsbilanz  Rücksicht  zu 
nehmen.  Hiebei  ist  verschuldeten  Staaten  die  Möglichkeit  zu 
eröffnen,  ihre  Obligationen  allmählich  zurückzukaufen.  Die 
Gültigkeit  dieses  Übereinkommens  ist  für  jede  Vertragsmacht 
durch  die  Ratifizierung  des  Schiedsspruches  resolutiv  bedingt. 
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ARTIKEL  III.  (Preisstatistisches  Amt.) 

Zur  Erleichterung  der  Kontrolle  über  die  Einhaltung  des 
Preisniveaus  wird  ein  Preisstatistisches  Amt  mit  dem  Sitze 
in errichtet  werden. 

(Folgen  Bestimmungen  über  die  Zusammensetzung  und  die 
Geschäftszweige  dieses  Amtes.) 

ARTIKEL  IV.  (Clearingamt.) 

Während  der  Dauer  dieses  Übereinkommens  wird  ein 

internationales  Clearingamt  mit  dem  Sitze  in  

fungieren.  Dieses  Clearingamt  eröffnet  jedem  Teilnehmer  ein 
Guthaben  in  der  Höhe  von  x Dollar. 

Der  Notenhandel  außer  dem  exmittierenden  Staate  ist  ver- 
boten. Ausländische  Zahlungen  werden  durch  Schecks  der 
Notenbanken  auf  das  Clearingamt  geleitet. 

Alle  auf  Metall  oder  effektiv  lautenden,  während  der  Dauer 
dieser  Verpflichtung  fälligen  Zahlungsverpflichtungen  können 
in  der  schiedsgerichtlich  anerkannten  Währung  entrichtet 
werden. 

ARTIKEL  V.  (Ausgleich.) 

Guthaben  einer  Notenbank  an  die  andere  sind  bis  zum 
Betrage  von  ...  Dollar  mit  . .%  zu  verzinsen.  Übersteigt  das 
Guthaben  diesen  Betrag,  dann  wächst  der  Zinsfuß  für  je 

Dollar  um  . .%.  Am  1.  Januar  und  1.  Juli  jeden  Jahres  sind 

die  Differenzen  durch  Hingabe  von  pupillarsicheren  Wert- 
papieren des  Gläubigerstaates  auf  Basis  eines  . .%igen  Kurses 
auszugleichen. 

ARTIKEL  VI.  (Vertragsbruch.) 

Sollte  die  Wahrnehmung  gemacht  werden,  daß  die  Exi- 
stenzeinheit eines  Vertragsstaates  der  selbst  gewählten 
Höhe  auffallend  widerspricht,  oder  sollte  eine  andere 
Vertragswidrigkeit  festgestellt  werden,  so  kann  von  jedem  Ver- 
tragsstaate das  Schiedsgericht  angerufen  werden. 

Wird  der  Geldwert  des  belangten  Staates  vom  Schieds- 
gerichte zu  hoch  befunden,  dann  kann  eine  entsprechende  Ver- 
kürzung sämtlicher  Auslandsforderungen,  wird  er  zu  niedrig 
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befunden,  die  entsprechende  Unterwertigkeit  der  Valuta  des 
Vertragsbrüchigen  Staates  erklärt  werden. 

ln  beiden  Fällen  kann  überdies  das  Erlöschen  der  Handels- 
verträge dieses  Vertragsstaates  ausgesprochen  werden. 

Gleiche  Rechtsfolgen  treten  ein,  wenn  ein  Vertragsstaat 
sonst  dem  Wortlaut  oder  Geist  dieses  Vertrages  untreu,  in 
einen  Krieg  verwickelt  wird,  oder  wenn  andere  Umstände  eine 
finanzielle  Erschütterung  desselben  befürchten  lassen. 

Sollte  jedoch  ein  Vertragsstaat  aus  Gründen,  die  außerhalb 
seiner  Machtsphäre  liegen,  verhindert  sein,  den  vertraglichen 
Verpflichtungen  nachzukommen,  dann  soll  er  das  Recht  haben, 
vom  Schiedsgerichte  eine  Erleichterung  dieser  Verpflichtungen 
zu  begehren,  die  bei  Zutreffen  der  Voraussetzungen  unter  Fest- 
setzung von  entsprechenden  Kompensationen  für  die  übrigen 
gewährt  wird. 

Umgekehrt  kann  jeder  Vertragsstaat  fordern,  daß  eine 
offenbar  irrige  Voraussetzung  des  Schiedsgerichtes  bei  Be- 
messung der  Währungsrelation  eines  anderen  Vertragsstaates 
korrigiert  werde. 

Dem  Schiedsspruch  kommt  je  nach  den  Umständen  auch 
rückwirkende  Kraft  zu. 

ARTIKEL  VII.  (Kündigung.) 

Jeder  Vertragsstaat  ist  berechtigt,  dieses  Übereinkommen 
nach  vierjähriger  Geltung,  das  ist  vom an  ein- 

jährig aufzukündigen  Die  Absicht  der  Kündigung  ist  jedoch 
spätestens  3 Monate  früher  als  sie  erfolgt,  den  Vertragsstaaten 
mitzuteilen. 

Ein  Vertragsstaat,  der  von  dem  Kündigungsrechte  Ge- 
brauch macht,  ist  vom  Ablauf  des  Vertrages  an  in  Finanz- 
fragen unbeschränkt,  doch  hat  er  alle  die  Preispolitik  beein- 
flussenden Regierungs-  und  Bankmaßnahmen  bis  zur  Aufnahme 
der  freien  Prägung  und  der  Barzahlungen  spätestens  ein  hal- 
bes Jahr  vor  Inkrafttreten  den  Vertragspartnern  mitzuteilen. 

ARTIKEL  VIII.  (Schiedsgericht.) 

Alle  Streitigkeiten  aus  diesem  Vertrage  werden  schieds- 
gerichtlich erledigt. 

7* 
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Zusammensetzung,  Sitz  und  Geschäftsordnung  des 
Schiedsgerichtes  richten  sich  nach  den  jeweiligen  für  inter- 
nationale Schiedsgerichte  geltenden  Bestimmungen. 

Begründung. 

ARTIKEL  I.  (Moratorium.) 

1.  Jeder  Antirestriktionsvertrag  ist,  solange  die  restrik- 
torische  Kraft  dem  Golde  erhalten  bleibt,  unmöglich. 

Hätten  die  europäischen  Staaten  mühsam  ihre  Wechsel- 
kurse auf  Amerika  durch  Anleihen,  Wertpapierexport  oder 
Restriktion  gestützt,  so  müßte  die  infolge  des  Goldabflusses 
dort  notwendige  Anziehung  des  Zinsfußes  eine  Senkung  des 
amerikanischen  Preisniveaus  auf  dem  Wege  schwerer  Krisen, 
somit  eine  Verringerung  der  amerikanischen  Inflation  herbei- 
führen und  schließlich,  nach  Übertragung  der  Krisen  auf 
Europa,  eine  neuerliche  Verschlechterung  der  europäischen 
Wechselkurse  bringen,  bis  unter  fortgesetzten  Katastrophen 
das  Preisniveau , wie  es  vor  dem  Kriege  bestanden  hat , er- 
reicht ist . 

Es  handelt  sich  nun  um  die  Frage,  wie  der  Goldgefahr 
begegnet  werden  könnte,  ohne  den  heute  noch  in  der  Literatur 
heftig  tobenden  Streit  zwischen  Chartalität  und  Metallismus 
zu  einer  forcierten  Entscheidung  zu  bringen. 

Wohl  ist  seit  Friedrich  Georg  Knapp  in  einer  Reihe  aus- 
gezeichneter Schriften  der  Irrtum  der  Metallwährung  darge- 
legt worden.  Es  sei  nur  verwiesen  auf  Helfferich’s  „Das  Geld“, 
auf  Hausmanns  „Goldwahn“,  und  aus  jüngster  Zeit  auf  Dal- 
bergs „Entthronung  des  Goldes“.  Andererseits  ist  aber  noch 
in  einem  großen  Teil  der  Literatur,  vor  allem  aber  in  der  Be- 
völkerung, der  Metallismus  viel  zu  tief  eingewurzelt,  als  daß 
seine  Beseitigung  von  heute  auf  morgen  mit  Aussicht  auf  Er- 
folg erstrebt  werden  könnte.  Es  wird  daher  im  Wege  des 
Moratoriums  eine  Chart alv er fassung  auf  Probe  (nämlich  auf 
die  fünfjährige  Dauer  des  Vertrags)  und  überdies  mit  metalli- 
scher Unterlage  vorgeschlagen. 

2.  Während  dieses  Moratoriums  müßten  die  Barzahlungen 
ruhen.'  Eine  Goldentziehung  ohne  Willen  der  Notenbanken 
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wäre  damit  gehindert.  Der  Qoldhandel  wäre  frei  und  losgelöst 
von  den  Noten.  Wohl  aber  bleibt  dem  Publikum  die  Aussicht, 
daß  die  Noten,  denen  die  Deckung  je  nach  Wunsch  der  Banken 
erhalten  bleibt,  bei  Ablauf  des  Abkommens  wieder  gegen  bar 
eingewechselt  werden,  und  daß  zu  diesem  Zeitpunkte  auch  die 
freie  Prägung  wieder  in  Gang  gesetzt  wird,  — das  heißt  also, 
daß  dem  Golde  eine  obere  und  eine  untere  Preisgrenze  gesetzt 
werden  wird. 

Die  freie  Prägung  müßte  während  der  Vertragsdauer 
unterbleiben,  damit  nicht  das  Gold,  welches  etwa  die  eine  oder 
die  andere  Notenbank  auf  den  Markt  wirft,  plötzlich  einer  an- 
deren Notenbank  aufgedrängt  werde. 

3.  Das  Moratorium  hat  den  Zweck,  vor  allem  Zeit  zu  ge- 
winnen, 

a)  zur  Rekonvaleszenz  der  Volkswirtschaften,  für  welche 
eine  sofort  einsetzende  Restriktionspolitik  ruinös  werden 
könnte, 

b)  zur  Ausgleichung  des  Rohstoffbedarfes  der  euro- 
päischen Länder  und  des  amerikanischen  Exportbedürfnisses, 

c)  zur  Anbahnung  eines  eventuellen  dauernden  — auf 
chartaler  oder  metallischer  Grundlage  beruhenden  — Finanz- 
abkommens, 

d)  im  Falle  des  Nichtzustandekommens  eines  solchen 
neuen  Vertrages  zum  Abbau  (Artikel  VII)  der  Staatsschulden 
und  des  Preisniveaus,  jedoch  mit  Ausschluß  der  „wilden“ 
Restriktion,  oder  zur  innerstaatlichen  Stabilisierung. 

4.  In  den  fünf  Jahren  der  Vertragsdauer  kann  der  Streit 
in  der  Geldtheorie  zur  Entscheidung  ausgereift  sein,  — es 
kann  die  Chartaltheorie  siegen,  die  Barzahlung  also  einver- 
ständlich aufgehoben,  anstatt  sistiert  werden,  — es  kann  der 
Metallismus  triumphieren,  und  es  kann  die  Auffindung  neuer 
Qoldlager  oder  die  Ausdehnung  der  bargeldersparenden  Zah- 
lungssysteme,  die  in  aller  Ruhe  vorbereitete  Remonetisation 
des  Silbers,  eine  etwaige  Einigung  auf  den  Polymetallismus, 
den  Marschall’schen  Symmetallismus,  den  Wallras’schen  Sil- 
berregulator oder  die  Fisher’sche  Golddevisenwährung,  es 
können  gesetzliche  Beschränkungen  der  Verwendungsfähig- 
keit des  Goldes  in  der  Industrie  eine  derartige  Erhöhung  des 
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Anbotes  oder  Verminderung  der  Nachfrage  nach  Gold  herbei- 
führen, daß  eine  etwa  noch  einmal  erforderliche  internationale 
Restriktion  heute  nicht  als  aktuell  angesehen  werden  darf,  — 
wenn  eben  ein  mehrjähriges  Moratorium  die  Finanzverwal- 
tungen vor  überstürzten  Aktionen  bewahrt  hat. 

5.  Im  übrigen  kann  aber  die  durch  das  Moratorium  ver- 
bürgte günstige  Wirtschaftsperiode  den  Mächten  Gelegenheit 
geben,  einen  Teil  ihrer  Kriegsschulden  abzustoßen  und  nach 
Ablauf  des  Vertrags,  aber  vor  Aufnahme  der  Barzahlungen 
(Artikel  VII),  zu  einem  parallelen  Preisabbau  im  Wege  der 
V ermögensabgabe  (einheitlichen  Geld-  und  Forderungsabgabe) 
oder  zur  dauernden  Fixierung  der  Relation  zu  schreiten. 

6.  Von  den  in  der  eingangs  erwähnten  Schrift  vom  Ver- 
fasser aufgestellten  10  Beratungspunkten  (vgl.  oben)  erle- 
digt sich  durch  das  Moratorium  der  Notenbanken  teilweise  der 
fünfte , auf  die  künftige  Zinsfußpolitik  der  Vertragsstaaten  ge- 
richtete. Aus  dieser  Zinsfußpolitik  wird  nämlich  — temporär 
wenigstens  — die  Rücksichtnahme  auf  den  Goldschatz  ausge- 
schaltet. 

Der  achte  Beratungspunkt , betreffend  Rekonvaleszenz  der 
Volkswirtschaften  beantwortet  sich  teilweise  durch  die  infolge 
des  Moratoriums  wegfallenden  sofortigen  St  euer  not  Wendig- 
keiten. 

Weiter  wird  der  neunte  Beratungspunkt , die  Frage  der 
Gold-,  beziehungsweise  Silberwährung,  durch  Möglichkeit 
der  Vertagung  einer  wenigstens  provisorischen  Regelung  zu- 
geführt. 

ARTIKEL  II.  (Preispolitik.) 

1.  Eine  Sistierung  der  Barzahlungen  eröffnet  den  Banken 
allerdings  die  Möglichkeit,  derart  viele  Umlaufsmittel  auszu- 
geben, daß  die  Wirkung  in  den  Preisen  und  damit  in  der  Wer- 
tigkeit der  Valuta  bald  zum  Vorschein  kommen  muß. 

Soll  also  ein  Staat  zu  den  Noten  des  anderen  Vertrauen 
haben,  so  muß  er,  da  er  ja  die  Notenmenge  des  anderen  un- 
möglich kontrollieren  kann,  wenigstens  die  Wirkung  der 
Notenmenge,  nämlich  die  Preisbildung  zu  beobachten  ver- 
mögen. 
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Für  die  Feststellung  der  Wertrelation  wurde  der  Vor- 
schlag des  Schiedsgerichtes  gemacht,  um  Differenzen  bezüg- 
lich der  „cetera“  möglichst  zu  begegnen.  Dem  Schiedsspruch 
sind  — um  Willkürakte  zu  vermeiden  — enge  Grenzen  gezo- 
gen. Maßgebend  für  den  Schiedsspruch  ist  die  Valutakonstante 

E 

cp  — Wenn  ein  Staat  sich  dem  Schiedssprüche  nicht  unter- 
Ei 

werfen  will,  — er  kann  jederzeit  das  Übereinkommen  verlas- 
sen, nur  bleibt  er  isoliert. 

Die  Wertrelation  wird  natürlich  für  die  kriegführenden 
Staaten  viel  höher  sein,  wenn  sie  ohne  Eintritt  der  amerikani- 
schen Handelskrisen,  ja  wenn  sie  unter  Bedachtnahme  auf  die 
möglichste  Kreditentfaltung  in  Amerika  reguliert  wird,  als  bei 
Abgang  dieser  Voraussetzungen. 

Wie  das  Preisniveau  herzustellen  ist,  wurde  bereits  ein- 
gehend erörtert. 

2.  Von  den  Beratungspunkten  würde  mit  der  vorgeschla- 
genen Lösung  erledigt  werden: 

Der  erste  betreffend  reichlichen  Schadenersatz,  da  die 
Staaten,  in  ihren  Mitteln  nunmehr  unbeschränkt,  die  Belastung 
nur  mehr  mit  ihren  Rentnern  (schiedsgerichtlich)  auszutragen 
hätten.  Ferner: 

Der  zweite  Punkt  betreffend  Begrenzung  der  direkten  Ab- 
gaben nach  oben. 

Der  dritte  über  Einführung  eines  Minimums  von  indirekten 
Steuern,  Monopolen,  Tariferhöhungen.  Die  Grenzen  zwischen 
direkten  und  indirekten  Steuern  würden  sich  je  nach  Bedürfnis 
der  Preisregulierung  innerstaatlich , und  zwar  automatisch 
einstellen . 

Die  vierte  Frage  (Demobilisierung  unter  Bedachtnahme 
auf  die  Erwerbsverhältnisse  und  politische  Rücksichten)  ist 
durch  die  Ermöglichung  großer  öffentlicher  Arbeitsgelegen- 
heiten beantwortet. 

Die  fünfte  (Zinsfußpolitik),  welche  bereits  teilweise  durch 
Artikel  I erledigt  wurde,  hängt  in  ihrer  Beantwortung  nicht 
mehr  von  der  Rücksicht  auf  das  Gold,  sondern  nur  von  den 
Erfordernissen  der  Preisbildung  ab. 
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Selbstverständlich  müßte  intern  jeder  langfristige  Vertrag, 
welcher  vor  diesem  Zeitpunkte  abgeschlossen  ist,  für  den  Fall 
lösbar  erklärt  werden,  wenn  der  geldgebende  Teil  sich  nicht 
bereit  findet,  die  geschehene  Verletzung  über  die  Hälfte  des 
wahren  Wertes  gutzumachen. 

Diese,  den  sechsten  Beratungspunkt  treffende  Frage 
wurde  schon  früher  im  Kapitel  „Ausgleichung“  berührt. 

Durch  die  fixe  Wertrelation  wird  der  siebente  Beratungs- 
punkt (Unterstützung  in  der  Rohstoffbeschaffung)  erledigt. 

Der  achte  Beratungspunkt  (Rekonvaleszenz)  wird  zu 
einer  intern  mit  den  Rentnern  auszutragenden  Angelegenheit. 

Der  zehnte  Beratungspunkt  (Überproduktion)  wird  durch 
die  Maßnahmen  zugunsten  des  Preisniveaus  größtenteils  be- 
reinigt. Soferne  es  sich  um  Überproduktion  der  Exportindustrie 
handelt,  liegt  die  Lösung  in  der  fixen  Wertrelation. 

3.  Gegen  die  Papierwährung  erhebt  Fisher  (Seite  270  der 
deutschen  Ausgabe)  den  Einwand,  daß  uneinlösbares  Papier- 
geld, wenn  es  auch  theoretisch  imstande  ist,  die  Preise  stabil 
zu  erhalten,  in  der  Praxis  so  gehandhabt  werden  kann,  daß 
es  gerade  Preisschwankungen  herbeiführt.  Denn  in  fast  jedem 
Lande  gäbe  es  eine  aus  Schuldnern  und  Schuldnerähnlichen  be- 
stehende Partei,  die  eine  Herabsetzung  des  Geldes  begünstige. 

Gegenüber  der  Tabellarwährung  meint  er  (Seite  275),  sie 
würde  ein  Land  kommerziell  isolieren,  was  die  Unannehm- 
lichkeit einer  unsicheren  internationalen  Austauschrate  zur 
Folge  hätte. 

Der  vorliegende  Vorschlag  gibt  also  eine  Papierwährung 
mit  metallischer  Deckung , bei  welcher  Preissteigerungen  durch 
zwischenstaatlichen  Vertrag  ausgeschlossen  werden,  während 
andererseits  die  kommerzielle  Isolierung  und  damit  die  Un- 
sicherheit  der  Austauschrate  durch  die  übrigen  Vertrags- 
bestimmungen behoben  erscheinen. 

Eine  Valuta  basiert  eben  auf  der  Valutakonstante  cp  E:Ei, 
und  diese  wird  hier  vertraglich  geschützt. 

ARTIKEL  III.  (Preisstatistisches  Amt.) 

Die  Errichtung  eines  Preisstatistischen  Amtes  ist  von  Fisher 
im  XIII.  Kapitel  der  „Kaufkraft  des  Geldes“  angeregt.  Eine 
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derartige  Behörde  wäre  zur  Erleichterung  der  internationalen 
Kontrolle  über  die  Bewegungen  der  freien  Löhne  wünschens- 
wert. 

ARTIKEL  IV  (Clearingamt)  und  ARTIKEL  V (Ausgleich). 

1.  Vorschläge  auf  Errichtung  eines  ähnlichen  Amtes  sind 
schon  wiederholt  gemacht  worden. 

Eine  derartige  Einrichtung  ist  gerade  in  letzter  Zeit  von 
italienischen  Finanzleuten  (besonders  Luzzatti)  und  von  fran- 
zösischen Fachmännern  für  die  Länder  der  Entente  vorgeschla- 
gen worden.  ( Dalberg , Seite  60.) 

Hier  sei  auch  ein  Vorschlag  erwähnt,  der  kürzlich  im  „Pester 
Lloyd“  enthalten  war. 

Der  erwähnte  Vorschlag  stammt  von  dem  Hofrat  J.  Prager. 
Direktor  des  Budapester  Giro-  und  Kassenvereins  und  enthält 
folgende  grundlegende  Bestimmungen: 

„ a ) Die  Annahme  und  der  Tausch  der  Krone  gegen  Mark  in 
fixer  Relation  durch  die  Reichsbank,  jedoch  nur  zur  Gutschrift 
auf  Girokonto  und  nur  zugunsten  eines  deutschen  Untertans 
oder  einer  juristischen  Person. 

b)  Die  Eskomptierung  von  Kronenwechseln,  eingereicht 
zum  Eskompte  bei  der  Reichsbank  von  einem  deutschen  Unter- 
tan oder  einer  juristischen  Person  in  fixer  Relation  zur  Gut- 
schrift auf  Girokonto  zugunsten  des  Einreichers. 

c)  In  Deutschland  ein  Handelsverbot  in  Kronen,  in  Oester- 
reich-Ungarn ein  Handelsverbot  in  Mark,  in  beiden  Staaten 
ein  Handelsverbot  in  allen  sonstigen  fremden  Zahlungsmitteln 
mit  der  gleichzeitigen  Verpflichtung  zu  deren  Einlieferung  in 
die  heimische  Notenbank. 

d)  Gegenseitiger  Austausch  der  konzentrierten  Kronen  und 
Mark  und  mindestens  halbjährige  Verrechnung  derselben  in 
fixer  Relation. 

e)  Deckungen  für  auswärtige,  außerhalb  der  beiden  Ver- 
tragsstaaten bestehende  Verbindlichkeiten,  das  heißt,  die  Be- 
schaffung der  hierfür  notwendigen  Zahlungsmittel  dürfte  nur 
durch  die  beiden  Notenbanken  erfolgen,  und  zwar  in  Deutsch- 
land durch  die  Reichsbank,  in  unserer  Monarchie  durch  die 
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Oesterreichisch-Ungarische  Bank,  und  zwar  so,  daß  wir  nur 
für  die  Mark  zu  sorgen  hätten,  während  Deutschland  auch  für 
unsere  Rechnung  verpflichtet  wäre,  die  sich  hierbei  ergebende 
Verrechnung  in  der  hierfür  notwendigen  Valuta  zu  führen. 

f)  Insolange  der  im  Punkt  d)  angeführte  Austausch  und  die 
damit  zusammenhängende  Verrechnung  der  in  beiden  Noten- 
banken konzentrierten  Kronen,  beziehungsweise  Mark  nicht 
erfolgt  ist,  soll  bei  unserer  Notenbank  der  Stand  in  Marknoten, 
sowie  in  der  Reichsbank  der  Stand  der  Kronennoten  in  den 
Devisenstand  eingerechnet  werden  dürfen. 

g)  Die  in  den  Statuten  der  beiden  Notenbanken  festgelegten 
Bestimmungen  der  sonstigen  Deckungen  sollen  durch  diese 
Vereinbarungen  unberührt  bleiben.“ 

Der  Vorschlag  sei  als  wertvoll  hier  erwähnt,  zumal  der 
Antrag  auf  Verbot  des  Notenhandels  sich  auf  diesen  Vorschlag 
stützt. 

2.  Die  Aufhebung  der  Metall-  und  Effektivzahlungen  ver- 
steht sich  von  selbst. 

3.  Das  Anwachsen  des  Zinsfußes  mit  der  Höhe  des  Gut- 
habens ist  eine  Idee  Dalberg' s (Entthronung  des  Goldes,  S.  62). 
Durch  die  progressiv  ansteigenden  Zinssätze  würde  der  da- 
durch belastete  Schuldnerstaat  sich  gezwungen  sehen,  seine 
Ausfuhren  zu  steigern,  auf  weitere  Einfuhren  zu  verzichten, 
Anleihen  aufzunehmen  usw. 

4.  Der  definitive  Ausgleich  erfolgt  durch  Hingabe  von 
pupillarsicheren  Wertpapieren  des  Gläubigerstaates,  damit  die 
Sicherheit  der  Kredite  erhöht  werde. 

ARTIKEL  VI.  (Vertragsbruch.) 

Ein  Vertragsbruch  kann  keine  andere  Wirkung  nach  sich 
ziehen,  als  daß  die  Valuta  des  untreuen  Staates  zu  gut  oder 
zu  schlecht  wird. 

Im  ersten  Falle  werden  durch  Schiedsspruch  die  Auslands- 
forderungen entsprechend  gekürzt,  im  letzteren  werden  seine 
Schulden  durch  Minderbewertung  der  Valuta  erhöht. 

Außerdem  wdrd  ein  Vertragsbrüchiger  Staat  kommerziell 
isoliert. 
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Wenn  der  Verfasser  in  „Kriegsschade  und  Wiederherstel- 
lung“ noch  die  Ansicht  vertreten  hat,  daß  ein  „Weltkarten  der 
Banken“,  wie  es  v.  Mises  seinerzeit  — allerdings  ohne  die  Idee 
näher  zu  gestalten  — vorgeschlagen  hat,  mit  Rücksicht  auf 
eventuelle  Kriege  undurchführbar  ist,  so  steht  er  nicht  an, 
dieses  Urteil  nach  neuerlicher  Überlegung  hiermit  zurückzu- 
nehmsen. 

Es  kann  nun  der  Fall  eintreten,  daß  ein  Vertragsstaat  aus 
Gründen,  die  außerhalb  seiner  Machtsphäre  liegen,  verhindert 
wird,  den  vertraglichen  Verpflichtungen  nachzukommen.  In 
diesem  Fall  soll  er  vom  Schiedsgerichte  Erleichterungen  bean- 
spruchen können,  die  durch  Kompensationen  an  die  übrigen 
Vertragsteilnehmer  auszugleichen  wären. 

Auch  ist  der  Fall  vorgesehen,  daß  bei  Bestimmung  der 
„cetera“  der  Schiedsspruch  von  unrichtigen  Voraussetzungen 
zumi  Vorteil  eines  Vertragsgenossen  und  zum  Nachteil  eines 
anderen  vorgegangen  ist.  In  diesem  Falle  kann  gleichfalls  Re- 
vision verlangt  werden. 

ARTIKEL  VII.  (Kündigung.) 

Der  Vertrag  ist  auf  fünf  Jahre  gedacht.  Sollte  er  sich  be- 
währen, so  kann  er  einem  definitiven  Übereinkommen  Platz 
machen.  Sollte  er  aber  einem  Teilnehmer  Anlaß  zur  Unzufrie- 
denheit geben,  macht  dieser  vom  Kündigungsrecht  Gebrauch. 

Nur  sind  entsprechende  Ankündigungspflichten  für  alle  Ent- 
schließungen vorgesehen,  damit  kein  Staat  überrumpelt  werde 
und  eine  etwa  notwendige  Restriktion  und  Vermögensabgabe 
rechtzeitig  vorbereiten  kann. 

ARTIKEL  VII.  (Schiedsgericht.) 

Die  Bestimmungen  der  Haager  Konvention  über  Schieds- 
gerichte scheinen  für  den  vorliegenden  Fall  ausreichend  zu  sein. 


Der  ehernen  Wirtschaftsgesetze  letzter  Kampf  und 
Ausgleich.  Eine  Vision. 

(Ein  Konferenzzimmer.  Fünf  Männer.) 

Der  Arbeiterführer : 

Unser  Los  hat  sich  menschenwürdiger  gestaltet.  Seit  Ein- 
führung der  Arbeitslosenversicherung,  seit  Festlegung  der 
Minimalstundenlöhne  ist  das  Elend  seltener  geworden.  Nimmer 
wird  der  Hungernde  durch  den  Verschmachtenden,  der  fleißige 
Starke  durch  den  fleißigeren  Stärkeren  unterboten. 

Wir  haben  manches  erreicht.  Doch  können  wir  dort  nicht 
stehen  bleiben,  wo  wir  heute  halten. 

Solange  unsre  Männer  kräftig  und  rüstig,  solange  sie  ar- 
beitswillig sind,  — vor  Arbeitslosigkeit  sind  sie  geschützt. 

Wer  aber  kümmert  sich  um  den  Siechen?  Den  Krüppel? 
Wer  nimmt  sich  des  Proletariers  an,  der  seine  beste  Zeit  hin- 
durch von  der  Hand  in  den  Mund  gelebt,  schwer  gearbeitet  hat 
und  dem  das  Alter  für  immer  den  Hammer  aus  den  Händen 
windet? 

Ist  die  Alters-,  Invaliden-,  Unfallsrente,  wie  sie  heute  be- 
steht, wirklich  jenes  Ideal,  mit  dem  wir  uns  bescheiden  sollen? 

Und  wenn  dies  nur  für  uns  gilt,  — ein  anderes  betrifft  den 
Staat,  das  Ganze: 

Noch  waltet  unbarmherzig  das  eherne  Lohngesetz.  Noch 
wird  der  Verheiratete  vom  Ledigen  unterboten.  Wie  sollen  wir 
Arbeiter  da  einen  Hausstand  gründen,  Kinder  zeugen,  die  der 
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Staat  heute  dringender  braucht  als  je,  nach  den  hunderttausen- 
den Menschenverlusten  des  großen  Krieges,  nach  dem  Mil- 
lionendefizit an  Geburten? 

Wie  will  der  Staat  ankämpfen  gegen  Konkubinat  und  Ehe- 
losigkeit, gegen  Tuberkulose,  Prostitution,  uneheliche  Gebur- 
ten, Frauen-  und  Kinderarbeit,  Säuglingssterblichkeit,  solange 
der  Arbeiter  nicht  in  den  Stand  gesetzt  wird,  den  Seinen  ein 
geordnetes  Heim  zu  bieten? 

Wir  Sozialdemokraten  sind  heute  geschlossener  als  je. 
Wir  haben  die  Kraft  zu  fordern,  was  man  uns  im  Guten  nicht 
geben  will.  Und  so  fordern  wir,  was  unser  heiliges  Recht  ist, 

— die  Hinaufsetzung  der  Existenzeinheit,  die  Erhöhung  der 
Maximalstundenlöhne  bei  ungeänderten  Lebensmittelpreisen. 

Der  Vertreter  der  Landwirtschaft: 

Die  günstige  Konjunktur  während  des  großen  Krieges  hat 
es  der  Landwirtschaft  ermöglicht,  auch  ihrerseits  für  das  Ge- 
meinwohl große  Opfer  zu  bringen. 

Sie  hat  einen  mächtigen  Teil  der  Kriegslasten  auf  sich  ge- 
nommen. 

Die  Verteuerung  der  Arbeitslöhne,  der  Industrieartikel 
wurde  ebenso  entgegengenommen,  wie  die  Herabsetzung  der 
Lebensmittelpreise  auf  das  unveränderliche  Niveau. 

In  Zeiten  guter  Ernte  hat  die  Landwirtschaft  sonst  nam- 
hafte Mengen  nutzbringend  an  das  Ausland  verkauft.  Heute 
sammelt  sie  Vorräte  für  schlechte  Zeiten. 

War  die  Ernte  ungünstig,  hat  der  Hagel,  haben  Vieh- 
seuchen des  Bauern  Bestände  gekürzt,  dann  konnte  der  Bauer 
durch  erhöhte  Preise  den  Schaden  gutmachen.  Nie  hat  es 
früher  Streckungen  gegeben,  nie  Einfuhren  aus  dem  Auslande, 

— die  freie  Nachfrage,  die  hohen  Getreidezölle,  die  Veterinär- 
polizei, alle  die  Mittel,  die  uns  vor  Schaden  schützten,  sie  gel- 
ten heute  nicht  mehr. 

Und  schon  fühlen  wir  nach  einer  kurzen  Periode  der  Sor- 
genlosigkeit  die  Verschuldungen  wachsen.  Der  Kredit  ist  teuer, 
das  eherne  Rentengesetz  wird  fühlbar. 
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Sollen  wir  zu  allem  nun  die  Arbeitslöhne  erhöhen?  Sollen 
wir  ganz  verschulden  und  Grund  und  Boden  unter  den  Ham- 
mer kommen  lassen? 

Wir  sind  mächtig  und  geeint.  Wir  werden  die  Arbeitslöhne 
nicht  erhöhen.  Und  kommen  Sie  mit  Gewalt,  dann  werden  Sie 
unsere  Entschlossenheit  fühlen.  Das  opferfreudig  gewährte 
Preisniveau  ist  dann  gewesen.  Was  in  den  Löhnen  auch  er- 
trotzt wird,  — in  den  Preisen  erhalten  wirs  wieder  zurück. 

Ein  Dritter: 

Eine  große  Zahl  von  Steuerträgern  ists,  in  deren  Namen 
ich  spreche.  Die  Organisationen  der  Industrie-  und  Transport- 
unternehmungen,  der  Kaufmannschaft,  des  Kleingewerbes; 
Hausbesitz,  Versicherung,  freie  Berufe  haben  sich  zu  einem 
Verbände  vereinigt,  das  endlich  erwachte  Verständnis  hat  alle 
diese  grundverschiedenen  Kategorien  von  Trägern  des  Volks- 
einkommens zu  strammer  Einheit  gebracht. 

Was  früher  Jahrzehnte  gedauert  hat,  ist  heute  das  Werk 
von  Stunden. 

Unser  Verband  beobachtet  die  Preisbildung,  die  Verschie- 
bungen der  Existenzeinheit  wie  der  wachsame  Maschinist  sein 
Manometer. 

Heute  gibt  es  keinen  Lohn-,  Gehalts-,  Werkvertrag,  kein 
Miet-,  Pachtungs-  oder  Lieferungsübereinkommen,  das  nicht 
mit  der  clausula  rebus  sic  stantibus  versehen  wäre. 

Wir  sind  geeint.  Gehen  Sie  mit  den  Löhnen,  mit  den  Prei- 
sen in  die  Höhe,  — morgen  haben  wir  Sie  überholt. 

Der  Vertreter  der  Notenbank: 

Die  durch  unser  Institut  vertretenen  Eigner  von  Geld,  De- 
positen und  Forderungsrechten  sind  nicht  gewillt,  sich  durch 
eine  Geldentwertung  ihre  Rechte  schmälern  zu  lassen.  Diese 
Klasse  Menschen  hat  genug  verloren,  als  sie  dem  ehernen  Ren- 
tengesetz Opfer  bringen  mußte.  Heute  liegt  ein  Zwang  nicht 
mehr  vor. 

Auch  andere  wichtigere  Interessen  hat  unser  Institut  zu 
vertreten.  Als  wir  die  Relation  unserer  Währung  fixierten. 
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taten  wir  es  unter  Bedachtnahme  auf  die  uns  garantierte  Exi- 
stenzeinheit. Fällt  die  Voraussetzung,  dann  fällt  die  Relation. 
Die  Relation  aber  ist  vertragsmäßig  und  ihre  endliche  Sicher- 
stellung im  Interesse  unseres  Außenhandels  dringend  geboten. 

Wird  mit  einer  Lohn-  und  Preiserhöhung  gedroht,  dann 
muß  die  Bank  zum  Schutze  der  ihr  anvertrauten  Rechte  zu 
wirksamer  Abwehr  schreiten. 

Dann  müßte  der  Diskont  erhöht,  der  Kredit  eingeschränkt 
werden.  Arbeiter,  die  von  falliten  Unternehmungen  ausgesperrt 
werden,  würden  dann  die  Löhne  drücken  und  gedrückte  Löhne 
müßten  die  alten  Preise  wieder  hersteilen. 

So  ungerne  wir  zu  dieser  Waffe  wieder  greifen  würden, 
zu  einer  Waffe,  die  wir  für  alle  Zeiten  begraben  wähnten,  — 
der  Kampf  um  die  Selbsterhaltung  nötigt  sie  uns  auf. 

Der  Minister: 

Als  Vertreter  der  Regierung  möchte  ich  zunächst  auf  den 
besonderen  Nachdruck  reflektieren,  mit  dem  Sie,  meine  Her- 
ren, die  Durchsetzung  Ihrer  an  sich  gewiß  berechtigten  Inter- 
essen in  Aussicht  stellen.  Die  Regierung  verkennt  nicht,  daß 
sie  mächtigen  Organisationen  gegenübersteht.  Solange  eine 
derart  organisierte  Macht  sich  in  den  Dienst  des  Ganzen  stellt, 
wird  sie  auch  der  Unterstützung  dieses  Ganzen  sicher  sein. 
Sowie  die  Organisation  aber  gegen  das  Ganze  aufzutreten  be- 
ginnt, muß  sie  notwendig  am  Ganzen  zersplittern. 

Wir  stehen,  meine  Herren,  mitten  im  Wirtschaftskampfe, 
im  Kampfe  um  die  wirtschaftliche  Freiheit.  Um  die  Freiheit, 
den  Ertrag  unserer  Arbeit  vor  allem  selbst  zu  genießen  und 
nicht  mehr  über  die  Grenze  senden  zu  müssen,  als  den  im 
Lande  produzierten  Überschuß;  um  die  Freiheit,  uns  nichts 
unnötig  zu  versagen,  was  wir  vom  Ausland  vorteilhafter  bezie- 
hen können,  als  aus  der  eigenen  Produktion. 

Der  Geist  Friedrich  List’s  ist  wieder  lebendig  worden.  Wir 
schützen  die  Landwirtschaft  durch  Zölle;  damit  sie  mehr  pro- 
duziere, nicht  damit  sie  verteuere.  Wir  schützen  die  Industrie; 
damit  sie  in  stetiger  Entwicklung  sich  veredle,  nicht  damit  sie 
in  behaglicher  Selbstzufriedenheit  des  sicheren  Absatzes  sich 


erfreue.  Wir  schützen  die  Arbeiterschaft  vor  Auswucherung; 
damit  auch  der  Schwächere  nicht  Not  leide,  aber  nicht  damit 
einer,  der  zeitlebens  nichts  gelernt  hat,  durch  Organisation  ge- 
waltsam auf  die  Stufe  des  gelernten,  qualifizirten  Arbeiters 
trete. 

Der  wirtschaftliche  Freiheitskampf,  die  Abschüttelung 
unserer  bisherigen  Rückständigkeit,  jahrhundertelanger 
Schuldknechtschaft  an  das  Ausland,  gleicht  in  mancher  Hin- 
sicht dem  großen  militärischen  Kampfe,  den  wir  um  unsere 
politische  Freiheit  führen  mußten. 

Hier  wie  dort  bedarf  es  der  einheitlichen  Leitung.  Und  so 
wenig  noch  eine  Division  dem  Feldherrn  erklärt  hat,  daß  sie 
nicht  marschieren,  sondern  streiken  werde,  so  wenig  ein  Sol- 
dat jemals  darum  vorstellig  geworden  ist,  nicht  nach  vorne 
geschickt  zu  werden,  weil  sonst  seine  Familie,  seine  Angestell- 
ten brotlos  werden  könnten,  so  wenig  ein  Gutsbesitzer  den 
Durchzug  durch  sein  Feld,  ein  Hausherr  die  Benützung  seines 
Gebäudes  verweigert  hat,  so  wenig  wird  die  Regierung  von 
den  einmal  gestellten  Richtlinien  abzulenken,  von  der  Er- 
reichung ihrer  Ziele  durch  Rücksichtnahme  auf  Sonderinter- 
essen oder  gar  auf  Drohungen  abzubringen  sein.  Wer  bei  der 
Wiedergeburt  unseres  Wirtschaftslebens  nicht  bestehen  kann, 
der  ist  nicht  lebensfähig,  und  seinetwegen  darf  das  Rad  der 
Zeit  nicht  einen  Augenblick  zum  Stillstand  kommen. 

Doch  wird  die  Regierung  nicht  zögern, dort  vermittelnd 
einzugreifen,  wo  berechtigte  Einzelwünsche  sich  mit  den 
Rücksichten  auf  das  Ganze  wohl  vereinen  lassen. 

Sie  alle  haben  große,  berechtigte  Interessen.  Warum  sol- 
len Sie  die  Lösung  immer  gegeneinander,  nie  miteinander  ver- 
suchen? Hat  denn  die  volkswirtschaftliche  Produktion  nicht 
Raum  für  Landwirte  und  Arbeiter,  Unternehmer,  freie  Berufe 
und  Rentner,  so  daß  sie  alle  nebeneinander  ihr  Auskommen 
finden  können?  Was  könnte  alles  mit  jener  Arbeit  erzielt  wer- 
den, die  Jahrhunderte  hindurch  nur  deshalb  unterblieb,  weil 
der  Geldmarkt  sie  unterband?  Wo  wären  die  Gefahren  des 
ehernen  Rentengesetzes,  wenn  das  Volkseinkommen  an  Gütern 
rascher  wachsen  würde,  als  das  Volkseinkommen  an  Geld? 
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Die  Periode  höheren  Zinsfußes  geht  ihrem  Ende  zu.  Sie 
war  nötig,  um  dem  Ansturm  der  Unternehmungslust  in  der 
ersten  Friedenszeit  einen  Riegel  vorzuschieben,  das  Geschäft 
in  gesündere  Bahnen  zu  lenken,  als  es  sonst  nach  Überwin- 
dung einer  großen  nationalen  Gefahr  die  Regel  war. 

Die  Gefahr  der  Überproduktion  besteht  nicht  mehr. 

Solange  die  Existenzeinheit  gesichert  ist,  bedarf  es  keiner 
Diskontpolitik  mehr  zur  Erhaltung  der  äußeren  Relation  unse- 
rer Währung. 

Sonst  diente  der  Zinsfuß,  damit  er  die  Relation  schütze. 
Beute  haben  wir  die  durch  die  Existenzeinheit  fixierte  Relaton, 
um  den  Zinsfuß  bewahren  zu  können. 

Die  Schutzfrist  der  Kriegsanleihen  geht  zu  Ende.  Der 
Staat  wird  konvertieren,  wird  seine  ungeheuren  Lasten  mil- 
dern können. 

Amerika,  England,  Frankreich  haben  in  friedlichen  Zeiten 
ihren  Kredit  mit  3%  verzinst.  Diese  Länder  sind  groß,  reich 
und  mächtig  geworden. 

Unser  Staat  hat,  solange  er  dem  Golde  anhing,  mit  teueren 
Krediten  seine  Industrie  und  Landwirtschaft  belasten  müssen. 
Gelangen  wir  endlich  auch  zum  3%igen  Zinsfuß. 

Welche  Ersparnis  für  den  Staat,  für  Landwirtschaft  und 
Industrie ! 

Der  Staat  wird  die  Steuern  für  Industrie  und  Landwirt- 
schaft ermäßigen.  Landwirtschaft  und  Industrie  andererseits 
können  dafür  in  eine  entsprechende  Erhöhung  der  Arbeits- 
löhne, in  eine  Ermäßigung  der  Preise  willigen. 

Ist  die  Preisermäßigung,  die  Lohnerhöhung  bewilligt,  dann 
müssen  sie  in  einer  Weise  ausgenützt  werden,  wie  sie  wirklich 
im  Interesse  der  Arbeiterschaft  liegt. 

Nicht  der  ledige  Arbeiter  darf  davon  profitieren,  nur  der 
verheiratete  und  noch  mehr  der  mit  Kindern  gesegnete. 

Der  ledige  Arbeiter  muß  allein  die  Lasten  der  Alters-, 
Arbeitslosen-,  Invaliditäts-,  Kranken-  und  Unfallversicherung 
tragen. 

Die  ihm  aufgebürdeten  Kosten  müssen  seine  Konkurrenz- 
fähigkeit erschweren,  müssen  dem  ehernen  Lohngesetze  die 
Schärfe  nehmen. 
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Die  Arbeiterschaft  ist  heute  völlig  organisiert.  Sie  kann 
ihre  Organisation  noch  ausbauen.  Sie  gründe  eine  Lohnzen- 
trale. 

Diese  Lohnzentrale  errichtet  allerorts  Zahlstellen.  Jede 
verläßliche  Gastwirtschaft  oder  Tabaktrafik,  jede  größere 
Fabrik  kann  die  Funktion  der  Zahlstelle  übernehmen. 

Die  Regierung  würde  dafür  sorgen,  daß  Arbeitslöhne  nur 
an  die  Zentrale  oder  an  eine  Zahlstelle  ausgezahlt  werden  kön- 
nen. Andere  Zahlungen  sind  ungültig  und  auf  Seite  des  Arbeit- 
gebers strafbar.  Man  kauft  Zahlmarken  und  gibt  sie  dem  Ar- 
beiter. Der  Arbeiter  klebt  die  Marken  in  das  Arbeitsbuch.  Die 
Zahlstelle  entwertet  die  Marken  und  zahlt  den  Lohn  aus. 

Die  ledigen  Arbeiter  erhalten  andere  Arbeitsbücher  als  die 
über  25  Jahre  alten  verheirateten.  Die  mit  3 oder  mehr  Kin- 
dern gesegneten  erhalten  eine  dritte  Art. 

Man  muß  die  Altersgrenze  von  25  Jahren  für  die  Verheira- 
teten einführen,  weil  sonst  viele  Betroffene  durch  unüberlegte 
Heirat  sich  der  Steuer  entziehen  würden. 

Die  Väter  von  drei  Kindern  erhalten  den  Lohn  von  der 
Zahlstelle  überhaupt  abzugfrei  ausbezahlt. 

Die  verheirateten,  über  25  Jahre  alten  Arbeiter  müssen 
sich  von  der  Zahlstelle  einen  Abzug  gefallen  lassen. 

Die  Ledigen  und  die  unter  25  Jahre  alten  Verheirateten 
werden  noch  mehr  im  Lohne  gekürzt.  Mißbrauch,  freihändiger 
Markenverkauf  wird  durch  die  Technik  der  Durchführung 
gehindert. 

So  ist  der  Arbeiter  in  die  Lage  versetzt,  mit  25  Jahren  zu 
heiraten,  Weib  und  Kind  zu  erhalten.  Frauen-  und  Kinderarbeit, 
Tuberkulose  und  Säuglingssterblichkeit,  das  Konkubinat  wer- 
den im  Interesse  des  Volkswohles  immer  seltener  werden. 

Aus  den  Abzügen  aber  wird  durch  die  Lohnzentrale  das 
Los  der  Arbeitsunfähigen  verbessert.  Die  Summen,  die  dann 
zur  Verfügung  stehen,  werden  sehr  hohe  sein. 

Eine  neue  Zeit  wird  auch  für  den  Proletarier  anbr!echen: 

In  der  Abschaffung  des  Goldes  liegt  die  Freiheit  des  Zins- 
fußes, in  der  Freiheit  des  Zinsfußes  das  Geheimnis  der  Mehr- 
produktion, in  dieser  die  Bekämpfung  der  drei  Wirtschafts- 
gesetze. 


115 


Mit  der  Überwindung  des  ehernen  Preis-,  Lohn-  und  Ren- 
tengesetzes aber  reift  die  soziale  Frage  ihrer  Lösung  zu. 

Auch  der  Staatssozialismus,  ein  Requisit  der  Kriegs-  und 
Übergangswirtschaft,  wird  freieren  Richtungen  weichen. 

Verjüngt  ist  der  Staat  wiedererstanden.  Im  rechten  Augen- 
blick haben  wir  unsere  Stärke  erkannt,  althergebrachte  Vor- 
urteile über  den  Haufen  geworfen,  kraftvoll  das  Goldjoch  ab- 
geschüttelt. 

Als  wir  an  den  Wiederaufbau  schritten,  da  konnten  wir 
der  Stütze  des  Staatssozialismus  noch  nicht  entraten.  Eine 
neue  Währungsgrundlage  entstand,  — die  Existenzeinheit. 
Ihre  Sicherheit  erforderte  tiefen  Eingriff  der  Staatsgewalt  in 
die  freie  Preisbildung.  Staatliche  Höchstpreise,  staatliche  Re- 
quisitions-, Streckungs-  und  Strafpolitik,  staatlicher  Arbeiter- 
schutz, staatliche  Begrenzung  der  Arbeitszeit  und  staatliche 
Minimallöhne,  — mancher  Ruf  gegen  diese  Bevormundung 
wurde  laut.  Heute  darf  das  staatliche  Gerüst  fallen.  Und  ein 
prächtiger  Neubau  steht  dort,  wo  der  alte,  unselige  Bank- 
keller war. 

Sehen  wir  zur  Landwirtschaft.  Die  heutigen  Preise  geben 
den  Landwirten  zur  Unzufriedenheit  nicht  nur  keinen  Anlaß; 
bei  gewissen  Steuerleichterungen  sind  die  Preise  sogar  einer 
Erniedrigung  im  Interesse  der  Arbeiterschaft  fähig. 

Die  Landwirtschaft  verlangt  aber  in  Sorge  für  ihre  künf- 
tige Entwicklung  nach  Hochschutzzöllen  und  strenger  Hand- 
habung der  Veterinärpolizei.  Die  Regierung  will  gerne  noch 
weiter  gehen,  will  die  Einfuhr  von  Lebensmitteln  monopolisie- 
ren. Die  Gründe,  die  hiebei  maßgebend  sind,  werden  sicher 
auch  bei  allen  nichtagrarischen  Interessenten  Beifall  finden. 

Es  handelt  sich  um  eine  großzügige  Ausgestaltung  der  von 
Friedrich  Naumann  angeregten  und  teilweise  auch  schon  in- 
augurierten Vorratspolitik. 

Zunächst  sind  es  militärische  Erwägungen,  welche  die  Re- 
gierung leiten.  Die  Absperrung  der  See  während  des  Krieges 
und  die  Verlegenheiten,  die  daraus  entstanden  sind,  machen 
€ine  Anhäufung  großer  Lebensmittelvorräte  aus  Gründen  der 
Staatssicherheit  zur  Pflicht. 

8* 
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Auch  politische  Rücksichten,  Wahrung  der  Interessen  un- 
serer Bundesgenossen,  führen  uns  auf  einen  Weg,  den  ich  nur 
kurz  skizzieren  möchte. 

Als  Mitteleuropa  politisch  und  militärisch  zur  untrenn- 
baren Gemeinschaft  ward,  da  fehlte  nur  noch  das  wirtschaft- 
liche Band,  denn  ungeheure  Gegensätze  galt  es  zu  über- 
brücken. Erinnern  Sie  sich,  meine  Herren,  an  die  denkwürdige 
Rede,  die  Dr.  Gratz  — damals  noch  Abgeordneter  — im  unga- 
rischen Reichstage*)  gehalten  hat.  „Oesterreich-Ungarn  müsse 
die  Rohprodukte  des  Orients  hereinlassen.  Könnte  Oester- 
reich-Ungarn an  der  Nahrungsmitteleinfuhr  Deutschlands  in 
größerem  Maße  als  bisher  teilnehmen,  so  wäre  den  Balkan- 
staaten die  Einfuhr  gewisser  Agrarprodukte  leichter  zuzuge- 
stehen.“ 

Die  Berührung  dieses  Themas  hat  einen  Sturm  in  agra- 
rischen Kreisen  der  Monarchie  hervorgerufen. 

Auch  in  Deutschland  stellte  man  sich  dem  Problem  mit 
Argwohn  gegenüber.  Der  Markt  des  feindlichen  Auslands 
stand  Deutschlands  Industrie  nach  dem  Friedensschlüsse  inso- 
weit offen,  als  auch  der  ausländische  Qetreideüberschuß  in 
Deutschland  ein  Absatzgebiet  finden  konnte. 

Hiezu  kam  als  eine  der  brennendsten  Fragen  die  des  Geld- 
wertes. 

Als  man  zur  Beseitigung  des  Qoldes  als  Währungsmetalls 
schritt,  mußte  eine  andere  brauchbare  Währungsgrundlage  ge- 
wählt werden.  Die  neu  fundierte  Existenzeinheit,  die  von  den 
einzelnen  Staaten  autonom  eingeführt  und  zur  Grundlage  der 
Währungsrelation  gemacht  wurde,  erforderte  eine  Preisfixie- 
rung aller  Bedarfsartikel  I.  Klasse  und  die  Ausschaltung  aller 
die  Preise  alterierender  Faktoren. 

Von  der  Sicherung  der  Preise  ist  auch  die  so  überaus 
wichtige  Frage  der  landwirtschaftlichen  Mehrproduktion  ab- 
hängig. 

Die  Finanzverwaltung  wieder  ist  an  der  Einhaltung  der 
Minimalpreise  und  an  der  Mehrproduktion  nicht  minder  inter- 
essiert, als  die  Landwirtschaft  selbst. 


*)  Sitzung  vom  19.  Feber  1917. 
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Daß  Höchstpreise,  Streckungen,  innerstaatliche  Vorrats- 
und Mehrproduktionspolitik  keinen  dauerhaften  Zustand  bil- 
den können,  darüber  war  man  sich  vom  Anfang  an  klar. 

Nach  längeren  Verhandlungen  zwischen  den  Verbündeten 
wurde  eben  eine  bundesgenössischeZentralstelle  gegründet  und 
dieser  das  Monopol  für  den  Getreide-  und  Viehhandel  über  die 
Grenzen  der  Bundesländer  erteilt.  Ihre  Aufgabe  ist:  Regelung 
der  Produktion,  der  Verteilung,  der  Vorräte,  der  Einfuhr,  der 
Preise. 

Oberster  Grundsatz  ist,  daß  keine  noch  so  gute  Ernte  die 
Preise  in  den  einzelnen  Bundesstaaten  drücken,  keine  noch  so 
schlechte  Ernte  diese  Preise  erhöhen  darf. 

Jeder  Ernteüberschuß  eines  Verbündeten  wandert  in  rich- 
tiger Verteilung  in  die  Vorratsmagazine  aller,  während  jedes 
Fehlquantum  an  Vorräten  durch  Ankauf  im  nichtverbündeten 
Auslande  gedeckt  wird. 

In  den  Bundesstaaten  werden  Vorratsmagazine  für  Ge- 
treide und  für  Futtermittel,  ferner  große  Viehzuchtanstalten, 
verbunden  mit  Dauerwurst-  und  Konservenfabriken  errichtet. 

Jeder  Überschuß  von  Getreide  oder  Vieh,  der  die  Preise 
drücken  könnte,  wird  von  der  Zentrale  angekauft  und  an  die 
Vorratsmagazine  — beziehungsweise  Viehzuchtanstalten  — 
aufgeteilt,  während  umgekehrt  jedes  Minus  des  Marktes  durch 
Verfügung  der  Zentrale  ausgeglichen  wird. 

Jedem  Defizit  an  Vorräten  wird  durch  Einfuhr  aus  dem 
Auslande,  jeder  drohenden  Überfüllung  durch  Verkauf  an  die 
Heeresverwaltungen,  die  staatliche  Arbeitslosenversicherung 
usw.,  durch  Regelung  des  Anbaus  und  der  Produktion  be- 
gegnet. 

In  der  Organisation  der  Landwirtschaftszentrale  haben 
wir  ein  Mittel,  den  Bedürfnissen  des  Konsums,  der  Landwirt- 
schaft, der  Finanz-  und  Heeresverwaltung,  der  Notenbank  und 
unserer  Bundesgenossen  entgegenzukommen.  Und  der  von 
agrarischer  Seite  dringend  geforderte  Veterinärschutz  kann 
von  einem  mit  allen  modernen  Einrichtungen  ausgestatteten 
großen  Institute  sicher  in  klagloser  Weise  bewerkstelligt 
werden.  Es  wird  ein  wirklicher  Seuchenschutz  sein.  Nicht  weni- 
ger, nicht  mehr. 
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Stellen  Sie  sich  vor,  meine  Herren,  was  es  bloß  für  die 
Beziehungen  zwischen  Oesterreich  und  Ungarn  bedeuten 
müßte,  wenn  es  gelingen  würde,  die  Fragen  der  Agrarpolitik 
auf  eine  neue,  beide  Teile  vollauf  befriedigende  Basis  zu 
stellen. 

Das  Streckungssystem,  die  Höchstpreise  und  andere 
staatliche  Beschränkungen  aber  werden  durch  diese  Organi- 
sation alsbald  überflüssig. 

Auch  in  der  Industrie  werden  manche  Schranken  fallen 
können,  da  die  verbündeten  Regierungen  besonderen  Schutz 
gegen  Kartellbildungen  zum  Schaden  des  konsumierenden 
Publikums  vorgesehen  haben  und  auch  hiemit  den  Interessen 
beider  Teile  der  Monarchie  sehr  gedient  sein  wird. 

Die  Eisen-,  Kohlen-,  Holz-  und  Petroleumindustrie,  die 
Gummi-,  Baumwoll-,  Schafwoll-  und  andere  Produktionen  von 
Bedarfsartikeln  erster  Klasse  werden  auf  Grund  rein  kaufmän- 
nischen Vorgehens  in  fixierte  Preisverhältnisse  gebracht 
werden. 

Unter  Mitwirkung  der  mitteleuropäischen  Notenbanken 
werden  voraussichtlich  die  Ernährungsämter  und  alle  infolge 
des  Krieges  entstandenen  Zentralen  sowie  die  Arbeitslosenver- 
sicherung entstaatlicht  und  zur  Mitteleuropäischen  Außenhan- 
dels- und  Kriegsvorrats-Gesellschaft  m.  b.  H.  (MITRAK)  ver- 
einigt werden.  Diese  Gesellschaft  erhält  das  Ein-  und  Ausfuhr- 
monopol für  alle  Bedarfsartikel  erster  Klasse.  Weiter  infolge 
Vereinbarung  mit  den  Transportunternehmungen  das  Privile- 
gium des  mitteleuropäischen  Waren-  und  Personenportos.  So 
ist  die  MITRAK  in  die  Lage  versetzt,  ihre  Menschen-,  Güter- 
und Maschinenreserven  schnell  an  jene  Wirtschaftsfront  zu 
werfen,  wo  sie  am  dringendsten  benötigt  werden.  Ihr  Wir- 
kungskreis ist  im  Frieden: 

1.  Ankauf  jedes  aus  dem  Inlande  angebotenen  Bedarfs- 
artikels erster  Klasse  zu  einem  mit  der  betreffenden  Produk- 
tion, der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank  und  der  Finanz- 
verwaltung fix  vereinbarten  Preise.  (Der  Preis  kann  im  freien 
Verkehr  also  nie  unter  diese  Grenze  sinken.)  2.  Jederzeitiger 
Verkauf  dieser  Artikel  zu  einem  im  Interesse  des  legitimen 
Handels  etwas  höheren,  gleichfalls  festen  Preise.  (Der  Preis 
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kann  irn  freien  Verkehr  daher  die  Grenze  nie  übersteigen.) 
3.  Ausfuhr  bei  etwaiger  Überfüllung  der  Magazine  in  die  bun- 
desgenössischen  Filialmagazine,  bei  Überfüllung  aller  Maga- 
zine Export  ins  Ausland  ohne  Rücksicht  auf  Gewinn  oder  Ver- 
lust, 4.  Ergänzung  schwindender  Vorräte  aus  den  Filialmaga- 
zinen  der  Bundesgenossen,  eventuell  aus  dem  Auslande,  ohne 
Rücksicht  auf  Gewinn  oder  Verlust.  5.  Produktionsförderung. 

An  der  Vorratsansammlung  sind  in  erster  Linie  die 
Heeresetats  sowie  die  Notenbanken  interessiert.  Letztere 
wegen  der  Warendeckung  der  neuen  Noten.  Die  bundesgenös- 
sischen  Finanzverwaltungen  und  die  Notenbanken  vergüten 
daher  der  MITRAK  das  Außenhandelsrisiko,  den  Zinsenver- 
lust und  die  Verwaltungskosten,  wogegen  sie  am  Reingewinn 
partizipieren.  Die  genannten  Bedarfsartikel  erster  Klasse  wer- 
den in  Mitteleuropa  nicht  mehr  verzollt. 

Die  Noten  der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank  werden 
in  Hinkunft  die  Aufschrift  tragen:  „Diese  Note  wird  von  den 
österreichisch-ungarischen  Verkaufsstellen  der  MITRAK  für 
20  Kronen  jederzeit  in  Zahlung  genommen,  wo  jedermann  die 
auf  Grund  der  Statuten  vorgeschriebenen  Bedarfsartikel  zu 
den  staatlich  genehmigten  Preisen  entweder  unbeschränkt  oder 
nach  Maßgabe  der  staatlich  vorgeschriebenen  Kopfquote  käuf- 
lich erhält.“ 

Für  den  allfälligen  neuerlichen  Kriegsfall  wird  die 
MITRAK  mit  bedeutend  erweiterten  Vollmachten  zur  rechtzei- 
tigen Verhinderung  der  privaten  Vorratshäufung,  der  Preis- 
treiberei und  anderer  im  Weltkriege  beobachteter  Unzukömm- 
lichkeiten versehen.  Sollte  jedoch  die  von  allen  ersehnte  Siche- 
rung des  ewigen  Weltfriedens  gelingen,  dann  bleiben  die  Vor- 
räte als  Warendeckung  der  Notenbanken  und  zum  zwischen- 
staatlichen Warenausgleich  der  Jahresbilanzen  bestehen. 

Wenn  wir  so  sprechen,  meine  Herren,  haben  wir  den 
Boden  der  reinen  Theorie  schon  längst  verlassen.  Die  Ent- 
wicklung der  letzten  Jahrzehnte  vor  dem  Kriege,  die  wirt- 
schaftlichen Begleiterscheinungen  des  Krieges  selbst  drängten 
immer  mehr  zum  notwendigen  Ziele.  Weit  größeres  haben  wir 
geleistet.  Die  Organisationen  des  Heeres-  und  des  Zivil- 
dienstes, das  Durchhalten  durch  jahrelange  Absperrung,  — 
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wie  klein  sind  eigentlich  die  Aufgaben,  die  uns  noch  bevor- 
stehen. 

Es  gibt  eine  mittlere  Linie  zwischen  Staatssoziaiismus  und 
dem  Liberalismus  der  Vorkriegszeit.  Die  frühere  Anarchie  in 
der  ungezügelten  Vertretung  agrarischer,  industrieller,,  so- 
zialer und  anderer  Interessen,  jene  Freiheit,  die  den  Konzes- 
sionszwang zwar  verdammte,  den  Schutzzoll  aber  stets  zu 
niedrig  fand,  sie  hat  diese  Linie  verwischt.  Die  Linie  wird 
wiedergefunden  werden. 

„Laissez  faire,  laissez  passer“  darf  wieder  gelten;  dort, 
wo  Konkurrenz  vorhanden  ist.  Die  Freiheit  wird  wieder  er- 
wachen; ihr  einstiger  Begleiter  aber,  der  Wucher,  ist  tot 


SCHLUSSWORT. 

Was  in  dieser  Schrift  erörtert  wurde,  ist  Zukunftsmusik. 
Doch  heißt  es,  rechtzeitig  die  Instrumente  stimmen!  Des  künf- 
tigen Zusammenspieles  wegen. 

Drei  Probleme  des  Menschentums: 

Wiederherstellung, 

Valuta, 

Verhütung  von  Krisen. 

Von  ihrer  zweckmäßigen  Lösung  hängt  Gedeihen,  Glück 
und  Zukunft  des  heutigen,  des  kommenden  Geschlechtes  ab. 
Die  Ergebnisse  der  Untersuchung  sind  die  folgenden: 

I.  These. 

( Wiederherstellung .) 

Die  Tragfähigkeit  eines  Volkseinkommens  für  Staats- 
schuld und  Schadenersätze  ist  unbegrenzt. 

Die  Rentenbelastung  (R)  eines  Volkseinkommens  (V)  darf 

R 

dessen  Rentenkapazität  (x)  nicht  überschreiten  (-=  x;  eher- 
nes Rentengesetz). 
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Zur  vollen  Ausnützung  der  Rentenkapazität  gehört  die 
richtige  Besteuerung  des  Kriegsnutzens. 

Die  Rentenkapazität  kann  im  inflationistischen  Wege  be- 
liebig gesteigert  werden.  Bei  sorgfältiger  Vermeidung  der  wil- 
den Inflation  verhält  sich  das  neue  Volkseinkommen  (nV)  zum 
alten  (aV)  ceteris  paribus  (cp)  wie  die  neue  Existenzeinheit 

/ Pi  u / Pi  nV  nE 

(n  E)  zur  alten  (aE):  — — cp  — • 

a V aE 

Bei  richtiger  und  gewissenhafter , dem  Parteigetriebe  und 
der  Valutapolitik  entrückter  Wiederherstellung  ist  der  Rentner 
möglichst  wenig  geschädigt.  Andere  Vermögensverluste  soll  es 
überhaupt  nicht  geben.  Güterv erbrauch  wird  durch  Mehrpro- 
duktion ersetzt. 

II.  These. 

(Valuta.) 

Die  Relation  in  den  Valuten  (Va  Vai)  zweier  Staaten  ist 
ceteris  paribus  (cp)  das  umgekehrte  Verhältnis  ihrer  Existenz- 
einheiten (E  Ei):  =*  cp  Die  üblichen  Wechselkurse  sind 

Va  Ei 

nur  das  Abbild  von  Angebot  und  Nachfrage  im  Devisenhandel . 

Die  Valutapolitik  soll  als  äußere  Finanzpolitik  von  der  in- 
neren Finanzpolitik  (Wiederherstellung)  völlig  getrennt  wer- 
den. Der  Zinsfuß  ist  nur  der  inneren  Finanzpolitik  unterzu- 
ordnen. 

Der  Valuta  ist  die  Zoll-  und  Handelspolitik  (rechte  Seite 
der  Gleichung:  cp),  die  Restriktionspolitik  (rechte  Seite  der 
E 

Gleichung:  — ) und  die  Relationspolitik  (linke  Seite  der 
Ei 

Gleichung  :rr~)  dienstbar  zu  machen. 

Va 

Das  Gold  hat  durch  die  augenblickliche  Stauung  des  Gold- 
stroms seine  Fähigkeit  als  Wertmesser  eingebüßt.  Es  ist  zur 
Ware  geworden.  Wo  die  Barzahlungen  aufrecht  bleiben,  dort 
wird  das  Gold  zur  Beute  der  Industrie  und  Spekulation  werden . 

Darum  müssen  jene  Staaten,  welche  an  der  Goldwährung 
in  heutiger  Form  festhalten  wollen,  neben  ihrer  Zoll-  und  Han- 
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delspolitik  auch  Restriktionen  durchführen . Der  Vermögens- 
abgabe (geregelte  Restriktion)  oder  ausgedehnten  Krisen 
(wilde  Restriktion)  können  unter  dieser  Voraussetzung  weder 
Länder  mit  Staatsrenteninflation  (kriegführende  Staaten)  noch 
solche  mit  Gold - und  Renteninflation  (neutrale  Staaten)  ent- 
gehen (ehernes  Rentengesetz  — restriktorische  Kraft  des 
Goldes ).  Einseitige  Restriktionspolitik  beeinflußt  nur  den  Zäh- 
ler E,  während  der  Nenner  Ei  im  Machtbereich  des  Auslandes 
liegt . Restriktionen  müßten  daher  unter  Umständen  wiederholt , 
oder  mit  einer  Änderung  der  Relation  oder  der  Zoll - und  Han- 
delspolitik begleitet  werden. 


Staaten  dagegen,  welche  die  Barzahlungen  einstellen, 
machen  neben  der  Zoll-  und  Handelspolitik  richtiger  Relations- 
politik unter  Vermeidung  von  Restriktionen. 

Stützungen  des  Wechselkurses  sind  absolut  zu  vermeiden. 
Einmaliges  Rohstoffanlehen  für  den  Mehrimport  des  ersten 
Jahres  genügt. 


Denn  bei  rascher  und  gewissenhafter  Wiederherstel - 

längs-  ( ^— = cp  ) und  richtiger  Relationspolitik  = cp 
ß aV  aE  Va 

— ) ist  eine  scheinbar  noch  so  verschlechterte,  vom  Trugbild 
Ei 


der  Wechselkurse  jedoch  befreite  Valuta  ohne  schädigenden 
Einfluß  auf  Export  (Verminderung  der  Kaufkraft  des  Auslan- 
des bei  gleichartiger  Steigerung  ihres  Geldwertes),  Import 
( Verminderung  des  eigenen  Geldwertes  bei  gleichartiger  Stei- 
gerung der  Kaufkraft  des  Inlandes),  Auslandsguthaben  (Ver- 
minderung der  Sicherheit  der  Guthaben  im  Auslande  bei 
gleichartiger  Steigerung  ihres  Geldwertes)  und  Auslandsschul- 
den (Steigerung  der  Verbindlichkeit,  jedoch  nicht  in  dem  Maße 
der  Steigerung  des  Volkseinkommens  — ehernes  Renten- 
gesetz), während  eine  durch  Restriktion  noch  so  verbesserte 
Valuta  des  Auslands  dort  zwar  vor  Krisen  schützt,  anderen 
Nutzen  aber  nicht  bringt. 


Wird  im  Hinblick  auf  die  nicht  voll  ausgenützte  Renten- 
kapazität für  Auslandsschulden  (ehernes  Rentengesetz)  von 
den  Schuldner  Staaten  die  Relation  tiefer  gewählt,  wird  die  Re- 
striktion auf  eine  niedrigere  Existenzeinheit  gerichtet  als  vor 
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dem  Kriege , oder  gestaltet  sich  die  Zoll-  und  Handelspolitik 
günstiger,  dann  kann  ein  allmähliches  Rückströmen  der  Aus- 
landstitres gewärtigt  werden. 

Die  Unterscheidung  von  Gläubiger-  und  Schuldnerstaaten 
ist  lediglich  die  Folge  unrichtiger  Zoll-  und  Handels-,  Restrik- 
tions-,  oder  Relationspolitik  der  letzteren. 

Die  beste  und  einfachste  Relationspolitik  ist  die  zwischen- 
staatliche (Moratorium  der  Notenbanken  — einverständliche 
Neuaufstellung  der  Relation).  Der  finanzielle  Friedensschluß 
ist  die  Kriegsentschädigung  aller  an  alle. 


III.  These. 


(Verhütung  von  Krisen.) 


Die  Verhütung  von  Krisen  liegt  in  der  raschen  und  gewis- 
senhaften Wiederherstellungs - (~-=  cp1^)  sowie  in  der  rich- 


aV 


a E 


Vai 


tigen  Handels-,  Restriktions-  oder  Relationspolitik  ( 77-— 
F Va 

cpjf- 


Diese  Thesen  brechen  zum  Teil  mit  aller  Überlieferung. 
Voll  Zuversicht  in  die  finanzielle  Zukunft  seines  Vaterlandes 
stellt  sie  der  Verfasser  hiemit  zur  öffentlichen  Erörterung. 


Durch  das  unermeßliche  Gebiet  mußte  der  Leser  dieser 
Schrift  förmlich  mit  Schnellzugsgeschwindigkeit  geführt  wer- 
den, sollte  er  das  Ganze  überblicken. 

Nur  auf  das  Ganze  kommt  es  heute  an.  Die  beiden  Arbeiten 
des  Verfassers  sind  Erstlingsversuche  auf  dem  Gebiete  des 
Generalplans.  Drum  muß  vieles  flüchtig,  manches  phantastisch, 
wunderlich  erscheinen,  drum  mußte  der  Verfasser  selbst  im 
einen  oder  anderen  seine  erste  Skizze  korrigieren.  Wird 
der  Erfolg  bloß  die  systematische  Ausarbeitung  eines  Haupt- 
finanzprogrammes  sein,  wird  die  Lösung  vielleicht  auch 
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wesentlich  anders  aussehen,  als  sie  hier  vorschwebte,  — dann 
war  die  Mühe  nicht  vergeblich. 

Allerorts  erscheinen  heute  Gesetze  über  neue  Steuern,  ' 
Gebühren;  Broschüren  werden  die  Tausende  geschrieben  über 
die  Vergütung  der  Kriegsschäden,  Fürsorge  für  Invalide,  über 
Abschaffung  der  Goldwährung,  Vermögensabgabe,  Valuta;  — 
viele  glänzende  Detailarbeiten,  — der  Einheitsgedanke  fehlt 
bisher. 

Der  erste  Schritt. 

Der  erste  Schritt  zum  finanziellen  Frieden,  als  Vorbereitung 
einer  internationalen  Konferenz  wäre  der  Zusammentritt  einer 
mitteleuropäischen  Finanzkonferenz , welche  sich  in  Aus- 
schüsse zu  gliedern  hätte,  zwecks  Beratung 

1.  der  Wiederherstellung; 

2.  der  Valutafragen; 

3.  der  Verhütung  der  Krisen. 

Diese  Ausschüsse  wären  in  soviele  Subkomites  zu  teilen, 
als  selbständige  wichtige  Fragen  ihrer  Lösung  harren. 

Ein  literarisches  Büro  hätte  die  Literaturerscheinungen 
der  ganzen  Welt  zu  verfolgen  und  den  Referaten  zuzuweisen. 
Jeder  Ausschuß,  jedes  Subkomite  müßte  das  Recht  auf  Einbe- 
rufung von  Enqueten  erhalten. 

Die  erste  Aufgabe  der  mitteleuropäischen  Finanzkonfe- 
renz wäre,  zu  entscheiden:  Welche  Fragen  der  nächsten  Zu- 
kunft sind  innerstaatlicher  Natur,  welche  sind  Angelegenheiten 
des  Vierbundes , und  welche  sind  Weltfragen? 

Welche  sind  im  Verwaltungswege , welche  im  Wege  der 
Vereinbarung , welche  schiedsgerichtlich  zu  erledigen? 

Das  übrige  Arbeitsprogramm  ergibt  sich  dann  von  selbst. 


Als  „letztes  Ziel“  hat  Georg  Friedrich  Knapp  den  festen 
Kurs  genannt. 

Damals  klangs  wie  eine  Botschaft  aus  dem  Traumlande. 
Denn  in  eine  Zeit  schmetterte  der  verheißungsvolle  Ruf,  da  das 
Recht  des  europäischen  Arbeiters  auf  Arbeit,  der  Bestand  un- 
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serer  Unternehmungen,  der  Wert  unserer  Kapitalien  rettungs- 
los abhängig  zu  sein  schien  von  der  Menge  Metaliklumpen,  die 
afrikanische  Erde  zutage  förderte. 

Als  aber  in  des  Krieges  Not  das  Qetreidemonopol,  die 
Yolksernährungsämter  entstanden,  als  diese  Institutionen,  in 
Wirbelstürmen  geprüft,  sich  voll  befähigt  zeigten,  nach  Öffnung 
der  See,  nach  Rückkehr  des  Bauers  an  den  Pflug  die  Existenz- 
einheit wie  ein  Präzisionsinstrument  regulieren  zu  können,  als 
das  eherne  Preisgesetz  als  erstes  fiel,  da  wurde  vielleicht  der 
Grundstein  für  eine  neue,  glücklichere  Wirtschafts-  und  Fi- 
nanzepoche gelegt. 

Durch  dichte  Schleier  vor  unserem  geistigen  Auge  dringt 
ein  Ahnen  der  Golddämmerung. 


Es  wird  stille  werden  über  den  weißen  Ebenen  Rußlands, 
über  den  verbrannten  Ästen  des  Argonnenwaldes. 

Von  den  Gräbern  Millionen  Braver  werden  Millionen 
Brave  sich  lösen,  werden  in  die  Heimat  eilen.  Dem  Frieden 
entgegen?  Dem  Elend  zu? 


März,  1917. 
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Von  demselben  Verfasser  ist  im  gleichen 
Verlage  erschienen: 


RIEGSSCHADE 
UND  WIEDER- 
HERSTELLUNG 


Eine  Skizze 


(Preis  3 K) 


Unter  anderen  Tages-  und  Fachblättern  bringen 
die  „Mitteilungen  des  Vereins  der  Juristen  der  Staats- 
eisenbahnverwaltung" (September  1916)  ein  ausführ- 
liches Referat,  in  welchem  es  unter  anderem  heisst: 


. . . Denn  wenn  wir  das  Buch,  das  kaum 
70  Seiten  zählt,  nach  freier  Lust  und  nach  jener 
Stimmung,  die  es  mit  dem  Ausklingen  des 
letzten  Wortes  hervorruft,  besprechen  wollten, 
so  müßte  die  Besprechung  einen  Umfang  an- 
nehmen, der  dem  des  zu  besprechenden  Werkes 
mindestens  gleichkommt. 

Das  Buch  fesselt  in  erster  Reihe,  schon  durch 
sein  äußerliches  Gewand ; durch  die  Anordnung 
des  Textes,  welche  in  Verbindung  mit  der  eigen- 
artigen, knappen  und  urwüchsigen  Schreibweise 
den  Eindruck  hervorruft,  als  ob  man  es  mit 
einem  zu  Studienzwecken  angefertigten  Auszug 
eines  mindestens  fünfbändigen  Werkes  zu  tun 
hätte . . . 

. . . Fassen  wir  den  Gesamteindruck  des  Buches 
zusammen,  so  müssen  wir  sagen,  daß  uns 
eine  derart  anregende  und  alle  Gedanken  auf- 
peitschende Lektüre  nicht  so  bald  untergekom- 
men ist,  daß  wir  aber  andererseits  den  Wunsch 
nicht  unterdrücken  können,  der  Verfasser  möge 
seiner  ersten  kurzen  Schrift  nun  auch  ein  klares, 
ausführliches  Werk  folgen  lassen,  worin  er  die 
Fragen,  die  er  selbst  aufgeworfen  hat,  auch 
selber  beantwortet. 


17.  2.  — Pester  Lloyd-Druckerei. 


